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Wertpapierprospekt 

für das öffentliche Angebot 

von bis zu 225.000 auf den Inhaber lautenden Genussscheinen 

der 

Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung 
Münster 

Brockhoffstraße 11 
48143 Münster 

(„Emittentin“) 

im Nennbetrag von jeweils EUR 100,- 
und mit einem maximalen Gesamtvolumen von EUR 22.500.000,- 

eingeteilt in drei Tranchen 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende Ge-
nussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 2,5 Prozent des Nennbetrags (bzw. 
des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 
30. November 2024 („Genussscheine der Tranche A“), ISIN: DE000A2PRSS0/WKN: A2PRSS, 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende Ge-
nussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 3,25 Prozent des Nennbetrags (bzw. 
des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 
30. November 2026 („Genussscheine der Tranche B“), ISIN: DE000A2PR446/WKN: A2PR44, 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende Ge-
nussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 4,25 Prozent des Nennbetrags (bzw. 
des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 
30. November 2029 („Genussscheine der Tranche C“), ISIN: DE000A2PR453/WKN: A2PR45. 

Die Emittentin wird die Genussscheine am ersten Bankarbeitstag in Münster nach Ende der jeweiligen 
Laufzeit zurückzahlen. Die Genussscheine sind in Höhe ihres Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsan-
spruchs, falls dieser niedriger ist) jeweils ab dem 1. Dezember 2019 bis zum Ende der jeweiligen Laufzeit 
zu verzinsen. Die Zinsen werden jährlich berechnet und nachträglich zum 31. Juli eines jeden Jahres fäl-
lig, erstmals im Juli 2020 für den Zeitraum vom 1. bis zum 31. Dezember 2019.  

30. September 2019
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I. Zusammenfassung 

1. Einleitung mit Warnhinweisen: 

Die Zusammenfassung dieses Wertpapierprospekts (nachfolgend „Prospekt“) enthält alle Schlüsselinformationen, 
die in einer Zusammenfassung für diese Art von Wertpapieren und Emittenten enthalten sein müssen. 

Bezeichnung der Wertpapiere und ISIN, Identität und Kontaktdaten der Emittentin, einschließ-
lich Rechtsträgerkennung (LEI), Anbieter, keine die Zulassung zum Handel beantragende Per-
son 

Bei den Wertpapieren handelt es sich um verbriefte auf den Inhaber lautende Genussscheine. Die International 
Securities Identification Numbern (ISIN) lauten: DE000A2PRSS0, DE000A2PR446 und DE000A2PR453 und die 
Wertpapier-Kenn-Nummern (WKN) lauten: A2PRSS, A2PR44 und A2PR45. Die Westfleisch SCE mit beschränkter 
Haftung (die „Emittentin“) ist eine Europäische Genossenschaft. Die Emittentin ist in ihren Geschäftsräumen 
Brockhoffstraße 11, 48143 Münster oder per Telefon +49 (0) 251/493-0 sowie per Fax +49 (0) 251/493-12 89 
erreichbar. Die LEI lautet: 529900N2Q4GMKGUFDZ15. Die Emittentin ist auch der Anbieter der Wertpapiere. Eine 
die Zulassung zum Handel beantragende Person existiert nicht. 

Identität und Kontaktdaten der zuständigen Behörde und das Datum der Billigung  

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 
Postfach 1253 
53002 Bonn 
Fon: 0228 / 4108 - 0 
Fax: 0228 / 4108 - 1550 

Marie-Curie-Str. 24-28  
60439 Frankfurt am Main 
Postfach 50 01 54 
60391 Frankfurt am Main 
Fon: 0228 / 4108 - 0 
Fax: 0228 / 4108 - 123 

E-Mail: poststelle@bafin.de 
hat diesen Prospekt am 30. September 2019 gebilligt. 

Warnhinweise:  

Es wird darauf hingewiesen,  

- dass die Zusammenfassung als Prospekteinleitung verstanden werden sollte; 

- dass der Anleger sich bei der Entscheidung, in die Wertpapiere zu investieren, auf den Prospekt als Ganzes 
stützen sollte; 

- dass der Anleger das gesamte angelegte Kapital oder einen Teil davon verlieren könnte; 

- dass für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in einem Prospekt enthaltenen Informatio-
nen geltend gemacht werden, dass der als Kläger auftretende Anleger nach nationalem Recht die Kosten für 
die Übersetzung des Prospekts vor Prozessbeginn zu tragen haben könnte; 

- dass zivilrechtlich nur diejenigen Personen haften, die die Zusammenfassung samt etwaiger Übersetzungen 
vorgelegt und übermittelt haben, und dies auch nur für den Fall, dass die Zusammenfassung, wenn sie zu-
sammen mit den anderen Teilen des Prospekts gelesen wird, irreführend, unrichtig oder widersprüchlich ist 
oder dass sie, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Prospekts gelesen wird, nicht die Basisinfor-
mationen vermittelt, die in Bezug auf Anlagen in die betreffenden Wertpapiere für die Anleger eine Entschei-
dungshilfe darstellen würden. 

2. Basisinformationen über die Emittentin 

Wer ist die Emittentin der Wertpapiere? 

Sitz und Rechtsform der Emittentin, ihre LEI, für die Emittentin geltendes Recht und Land der Eintragung:
Die Emittentin führt und tritt im Rechtsverkehr und am Markt auf unter der Firma Westfleisch SCE mit beschränk-
ter Haftung und ist eingetragen im Genossenschaftsregister des Amtsgerichts Münster unter GnR 448. Die Emitten-
tin ist eine eingetragene Europäische Genossenschaft mit Sitz in Münster (Westfalen), die 2015 aus einer Genossen-
schaft nach deutschem GenG umgewandelt wurde. Für sie gilt deutsches und europäisches Recht, soweit letzteres in 
Deutschland anwendbar ist. 

Haupttätigkeit der Emittentin: Die Emittentin ist die Muttergesellschaft der Westfleisch-Gruppe und bildet ge-
meinsam mit der Westfleisch Finanz AG einen Konzern gemäß § 18 Abs. 1 AktG u. a. aufgrund ihrer wechselseitigen 
Beteiligungen und der gemeinsamen Leitung. Die Westfleisch Finanz AG ist eine abhängige Gesellschaft im Sinne 
des § 17 Abs. 1 AktG. Neben der Westfleisch Finanz AG sind an der Emittentin ca. 4.600 Mitglieder beteiligt, deren 
Kreis sich aus Einzelmitgliedern, Mitgliedsgenossenschaften und Organmitgliedern zusammensetzt. Die Emittentin 
unterhält sechs eigene Fleischcenter (Niederlassungen) an den Standorten Coesfeld, Lübbecke, Hamm, Gelsenkir-
chen, Bakum und Dissen und ein Nutzviehzentrum. Sie hält zudem als Konzernmutter Beteiligungen an verschiede-
nen Tochtergesellschaften im In- und Ausland (Emittentin zusammen mit allen ihren Tochtergesellschaften, die 
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„Westfleisch-Gruppe“), die ebenfalls mit unterschiedlichen Schwerpunkten mit der Schlachtung, Zerlegung, Verar-
beitung, Veredelung und Vertrieb von Schweinen, Großvieh und Kälbern befasst sind.  

Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung und Veredelung von Schweinen, Großvieh und Kälbern; Nutzviehgeschäft: Die 
Emittentin unterhält Betriebsgebäude, Einrichtungen und technische Anlagen (teilweise gepachtet) für Schlacht- 
und Zerlegebetriebe auf eigenen Grundstücken in Hamm, Dissen und Bakum, Lübbecke und Coesfeld. Aufgrund der 
Zerstörung des Fleischcenters Paderborn in 2016 (Großbrand), wird seit Mitte 2016 ein Schlacht- und Zerlegebe-
trieb in Gelsenkirchen betrieben (gepachtet von der Westfleisch Finanz AG). In Paderborn wurde bis März 2019 
eine Viehsammelstelle betrieben. Im Anschluss an die Schlachtung werden die Tiere zerlegt und entweder in dieser 
Form veräußert oder durch eigene Veredelungsbetriebe weiterverarbeitet. Das verkaufte oder veredelte Fleisch 
stammt zum ganz überwiegenden Teil aus eigener Schlachtung; nur ein geringfügiger Anteil des verarbeiteten Flei-
sches stammt aus Fremdzukäufen. Neben der Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung und Veredelung in der nachge-
lagerten Wertschöpfungskette von Schwein-, Großvieh- und Kalbsfleisch betreibt die Emittentin auch das Nutzvieh-
geschäft. Dieses wird im Wesentlichen durch das Ferkelgeschäft geprägt. Darüber hinaus vermarktet und vertreibt 
die Emittentin Kälber.  

Steuerung der Beteiligungsunternehmen: Neben ihrer eigenen operativen Tätigkeit hält die Emittentin zahlreiche 
strategische Beteiligungen an Gesellschaften, die u.a. in der Fleischproduktion und -verarbeitung tätig sind. Hierzu 
zählen unter anderem die Herstellung von frischen und tiefgefrorenen Fleisch-Convenienceprodukten durch die 
WestfalenLand Fleischwaren GmbH, die Herstellung von Wurst- und Schinkenprodukten sowie Schlachtung und 
Zerlegung durch die Westfleisch Erkenschwick GmbH. Anfang 2016 hat das auf Zerlegung von Sauen spezialisierte 
Joint-Venture Unternehmen WestCrown GmbH, an dem die Emittentin zu 50 Prozent beteiligt ist, seinen Betrieb 
aufgenommen. Ferner ist die Emittentin an der Westpet Janke GmbH, die Vormischungen für die Nassfutterindust-
rie herstellt, und an der DogsNature GmbH, die auf die Herstellung von Hundesnacks spezialisiert ist, beteiligt, die 
zusammen die Petfood-Sparte des Konzerns bilden. Ende 2018 hat die Westfleisch Erkenschwick GmbH sämtliche 
Anteile an der auf Verwertung von Schweineköpfen spezialisierte Gesellschaft Bruns Fleischhandels- und Zerlege 
GmbH erworben und dann Anfang 2019 durch Umwandlung auf sich verschmolzen. Im April 2019 wurde in Däne-
mark die Vertriebsgesellschaft Westfleisch Scandinavia ApS zum Ausbau der Vertriebsstruktur der Westfleisch-
Gruppe auf den skandinavischen Märkten gegründet. Im Mai 2019 wurde die Neustrukturierung der Vertriebs-
struktur in der Westfleisch-Gruppe in der Sparte „Schwein“ abgeschlossen und in der 100-prozentige Tochterge-
sellschaft, die Westfleisch Sales GmbH, gebündelt. Der Vertrieb in der Sparte Großvieh an den Standorten Lübbecke 
und Bakum verbleibt vorerst bei der Emittentin. Dasselbe gilt für die Nutzviehsparte. Darüber hinaus umfasst der 
Konzern reine Vertriebsgesellschaften, die Produkte auf in- und ausländischen Märkten vertreiben sowie Dienst-
leistungsunternehmen, die für die Westfleisch-Gruppe Dienste wie Logistik, Transport und Personalüberlassung 
erbringen. Zudem bestehen Beteiligungen an Unternehmen, die Kühlhäuser betreiben.  

Hauptanteilseigner der Emittentin, einschließlich Angabe, ob an ihr unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer die Beteiligungen hält bzw. die Beherrschung 
ausübt: Die Emittentin hatte per 31. Dezember 2018 4.611 Mitglieder, unter Berücksichtigung bereits gekündigter 
Mitgliedschaften 4.474 Mitglieder. Zum 30. Juni 2019 waren es 4.781 Mitglieder, unter Berücksichtigung der zum 
31. Dezember 2019 gekündigten Mitgliedschaften 4.665 Mitglieder. Hauptgesellschafter oder beherrschende Ge-
sellschafter der Emittentin aufgrund Stimmrechtsmehrheit gibt es nicht. Auch bestehen keine vertraglichen Beherr-
schungsverhältnisse. Abhängigkeitsverhältnisse aus Unternehmensverträgen, aufgrund derer die Emittentin von 
anderen Konzerngesellschaften beherrscht wird, wie beispielsweise Beherrschungsverträge nach § 291 Abs. 1 1. 
Alt. des AktG, bestehen nicht. Die Emittentin hat teilweise mit ihren Tochtergesellschaften Gewinnabführungsver-
träge abgeschlossen, aufgrund derer sich die Tochtergesellschaften verpflichten, ihre Gewinne an die Emittentin 
abzuführen. Hierdurch entsteht keine gesellschaftsrechtliche Abhängigkeit der Emittentin von ihren Tochtergesell-
schaften. Die Emittentin hingegen hat sich nicht gegenüber einer anderen Gesellschaft verpflichtet, ihre Gewinne an 
diese abzuführen.  

Identität der Vorstände: Dem Vorstand der Emittentin gehören gegenwärtig die Herren Dirk Niederstucke, Peter 
Piekenbrock, Gerhard Meierzuherde, Johannes Steinhoff, Carsten Schruck und Herr Steen Sönnichsen an. Herr 
Steinhoff, Herr Schruck und Herr Sönnichsen sind geschäftsführende, Herr Niederstucke, Herr Piekenbrock und 
Herr Meierzuherde sind ehrenamtliche beziehungsweise nicht geschäftsführende Mitglieder des Vorstands. 

Identität des Abschlussprüfers: Abschlussprüfer der Emittentin für die zum 31. Dezember 2017 und zum 
31. Dezember 2018 endenden Geschäftsjahre war der DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband 
e.V. mit Sitz in Linkstraße 12, 10785 Berlin, eingetragen unter der VR-Nummer VR 20565 beim Amtsgericht Char-
lottenburg. Der DGRV ist Mitglied der Wirtschaftsprüferkammer, Berlin. 

Welches sind die wesentlichen Finanzinformationen über die Emittentin? 

Außer wenn die nachfolgenden wesentlichen Finanzinformationen unten als „nicht geprüft“ gekennzeichnet sind, 
sind diese den nach den Vorschriften des HGB erstellten und geprüften Konzernabschlüssen der Emittentin für die 
jeweils am 31. Dezember endenden Geschäftsjahre 2017 und 2018 sowie dem geprüften Jahresabschluss 2018 
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entnommen. Einzelne Zahlenangaben (darunter auch Prozentangaben) in diesem Prospekt wurden kauf-
männisch gerundet und addieren sich unter Umständen nicht genau zu den in der Tabelle gegebenenfalls 
gleichfalls enthaltenen Gesamtsummen. Mangels Eingreifen entsprechender Voraussetzungen, liegen Pro-
forma Finanzinformationen nicht vor. 

(1) Wesentliche Finanzinformationen aus der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 

Zeitraum 
Geschäftsjahr 

1.1.-31.12.2018 
Geschäftsjahr 

1.1.-31.12.2017 
TEUR TEUR

Umsatzerlöse 2.557.626 2.752.383

Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 3.047 3.255

Sonstige betriebliche Erträge 43.277 63.437

Materialaufwand 2.186.848 2.430.320

Personalaufwand 170.917 153.679

Sonstige betriebliche Aufwendungen 181.422 163.728

Operativer Gewinn/Verlust (nicht geprüft)1 64.763 71.350

Abschreibungen 40.594 41.892

Finanzergebnis (nicht geprüft) -3.169 -3.815

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 8.466 12.207

Sonstige Steuern 881 821

Konzernjahresüberschuss 11.654 12.615

Nicht beherrschende Anteile 6.567 10.409

Konzernverlustvortrag -775 -749

Einstellung in Rücklagen 2.198 1.252

Konzernbilanzgewinn/-verlust 2.114 206

(2) Wesentliche Finanzinformationen aus der Konzernbilanz 

Stichtag 31. Dezember 2018  31. Dezember 2017 

Aktiva TEUR TEUR
Anlagevermögen (gesamt) 224.773 224.222

davon Sachanlagen 208.834 207.601
Umlaufvermögen (gesamt) 383.382 333.232

davon Vorräte
davon Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
davon sonstige Wertpapiere  
davon Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 

80.422
218.658 

4.867 
79.433 

75.722
227.666 

3.719 
26.125 

Rechnungsabgrenzungsposten 4.124 4.477
Passiva
Eigenkapital (gesamt) 215.261 192.398

davon Gezeichnetes Kapital 
davon Ergebnisrücklagen 
davon Eigenkapitaldifferenz aus der Währungs-umrechnung 
davon Konzernbilanzgewinn/-verlust 
davon nicht beherrschende Anteile 
davon Sonderposten des Eigenkapitals 

26.195
75.478 

-35 
2.114 

97.468 
14.041 

24.638
73.175 

4 
206 

94.375 
0 

Rückstellungen (gesamt) 132.003 105.798
davon sonstige Rückstellungen 107.717 87.540

Verbindlichkeiten (gesamt) 248.798 249.429
davon Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
davon Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
davon Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht 
davon sonstige Verbindlichkeiten 

75.704
138.321 

1.619 

33.154 

76.280
131.973 

1.081 

40.095 
Passive latente Steuern 16.217 14.305

Nettofinanzverbindlichkeiten (nicht geprüft)2 291.134 318.809

1 Der operative Gewinn/Verlust (EBITDA) wurde wie folgt bestimmt: Umsatzerlöse + Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und 
unfertigen Erzeugnissen + sonstige betriebliche Erträge ./. Materialaufwand ./. Personalaufwand ./. Sonstige betriebliche Aufwendungen. 
2 Die Nettofinanzverbindlichkeiten wurden wie folgt errechnet: zum 31. Dezember 2018: langfristige Verbindlichkeiten: TEUR 75.158 (Verbindlich-
keiten gegenüber Kreditinstituten ./. kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten: TEUR 546) + kurzfristige Schulden: EUR 295.409 
(kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (s.o.) + Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen + Verbindlichkeiten gegenüber 
Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht + sonstige Verbindlichkeiten + sonstige Rückstellungen + Steuerrückstellungen: 
TEUR 14.052) ./. Barmittel (Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks). Zum 31. Dezember 2017: langfristige Verbindlichkeiten: 
TEUR 75.838 (Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ./. kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten: TEUR 442) + kurzfristige 
Schulden: EUR 269.096 (kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (s.o.) + Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen + 
Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht + sonstige Verbindlichkeiten + sonstige Rückstellungen + 
Steuerrückstellungen: TEUR 7.966) ./. Barmittel (Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks). 
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(3) Wesentliche Finanzinformationen aus der Konzernkapitalflussrechnung 

Zeitraum 
Geschäftsjahr

1.1.-31.12.2018 
Geschäftsjahr 

1.1.-31.12.2017 
(geprüft) (geprüft)

TEUR TEUR
Netto-Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 97.020 54.426
Netto-Cashflow aus Investitionstätigkeit -39.467 -38.937
Netto-Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -4.328 156
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 78.907 25.682

Keine etwaigen Einschränkungen für Bestätigungsvermerke für die Konzernanschlüsse: Die Bestätigungs-
vermerke für die zum 31. Dezember 2017 und 31. Dezember 2018 endenden Geschäftsjahre der Emittentin wurden 
für die Konzernabschlüsse 2017 und 2018 der Emittentin uneingeschränkt erteilt. 

(4) Wesentliche Finanzinformationen aus der Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin 

Zeitraum 
Geschäftsjahr

1.1.-31.12.2018 
Geschäftsjahr 

1.1.-31.12.2017 
TEUR TEUR

Umsatzerlöse 2.274.754 2.267.500
Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 5.495 -1.473
Sonstige betriebliche Erträge 22.692 32.534
Materialaufwand 2.110.607 2.095.914
Personalaufwand 56.394 51.465
Sonstige betriebliche Aufwendungen 160.119 147.350
Operativer Gewinn/Verlust (nicht geprüft)3 -24.180 3.832
Abschreibungen 9.142 9.567
Erträge aus Ergebnisabführungsverträgen 46.863 27.815
Aufwendungen aus Verlustübernahmen 1.109 6.588
Zinsen und ähnliche Erträge sowie Erträge aus Beteiligungen und Wertpapieren 2.465 1.977
Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 658 1.383
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 4.419 5.030
Steuern vom Einkommen und Ertrag 5.322 8.450
Sonstige Steuern 103 102
Jahresüberschuss 4.397 2.504

(5) Wesentliche Finanzinformationen aus der Bilanz der Emittentin 
Stichtag 31. Dezember 2018 31. Dezember 2017

Aktiva TEUR TEUR
Anlagevermögen (gesamt) 100.851 100.455

davon Sachanlagen
davon Finanzanlagen 

48.935
40.757 

48.206
43.034 

Umlaufvermögen (gesamt) 346.040 304.803
davon Vorräte
davon Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
davon sonstige Wertpapiere 
davon Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten  

47.804
225.143 

4.867 
68.226 

41.711
240.963 

3.719 
18.410 

Rechnungsabgrenzungsposten 1.856 2.309
Passiva
Eigenkapital (gesamt) 124.677 105.829

davon Gezeichnetes Kapital 
davon Ergebnisrücklagen 
davon Bilanzgewinn 
davon Sonderposten des Eigenkapitals 

29.835
78.603 
2.198 

14.041 

28.278
76.299 
1.252 

0 
Rückstellungen (gesamt) 94.605 79.508

davon sonstige Rückstellungen 70.693 61.423
Verbindlichkeiten (gesamt) 229.465 222.229

davon Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
davon Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
davon Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 
davon Verbindlichkeiten gegen Unternehmen mit denen ein Beteiligungsver-
hältnis besteht 
davon sonstige Verbindlichkeiten 
 davon Genussrechtskapital 

19.030
94.057 
89.583 
1.138 

25.657 
19.444 

19.693
87.595 
79.305 
1.081 

34.554 
27.944 

Nettofinanzverbindlichkeiten (nicht geprüft)4 245.611 273.035

3 Der operative Gewinn/Verlust (EBITDA) wurde wie folgt bestimmt: Umsatzerlöse + Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und 
unfertigen Erzeugnissen + sonstige betriebliche Erträge ./. Materialaufwand ./. Personalaufwand ./. Sonstige betriebliche Aufwendungen. 
4 Die Nettofinanzverbindlichkeiten wurden wie folgt errechnet: zum 31. Dezember 2018: langfristige Verbindlichkeiten: TEUR 19.029 (Verbindlich-
keiten gegenüber Kreditinstituten ./. kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten: TEUR 1) + kurzfristige Schulden: TEUR 294.808 
(kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (s.o.) + Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen + Verbindlichkeiten gegenüber 
Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht + sonstige Verbindlichkeiten + sonstige Rückstellungen + Steuerrückstellungen: 
TEUR 13.679) ./. Barmittel (Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten). Zum 31. Dezember 2017: langfristige Verbindlichkeiten: TEUR 
19.689 (Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ./. kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten: TEUR 4) + kurzfristige Schulden: 
TEUR 271.755 (kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (s.o.) + Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen + Verbindlich-
keiten gegenüber Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht + sonstige Verbindlichkeiten + sonstige Rückstellungen + Steuerrück-
stellungen von TEUR 7.792) ./. Barmittel (Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten). 
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Keine etwaigen Einschränkungen für den Bestätigungsvermerk für den Einzelabschluss: Der Bestätigungs-
vermerk für den Jahresabschluss 2018 der Emittentin wurde uneingeschränkt erteilt.

Welches sind die zentralen Risiken, die für die Emittentin spezifisch sind? 

- Die Tätigkeit und der Umsatz der Westfleisch-Gruppe könnte durch Tierkrankheiten und -seuchen beein-
trächtigt werden. 

- Die Emittentin ist auf dem konsumabhängigen Markt für Fleischwarenverarbeitung tätig und unterliegt da-
mit einem Nachfragerisiko der Endverbraucher. 

- Die Emittentin ist von der Preisentwicklung für Rohstoffe, wie Fleisch und Gewürze, abhängig. 

- Es könnten sich steuerliche Risiken bei der Emittentin verwirklichen. 
- Die Emittentin ist als Konzernobergesellschaft wirtschaftlich von anderen Konzerngesellschaften abhängig 

und unterliegt zudem Risiken aus bestehenden Gewinnabführungs- und Verlustübernahmeverträgen. 

- Die Emittentin und die Westfleisch-Gruppe unterliegt Risiken aus Veränderungen des regulatorischen Rah-
mens, insbesondere für Anlagenbetrieb und Fleischwarenvertrieb. 

- Die Emittentin könnte durch Verstöße gegen Tierschutzbestimmungen beeinträchtigt werden. 

- Die Westfleisch-Gruppe unterliegt Umweltrisiken im Zusammenhang mit den ihr genutzten Grundstücken 
oder Anlagen, wie nicht bekannten Altlasten, Bodenverunreinigungen oder anderen schädlichen Bodenver-
änderungen. 

- Die Westfleisch-Gruppe unterliegt Exportrisiken, insbesondere in Form von Einfuhrbeschränkungen und -
sperren. 

- Die Tätigkeit und der Umsatz der Westfleisch-Gruppe könnte durch Lebensmittelskandale beeinträchtigt 
werden. 

3. Basisinformationen über die Wertpapiere 

Welches sind die wichtigsten Merkmale der Wertpapiere? 

Art, Gattung und ISIN der Wertpapiere, Währung, Stückelung, Nennwert, Anzahl und Laufzeit der begebe-
nen Wertpapiere: Bei den Wertpapieren handelt es sich um verbriefte auf den Inhaber lautende Genussscheine. 
Eine Zulassung der Genussscheine zu einem organisierten Markt ist nicht vorgesehen. Die ISIN lauten 
DE000A2PRSS0, DE000A2PR446 und DE000A2PR453 und die WKN lauten A2PRSS, A2PR44 und A2PR45. Wäh-
rung der Wertpapiere lautet auf EURO. Die Emittentin bietet öffentlich 225.000 auf den Inhaber lautende Genuss-
scheine mit einem Nennbetrag von jeweils EUR 100,- und im Gesamtnennbetrag von EUR 22.500.000,- (in Worten: 
zweiundzwanzig Millionen und fünfhunderttausend Euro), eingeteilt in drei Tranchen (Tranche A und B und C) zu 
jeweils EUR 7.500.000,- mit unterschiedlicher Laufzeit und Verzinsung an.  Der Vertrag über die Genussscheine hat 
eine feste Laufzeit. Die Laufzeit der auf den Inhaber lautenden Genussscheine endet  

- für Genussscheine der Tranche A mit Ablauf des 30. November 2024, 

- für Genussscheine der Tranche B mit Ablauf des 30. November 2026 und 

- für Genussscheine der Tranche C mit Ablauf des 30. November 2029. 

Bis zu dem jeweiligen Fälligkeitstermin ist der Vertrag über Genussscheine durch keine der Vertragsparteien künd-
bar. 

Mit den Wertpapieren verbundene Rechte: Die Genussscheine enthalten das Recht auf Ausschüttung sowie 
Rückzahlung des Nennbetrags, beinhalten allerdings eine Verlustbeteiligung. Die Genussscheine gewähren keine 
Informations-, Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte in der Generalversammlung der Emittentin. Da Genuss-
scheine am Verlust teilnehmen, kann das dazu führen, dass Zinsen und/oder Rückzahlungen ganz oder teilweise 
nicht geleistet werden. Zudem kann die Zahlung der Verzinsung dadurch verringert werden, denn sofern der Rück-
zahlungsanspruch den Nennbetrag des Genussscheinkapitals unterschreitet, ist für die Berechnung des Ausschüt-
tungsbetrages nicht mehr die Höhe des ursprünglichen Nennbetrags, sondern die jeweilige Höhe des verminderten 
Rückzahlungsanspruches maßgeblich. Die Genussscheinbedingungen enthalten Regelungen gemäß dem Gesetz 
über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen von 2009 („SchVG“), wonach ein Mehrheitsbeschluss einer 
Versammlung der Genussscheingläubiger für alle Genussscheingläubiger bindend sein kann. Ein solcher Beschluss 
kann die Rechte der Genussscheingläubiger beschränken oder ganz oder teilweise aufheben. Das Genussscheinkapi-
tal ist vom 1. Dezember 2019 an in Höhe des Nennbetrags ausschüttungsberechtigt und wie folgt jährlich zu verzin-
sen: 

- Genussscheine der Tranche A: 2,5 Prozent des jeweiligen Nennbetrags der Genussscheine (bzw. des Rückzah-
lungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für Zeiträume ab dem 1. Dezember 2019 bis zum Ablauf des 30. 
November 2024,  

- Genussscheine der Tranche B: 3,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags der Genussscheine (bzw. des Rück-
zahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für Zeiträume ab dem 1. Dezember 2019 bis zum Ablauf des 30. 
November 2026; und 
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- Genussscheine der Tranche C: 4,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags der Genussscheine (bzw. des Rück-
zahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für Zeiträume ab dem 1. Dezember 2019 bis zum Ablauf des 30. 
November 2029. 

Für das erste und letzte Kalenderjahr der Laufzeit erfolgt die Ausschüttung entsprechend zeitanteilig. Für das erste 
Kalenderjahr hinsichtlich des Zeitraums zwischen dem 1. und 31. Dezember 2019 am 31. Juli 2020 bzw. für das 
letzte Kalenderjahr auf das Ende der jeweiligen Laufzeit folgenden Kalenderjahr. Die Zinsausschüttung ist in zeitli-
cher Hinsicht beschränkt: Im Zweifel erfolgt die jährliche Ausschüttung auf das Genussscheinkapital nur gegen Vor-
lage der Urkunde. Die Vorlegungsfrist ist allerdings beschränkt: Sie endet am 30. Juni des auf das Jahr der Fälligkeit 
der Ausschüttungen folgenden Jahres. Der Anspruch auf Zinsausschüttungen erlischt nach diesem Zeitpunkt, so 
dass eine Ausschüttung hiernach nicht mehr erfolgt.  

Die Höhe des Rückzahlungsanspruchs entspricht grundsätzlich der Höhe des ursprünglichen Nennbetrags. Der 
Rückzahlungsanspruch kann allerdings niedriger sein, sofern er dadurch gemindert wurde, dass ein ausgewiesener 
Bilanzverlust nicht durch bestehende „Andere Ergebnisrücklagen“ gedeckt ist oder die Geschäftsguthaben der Emit-
tentin (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) zur Deckung von Verlusten herabgesetzt wurden. Die Höhe der 
jährlichen Ausschüttungen orientiert sich am Nennbetrag der Genussscheine, sofern nicht der Rückzahlungsan-
spruch niedriger als der Nennbetrag ist; in letzterem Fall orientiert sich die Höhe der jährlichen Ausschüttungen an 
dem Rückzahlungsanspruch. Wird der Rückzahlungsanspruch aus den vorgenannten Gründen gemindert, vermin-
dern sich die jährlichen Ausschüttungen entsprechend. Die Zahlung von Ausschüttungen erfolgt durch Überweisung 
an den Genussscheingläubiger an die der Emittentin zuletzt mitgeteilte Kontoverbindung. An einem entstandenen 
Verlust nimmt das Genussscheinkapital in dem Verhältnis teil, in dem sein gesamter Betrag zum Betrag der Ge-
schäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) steht. Bei einer Kapitalherabsetzung vermindert sich 
der Rückzahlungsanspruch jedes Genussscheingläubigers in demselben Verhältnis, wie die Geschäftsguthaben (in 
der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) herabgesetzt werden. Eine Kapitalherabsetzung (in der Bilanz als Grund-
kapital ausgewiesen) findet statt, wenn insb. Geschäftsanteile nach Höhe oder Anzahl oder auf sie zu leistender Ein-
zahlung durch Satzungsänderung herabgesetzt werden. 

Relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur der Emittentin im Insolvenzfall: Die Forderungen aus 
dem Genussscheinkapital sind nicht besichert und gehen den Forderungen aller anderen Gläubiger der Emittentin 
im Range nach, soweit diese nicht ausdrücklich im Hinblick auf das Genussscheinkapital nachrangig oder gleichran-
gig gestellt werden. 

Etwaige Beschränkungen der freien Handelbarkeit der Wertpapiere: Etwaige Beschränkungen der freien 
Handelbarkeit der Wertpapiere Die Genussscheine sind übertragbar. Gegenüber der Emittentin wird die Übertra-
gung erst dann wirksam, wenn sie ihr von dem bisherigen und dem neuen Genussscheingläubiger unter Angabe des 
Namens, der Anschrift und der Bankverbindung des neuen Genussscheingläubigers schriftlich angezeigt wurde.  

Wo werden die Wertpapiere gehandelt? 

Für die angebotenen Genussscheine wurde kein Antrag auf Zulassung zum Handel gestellt und es ist nicht geplant, 
einen solchen Antrag zu stellen, um sie an einem geregelten Markt oder anderen gleichwertigen Märkten zu platzie-
ren. 

Wird für die Wertpapiere eine Garantie gestellt? 

Für die Wertpapiere wird keine Garantie gestellt. 

Welches sind die zentralen Risiken, die für die Wertpapiere spezifisch sind? 

- Es besteht das Risiko der Verringerung des Rückzahlungsbetrages und des Ausfalls von Ausschüttungen bei 
Verlustteilnahme bis hin zum Totalverlusts des eingesetzten Kapitals.  

- Die Genussscheininhaber haben keine Verwaltungs- und Teilnahmerechte an der Emittentin und die Mehr-
heit der Genussscheingläubiger kann aus Sicht der Anleger nachteilige Beschlüsse mit Wirkung für alle Ge-
nussscheingläubiger fassen. 

- Es besteht das Risiko des Totalverlusts des eingesetzten Kapitals bei einer Insolvenz der Emittentin, insbe-
sondere weil keine Beschränkung der Kapitalaufnahme vorliegt und andere Verbindlichkeiten vorrangig 
und/oder besichert sind. 

- Es besteht keine ordentliche Kündigungsmöglichkeit und nur eine eingeschränkte Veräußerbarkeit und kei-
ne Handelbarkeit der Genussscheine. 

4. Basisinformationen über das öffentliche Angebot von Wertpapieren 

Zu welchen Konditionen / nach welchem Zeitplan kann ich in das Wertpapier investieren? 

Der Mindestzeichnungsbetrag beträgt EUR 1.000,- je Tranche; darüber hinaus können Genussscheine in beliebiger 
Höhe, jedoch insgesamt mit einem durch 100 teilbaren Nennbetrag, gezeichnet werden. Der Angebotszeitraum, 
innerhalb dessen Anträge auf Beteiligung am Genussscheinkapital abgegeben werden können, beginnt am 1. Okto-
ber 2019 und endet mit Ablauf des 29. November 2019. Anleger können innerhalb dieser Frist Anträge auf Beteili-
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gung am Genussscheinkapital durch Einreichung eines vollständig und korrekt ausgefüllten und unterzeichneten 
Antrags auf Beteiligung am Genussscheinkapital bei der Emittentin abgeben. Der Antrag ist mit seinem Zugang bei 
der Emittentin bindend und kann danach nicht mehr abgeändert werden. Die Genussscheine werden öffentlich 
angeboten. Zeichnungsberechtigt sind insbesondere Mitarbeiter der Emittentin oder eines mit ihr verbunden Un-
ternehmens, Mitglieder der Emittentin und Aktionäre der Westfleisch Finanz AG. Die Zuteilung der Genussscheine 
erfolgt in der Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der unterschriebenen Anträge nach dem sogenannten „Wind-
hund-Verfahren“. Die Emittentin behält sich das Recht vor, eingehende Anträge nicht oder nur teilweise anzuneh-
men. Eine Zuweisung von Genussscheinen einer anderen Tranche bei einer Vollplatzierung der gezeichneten Tran-
che findet nicht statt. Die Meldung der Anzeige der zugeteilten Genussscheine erfolgt unmittelbar und unverzüglich 
an die Anleger. Das gesamte anonymisierte Angebotsergebnis wird unverzüglich nach Eingang aller Zahlun-
gen und Abwicklung, voraussichtlich am 15. Januar 2020 auf der Internetseite 
www.westfleisch.de/unternehmen bekannt gegeben. 

Wer ist der Anbieter und/oder die die Zulassung zum Handel beantragende Person? 

Die Emittentin ist zugleich der Anbieter der Wertpapiere. Eine die Zulassung zum Handel beantragende Person gibt 
es nicht. Eine Zulassung der Wertpapiere ist nicht beabsichtigt. 

Weshalb wird dieser Prospekt erstellt? 

Zweckbestimmung der Erlöse und die geschätzten Nettoerlöse: Der Emittentin fließt bei vollständiger Platzie-
rung der Genussscheine im Rahmen des Angebots ein Emissionsbruttoerlös von EUR 22.500.000,- zu. Der geschätz-
te Emissionsnettoerlös wird voraussichtlich EUR 22.350.000,- betragen. Die Kosten setzen sich wie folgt zusammen: 
ca. EUR 100.000,- für Rechtsberatungskosten. ca. EUR 20.000,- für Gebühren der BaFin und ca. EUR 30.000,- admi-
nistrative und Verwaltungskosten der Emittentin. Bei der Emission der Genussscheine entstehen der Emittentin 
neben den bereits genannten Kosten, keine weiteren Kosten.  

Mit den eingeworbenen Mittel wird in voller Höhe die Rückzahlung des am 30. November 2019 fälligen Genuss-
rechtskapitals aus der Genussrechtsemission aus dem Jahr 2014 in Höhe von rd. EUR 10.400.000,- bewirkt. Der 
verbleibende Teil des Emissionsnettoerlöses von rd. EUR 11.950.000 wird (a) für Investitionen im Zusammenhang 
mit Standortstrukturprojekten betreffend den Ausbau von Schlacht- und Zerlegestandorten zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Westfleisch-Gruppe sowie (b) für den Ausbau der nachgelagerten Wertschöpfung im 
Bereich der Weiterverarbeitung in der Westfleisch-Gruppe vorgesehen.  

Angaben, ob das Angebot einem Übernahmevertrag mit fester Übernahmeverpflichtung unterliegt, wobei 
jeder nicht erfasste Teil anzugeben ist: Ein Übernahmevertrag bzw. eine Übernahmeverpflichtung ist nicht vor-
gesehen. 

Angaben zu wesentlichsten Interessenkonflikten in Bezug auf das Angebot: Potentielle Interessenkonflikte 
können sich in den Personen der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder aus folgenden Gründen ergeben: 

- Alle Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder haben das Recht, im Rahmen der in diesem Prospekt beschrie-
benen Genussscheinbegebung Genussscheine an der Emittentin zu zeichnen. Andererseits sind sie zuständig 
für die Festlegung der Bedingungen der Genussscheine. Damit besteht ein potentieller Interessenkonflikt. Das 
Interesse von Genussscheininhabern ist allgemein auf eine für sie möglichst vorteilhafte Ausgestaltung, ins-
besondere im Hinblick auf Zinszahlungen, gerichtet. Das Interesse der Emittentin fokussiert hingegen auf für 
sie möglichst günstige Konditionen.  

- Herr Niederstucke, Herr Schruck und Herr Meierzuherde haben zugleich Organstellungen bei der Westfleisch 
Finanz AG und einem Mitglied der Emittentin, inne.  

- Einzelne Aufsichtsratsmitglieder üben eine hauptamtliche Tätigkeit als Organ eines Unternehmens, das 
gleichzeitig Mitglied der Emittentin ist, aus. 

- Alle Vorstandmitglieder und einige Aufsichtsratsmitglieder sind zugleich Mitglieder der Emittentin. 

- Es bestehen Verträge zwischen den Herren Niederstucke, Meierzuherde, Piekenbrock, Beneke, Lohmann, 
Steinmann, Streyl und Westermann und der Emittentin über die Lieferung von Nutz- und Schlachtvieh.  

Darüber hinaus bestehen keine Interessen von oder Interessenkonflikte mit an dem Angebot beteiligten Personen, 
die für das Angebot von wesentlicher Bedeutung sind; insbesondere bestehen keine Beratungsverträge, die eine 
von dem Erfolg des Angebots abhängige Vergütung vorsehen, oder sonstigen Provisionsverträge und es sind keine 
Konsortialbanken an der Emission beteiligt. 
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II. Risikofaktoren 

Der Kauf von Genussscheinen der Emittentin ist eine Investition, die Risiken ausgesetzt ist. 

Vor einer Entscheidung über den Kauf auf Grundlage dieses Prospekts angebotenen Genussscheine der 
Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung („Emittentin“) sollten potentielle Anleger zusätzlich zu den 
übrigen in diesem Prospekt enthaltenen Informationen die nachfolgenden spezifischen Risikofaktoren 
sorgfältig lesen und abwägen. Sowohl die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin, ihre 
Fähigkeit, Zinsen auszuschütten, als auch der Nennbetrag des Genussscheins der Emittentin können 
durch jedes dieser Risiken einzeln oder zusammen wesentlich nachteilig beeinflusst werden und Anle-
ger können ihr eingesetztes Kapital ganz oder teilweise verlieren.  

Auf entsprechende Risikofaktoren wird in diesem Prospekt nur insoweit eingegangen, als es sich um 
Risiken handelt, die für die Emittentin, ihre Gruppe und/oder die Wertpapiere spezifisch und im Hin-
blick auf eine fundierte Anlageentscheidung von wesentlicher Bedeutung sind.  

Die Risikofaktoren wurden entsprechend ihres Inhalts in die Kategorien im Zusammenhang mit der 
Geschäftstätigkeit der Emittentin, im Zusammenhang mit der finanziellen Lage der Emittentin, rechtli-
che und regulatorische Risiken, Umweltrisiken und soziale und politische Risiken und im Zusammen-
hang mit den Genussscheinen eingeteilt. Für jede Kategorie werden die Risikofaktoren anhand ihrer 
Wesentlichkeit entsprechend einer Einstufung nach Beurteilung der Emittentin – wie sogleich unten 
dargestellt – an erster Stelle genannt. Die darüber hinaus gewählte Reihenfolge stellt keine Aussage 
über die Realisierungswahrscheinlichkeit sowie das Ausmaß der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
dann genannten Risikofaktoren dar. Die genannten Risiken können sich einzeln oder kumulativ ver-
wirklichen. 

Bei der Erstellung des Prospekts hat die Emittentin die Wesentlichkeit der Risikofaktoren zum Zeit-
punkt der Erstellung des Prospektes und auf der Grundlage der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens 
und des zu erwartenden Umfangs ihrer negativen Auswirkungen unter Einbeziehung ergriffener Maß-
nahmen zur Risikovermeidung, wie z.B. Versicherungen oder Rückstellungen, beurteilt. Hierbei hat die 
Emittentin auf der Grundlage vorhandener Erfahrungswerte aus der Vergangenheit sowie unter Be-
rücksichtigung der risikosteuernden bzw. -vermeidenden Maßnahmen Koeffizienten für die Eintritts-
wahrscheinlichkeit sowie die Auswirkung von möglichen Risiken auf einer Skala von 1 (gering) bis 10 
(hoch) ermittelt. Aus der Multiplikation beiden der genannten Koeffizienten wurde als Produkt der Ri-
sikofaktor ermittelt und wie folgt eingeteilt:  

- Ein geringes Risiko liegt vor, wenn der Risikofaktor unter 30 liegt.  

- Ein mittleres Risiko liegt vor, wenn der Risikofaktor zwischen 30 und 70 liegt. 

- Ein hohes Risiko liegt vor, wenn der Risikofaktor über 70 bis 100 liegt. 

Im Ergebnis kann dies z.B. bedeuten, dass ein Risiko mit einer hohen Eintrittswahrscheinlichkeit aber 
einer geringen Auswirkung als gering bzw. auch mittelschwer beurteilt wird. 

1. Risiken der Emittentin im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit der Emittentin  

Die Emittentin ist auf dem konsumabhängigen Markt für Fleischwarenverarbeitung tätig 
und unterliegt damit einem Nachfragerisiko der Endverbraucher 

Die Westfleisch-Gruppe ist vorrangig auf dem Markt der Schlachtung, Zerlegung und Veredelung von 
Fleischwaren („Fleischverarbeitung“) tätig. Sie ist damit abhängig von dem Konsumverhalten der 
Endverbraucher, welches wiederum auch mit konjunkturellen Einflüssen im Zusammenhang steht. Es 
besteht ein Risiko, dass konjunkturelle Schwächen oder ein genereller Rückgang des Fleischkonsums 
pro Endverbraucher zu einer geringeren Konsumbereitschaft und damit zu einem Umsatzrückgang 
führen. Der allgemeine Fleischkonsum in Deutschland war in den vergangenen Jahren rückläufig. Im 
Jahr 2018 wurden in Deutschland rund 2,2 Prozent weniger Fleisch, Wurst und Geflügel eingekauft als 
im Jahr 2017. Der Pro-Kopf-Verbrauch ist im Jahr 2018 in den EU-Staaten Belgien – Luxemburg, Däne-
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mark, Griechenland, Italien, Österreich, Schweden, Slowenien und Slowakei geringfügig gesunken. In 
den übrigen EU-Staaten ist der Pro-Kopf-Verbrauch dagegen geringfügig gestiegen (AMI Marktbilanz 
Vieh und Fleisch 2019, Tabelle 8.6). Dieser Trend wird durch den Ausbruch der afrikanischen Schwei-
nepest („ASP“) in einigen EU-Staaten und insb. in Osteuropa verstärkt. Unabhängig von Faktoren, wie 
beispielsweise Lebensmittelskandale bzw. Seuchen, kann ein Rückgang des Fleischverzehrs sich auch 
durch neu Trends, wie bspw. der Trend zur veganen Ernährung erhöhen. Insgesamt wird das entspre-
chende Nachfragerisiko von der Emittentin als mittel eingeschätzt. 

Die Emittentin ist von der Preisentwicklung für Rohstoffe, wie Fleisch und Gewürze, ab-
hängig  

Die Emittentin ist darauf angewiesen, die für den Handel und die Verarbeitung erforderlichen Rohstoffe 
mindestens kostendeckend zu verarbeiten und zu vermarkten. Bei den Rohstoffen, welche die Emitten-
tin zu ihrer Geschäftstätigkeit benötigt, handelt es sich neben den zu verarbeitenden Tieren insbeson-
dere um Rohstoffe für die Produktion von Fleischwaren, wie beispielsweise Gewürze oder CO2 für Be-
täubungsanlagen sowie für die Vakuumierung. Gleiches gilt für den Nicht-Lebensmittelbereich z.B. in 
Bezug auf Verpackungen. Ein Rückgang bei der Erzeugung von Nutz- und Schlachtvieh oder ein erhebli-
cher Anstieg der Nachfrage nach bestimmten Produkten, Rohstoffen und Qualitäten bzw. der Anstieg 
von Futterkosten kann steigende Anschaffungskosten für Nutz- und Schlachtvieh sowie für Produkte, 
die für die Verarbeitung von Rohstoffen benötigt werden, verursachen. In der Vergangenheit konnten 
stark gestiegene Einkaufspreise nicht immer im vollen Umfang bzw. mit Verzögerungen durch entspre-
chende Preiserhöhungen an die Endkunden weitergegeben werden. Insbesondere die Reduzierung von 
Schlachtviehbeständen führt naturgemäß zu höherer Nachfrage auf einem knappen Markt und damit zu 
steigenden Anschaffungskosten. Aufgrund vertraglicher Absprachen kann die Emittentin für bestimmte 
Zeiträume an feste Verkaufspreise gebunden sein. Erst durch zeitverzögerte Preisanpassungen können 
höhere Anschaffungskosten durch Preisanpassungen kompensieren werden.  

Sollte die Westfleisch-Gruppe nicht in der Lage sein, etwaige Preissteigerungen, insbesondere bei dem 
von ihr verwendeten Nutz- und / oder Schlachtvieh, auf andere Weise zu kompensieren oder an die 
Endkunden weiterzugeben, kann dies, auch angesichts der Verderblichkeit der Ware, zu einem Ver-
kaufszwang unter Produktionskosten mit entsprechendem Verlustrisiko führen.  

Vor diesem Hintergrund beurteilt die Emittentin das entsprechende Risiko als mittel. 

Die Emittentin unterliegt Risiken durch Verflechtungen und etwaige Interessenskonflikte 
ihrer Organmitglieder, die Funktionen bei Beteiligungshaltern der Emittentin wahrneh-
men 

Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat der Emittentin nehmen zugleich Funktionen bei einem Un-
ternehmen wahr, das an der Emittentin unmittelbar beteiligt ist und geschäftliche Beziehungen zur 
Emittentin unterhält. Diese Vertragsverhältnisse betreffen insbesondere Verträge über Lieferungen von 
Schlachtvieh. Es ist daher nicht auszuschließen, dass sich die von Vorstand und Aufsichtsrat der Emit-
tentin zu wahrenden Interessen der Emittentin im Einzelfall von den Interessen der Mitglieder der 
Emittentin unterscheiden. Insbesondere aus wirtschaftlicher Sicht ist die Emittentin am Erwerb von 
preisgünstigen Rohstoffen interessiert, wogegen für Lieferanten hohe Verkaufserlöse von Bedeutung 
sind. Aufgrund der genannten Geschäftsbeziehungen kann es zu Interessenkonflikten kommen, da die 
Interessen der Emittentin von denjenigen des jeweiligen Vertragspartners abweichen können. Die 
Emittentin beurteilt solche Risiken als gering. 

Die Emittentin ist von einem beschränkten Kreis von Abnehmern, weiterverarbeitenden 
Betrieben, Supermarktketten und Discountern sowie Großhändlern, abhängig und zudem 
einem starken Wettbewerbsdruck ausgesetzt 

Die Westfleisch-Gruppe verkauft die produzierten und teilweise veredelten Fleisch-, Convenience- und 
Wurstprodukte nicht an Endabnehmer, sondern an weiterverarbeitende Betriebe, Supermarktketten 
und Discounter sowie Großhändler. Die Anzahl der Abnehmer der Produkte hat sich in den letzten Jah-
ren aufgrund eines Konzentrationsprozesses bei den Abnehmern, wie z.B. Supermarktketten oder wei-
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terverarbeitenden Betrieben, zuletzt mit der Übernahme der Bell-Wurstwarenwerke (Zimbo), kontinu-
ierlich reduziert. Die Produkte des Westfleisch-Konzerns werden damit an einen kleineren Kreis von 
Abnehmern verkauft, was zu einer starken Abhängigkeit von diesen Unternehmen verbunden mit Lie-
fer-, Produktions- und Auslastungsrisiken führen kann. Der Markt der fleischverarbeitenden Industrie 
ist dabei zudem durch einen starken Wettbewerb zwischen einigen wenigen großen Marktteilnehmern 
gekennzeichnet. Dieser Wettbewerb kann unter anderem aufgrund gestiegener Haltungskosten für 
Schlachtvieh, die vorrangig auf gestiegene Futter-, Pacht-, Boden- und Energiekosten bei der Haltung 
und gestiegener Kosten für die Umsetzung regulatorischer Vorgaben zurückzuführen sind, weiter ver-
schärft werden. Ferner könnten Wettbewerber ihr Angebot an tierischen Erzeugnissen ausbauen oder 
Kunden günstigere Bedingungen bieten als die Westfleisch-Gruppe, was einen weiteren Anstieg des 
Wettbewerbsdrucks zur Folge hätte. Ein verstärkter Wettbewerb im Markt würde sich insoweit in ei-
nem Preisdruck auf die Emittentin auswirken. Auch aufgrund eines bereits fortgeschrittenen Konzent-
rationsprozesses im Markt wird das oben beschriebene Risiko von der Emittentin jedoch als gering 
eingeschätzt. 

Es könnten sich Risiken aus dem Ausfall von eigen entwickelter Informationstechnologie, 
insbesondere eines neuen IT-Systems, bei der Emittentin verwirklichen 

Die Nutzung von Informationstechnologie kennzeichnet die gesamte Geschäftstätigkeit der Emittentin 
sowie der Westfleisch-Gruppe und der Geschäftsbetrieb setzt entsprechend funktionierende IT-
Systeme voraus. Alle wesentlichen Geschäftsprozesse werden informationstechnologisch unterstützt 
und bislang wesentlich mit Hilfe eigenentwickelter Softwarelösungen abgebildet, in den letzten Jahren 
wurde ein neues IT-System eingeführt. Die fortwährende Weiterentwicklung der IT-Technologie zu 
leistungsfähigeren Systemen/Standard-Softwarelösungen und die Anpassung vorhandener Standard-
Softwarelösungen aufgrund sich ändernder gesetzlicher Anforderungen kann dazu führen, dass das IT-
System der Emittentin im laufenden Betrieb zusammenbricht oder in seiner Funktionalität beeinträch-
tigt wird. 

Obwohl ein neues IT-System im Hinblick auf Synergie- und Einsparpotenziale eingeführt wurde kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass der Wechsel der IT-Systeme zu Reibungsverlusten führt, dass hier-
durch betriebliche Prozesse gehemmt werden oder dass Probleme im Zusammenhang mit der Datensi-
cherung auftreten. Eine Unterbrechung von Produktions-, Arbeits- und Auslieferungsabläufen hat einen 
nachteiligen Effekt auf die laufende Geschäftstätigkeit der Emittentin, insbesondere auf Warenein- und 
Warenverkauf sowie Buchhaltung inkl. Rechnungsstellung. Zumal bisher noch kein entsprechender 
Ausfall vorgekommen ist beurteilt die Emittentin die Risiken hinsichtlich des Ausfalls von selbst entwi-
ckelter Informationstechnologie in der Gesamtschau als gering. 

2. Risiken der Emittentin im Zusammenhang mit der finanziellen Lage der Emittentin 

Es könnten sich steuerliche Risiken bei der Emittentin verwirklichen  

Die Emittentin ist verschiedenen steuerlichen Risiken ausgesetzt. Aufgrund entsprechender Vorerfah-
rungen besteht ein Risiko, dass Steuerbehörden bei zukünftigen Betriebsprüfungen hinsichtlich noch 
nicht bestandskräftiger Steuerbescheide steuerrechtlich relevante Sachverhalte anders als die Emitten-
tin und deren Abschlussprüfer beurteilen. So wurden in der Vergangenheit z.B. die Absetzung der Ge-
nussscheinzinsen als Fremdkapitalkosten und damit Betriebsausgaben von den Steuerbehörden nicht 
anerkannt. Entsprechende Beurteilungen führten zur Verpflichtung der Nachzahlung von Steuern in 
einem siebenstelligen Betrag und wirkten sich insoweit auf die finanzielle Lage der Emittentin aus. Die 
Finanzbehörden haben diese Auffassung jedoch später verworfen und die nachgezahlten Steuern inkl. 
Zinsen zurückerstattet. Unter Einbeziehung der Betrachtung der Gesamtumstände wird das Risiko so-
mit als mittel eingeschätzt. 
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Die Emittentin ist als Konzernobergesellschaft wirtschaftlich von anderen Konzerngesell-
schaften abhängig und unterliegt zudem Risiken aus bestehenden Gewinnabführungs- und 
Verlustübernahmeverträgen 

Die Emittentin ist nicht nur aufgrund ihrer gesellschaftsrechtlichen Stellung als Muttergesellschaft und 
aufgrund der bestehenden Gewinnabführungsverträge von den anderen Gesellschaften der Westfleisch-
Gruppe wirtschaftlich abhängig. Es bestehen zwischen der Emittentin und ihren unmittelbaren Toch-
tergesellschaften (insbesondere WestfalenLand Fleischwaren GmbH, Münster, Westfleisch Erken-
schwick GmbH, Oer-Erkenschwick, Westfleisch Sales GmbH) Gewinnabführungsverträge. Diese Toch-
tergesellschaften führen daher ihre Gewinne an die Emittentin ab. Umgekehrt ist die Emittentin gemäß 
§ 302 AktG analog aufgrund der Gewinnabführungsverträge gegenüber den Tochtergesellschaften ver-
pflichtet, jeden während der Vertragsdauer entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen. In der Ver-
gangenheit wurden Jahresfehlbeträge durch die Emittentin ausgeglichen. Trotz des Ausgleichs von Jah-
resfehlbeträgen durch die Emittentin hat der Saldo aus übernommenen Gewinnen und ausgeglichen 
Jahresfehlbeträgen als Finanzergebnis erheblich zum positiven Geschäftsergebnis der Emittentin beige-
tragen.  

Zusätzlich haben einige unmittelbare Tochterunternehmen ihrerseits Gewinnabführungsverträge mit 
ihren jeweiligen Tochtergesellschaften (aus Sicht der Emittentin: „Enkelgesellschaften“ bzw. „Urenkel-
gesellschaften“) abgeschlossen. Aufgrund dieser Gewinnabführungsverträge sind die genannten Enkel- 
und Urenkelgesellschaften verpflichtet, ihre Gewinne an die jeweilige Tochtergesellschaft der Emitten-
tin abzuführen, die umgekehrt gemäß § 302 AktG analog gegenüber der betreffenden Enkelgesellschaft 
zum Ausgleich jedes während der Vertragsdauer entstehenden Jahresfehlbetrags verpflichtet ist. Die 
Kette von Gewinnabführungsverträgen von Enkelgesellschaften über Tochtergesellschaften zur Emit-
tentin führt im Ergebnis dazu, dass die Gewinne der Enkelgesellschaften der Emittentin zufließen (ggf. 
vermindert durch Verluste der zwischengeschalteten Tochtergesellschaft). Sie führt auch dazu, dass die 
Emittentin wirtschaftlich einen Verlustausgleich bei Enkelgesellschaften tragen muss, wenn die betref-
fende Tochtergesellschaft zum Verlustausgleich verpflichtet ist und hierdurch einen Jahresfehlbetrag 
bei der Tochtergesellschaft entsteht. Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2018 wurden der Emittentin als 
Organträger in der Summe Gewinne zugerechnet, bezüglich einzelner Organgesellschaften bestanden 
Ausgleichsverpflichtungen.  

Es bestehen darüber hinaus maßgebliche vertragliche Verflechtungen über Lieferungen und Leistungen 
zwischen den einzelnen Unternehmen. So wird beispielsweise Schlachtvieh in Betrieben der Emittentin 
geschlachtet und zerlegt und sodann an Tochtergesellschaften für die weitere Verarbeitung, Veredelung 
und Vermarktung veräußert. Bei Tochtergesellschaften bestehende Risiken wie Margendruck, konjunk-
turbedingter Nachfragerückgang oder allgemeine Betriebsrisiken wirken sich damit auch unmittelbar 
auf die Emittentin aus, da ein verringerter Absatz auf Ebene der Tochtergesellschaften zugleich eine 
verringerte Absatzmöglichkeit auf Ebene der Emittentin mit sich bringt.  

Insgesamt ist die Emittentin der Auffassung, dass diese Risiken zum Zeitpunkt der Billigung des Pros-
pektes als gering zu beurteilen sind. 

3. Rechtliche und regulatorische Risiken der Emittentin 

Die Emittentin und die Westfleisch-Gruppe unterliegt Risiken aus Veränderungen des re-
gulatorischen Rahmens, insbesondere für Anlagenbetrieb und Fleischwarenvertrieb 

Hinsichtlich des Baus, der Erweiterung und der Ausstattung von Schlachthöfen, Anlagen sowie hinsicht-
lich der Produktion und dem Vertrieb von Nahrungsmitteln bestehen sowohl auf EU-Ebene als auch auf 
Ebene des Bundes, der Länder und der Kommunen unterschiedliche strenge regulatorische Vorgaben, 
die unter anderem dem Tierschutz und dem Schutz der Verbraucher vor gesundheitlichen Gefahren 
dienen. Diese Rahmenbedingungen sind nicht gleichbleibend, sondern verändern sich stetig. Es besteht 
das Risiko, dass die Vorschriften zum Bau und zur Ausstattung der Schlachthöfe, Immissionsvorgaben, 
die Anforderungen an die Weiterverarbeitung und an die Hygiene, die Lebensmittelvorgaben sowie 
Anforderungen an die Grundwassernutzung geändert und verschärft werden. Möglich, da in der aktuel-
len politischen Lage kontrovers diskutiert, ist beispielsweise eine Neuregelung von Immissionswer-
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ten/-grenzen. Der Ablauf von betrieblichen Prozessen wäre in solchen Fällen durch entsprechende 
Maßnahmen (z.B. Umsetzung von immissionsreduzierenden Maßnahmen) anzupassen. Es besteht zu-
dem das Risiko, dass Produkte der Westfleisch-Gruppe aufgrund solcher Änderungen der regulatori-
schen Rahmenbedingungen nicht mehr in der bisherigen Art und Menge produziert oder abgesetzt 
werden können oder dass hohe zusätzliche Aufwendungen getätigt werden müssen, um den rechtlichen 
Anforderungen weiterhin zu entsprechen. Insgesamt beurteilt die Emittentin entsprechende Risiken als 
mittel. 

Die Emittentin könnte durch Verstöße gegen Tierschutzbestimmungen beeinträchtigt 
werden  

Bei der Erzeugung von Schlachtvieh oder in der Fleischindustrie könnte auf Ebene der Zulieferer oder 
bei der Westfleisch-Gruppe selbst gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen verstoßen und über diese 
Verstöße in den Medien berichtet werden. Über Tierschutzskandale z. B. in Schweinezuchtbetrieben 
oder auf Schlachthöfen wurde bereits in der Vergangenheit in verschiedenen Beiträgen in den Medien 
berichtet wobei die Konsumenten hierbei in der Regel keine Differenzierung innerhalb der Fleischbran-
che vornehmen. Aus diesem Grund wirken etwaige Lebensmittelskandale sich auch dann nachteilig auf 
die Emittentin aus, selbst wenn bei der Emittentin und ihre Lieferanten geltende Tierschutzbestim-
mungen einhalten werden. Vor diesem Hintergrund beurteilt die Emittentin entsprechende Risiken als 
mittel. 

4. Umweltrisiken sowie soziale und politische Risiken betreffend die Emittentin 

Die Tätigkeit und der Umsatz der Westfleisch-Gruppe könnte durch Tierkrankheiten und -
seuchen beeinträchtigt werden 

Aufgrund des Tätigkeitsbereichs der Emittentin und der Westfleisch-Gruppe ist diese erheblichen Risi-
ken im Zusammenhang mit dem Auftreten von Lebendmittelskandalen und Tierkrankheiten und -
seuchen, insbesondere anzeigepflichtigen Tierseuchen des Schweines und Rindes, ausgesetzt. In den 
letzten Jahren sind dem breiten Publikum in diesem Kontext Krankheiten wie BSE (Bovine spongiforme 
Enzephalopathie, umgangssprachlich „Rinderwahn“), Maul- und Klauenseuche und die ASP, bekannt 
geworden. Derartige Tierkrankheiten oder -seuchen können sich auf zwei Ebenen negativ auf den Um-
satz auswirken. Zum einen können Krankheiten, die die von der Westfleisch-Gruppe verarbeiteten Tiere 
betreffen, entweder direkt zum Tod der Tiere führen oder aber die Landwirte zu einer Schlachtung – 
gegebenenfalls sogar auf Verdacht – zwingen. Hierdurch kann die Anzahl der Tiere und damit der aus 
ihnen gewonnenen Produkte erheblich reduziert werden. Dies führt zu einem Rückgang der Population, 
einem Preisanstieg im Einkauf und zieht damit Probleme bei der kalkulierten Kostendeckung nach sich, 
da bei einer geringeren Menge an verarbeiteten Tieren bei gleichzeitigem Nichtanstieg der Verkaufs-
preise, die Kostendeckung sinkt und Verluste entstehen können. Zum anderen kann bei Bekanntwerden 
entsprechender Krankheiten der Konsum von Fleisch der betroffenen Tierrasse erheblich zurückgehen. 
Das Vertrauen der Verbraucher kann selbst dann nachhaltig gestört werden, wenn ausreichende Kon-
trollen gewährleisten können, dass nur gesunde Tiere verarbeitet und an den Endverbraucher verkauft 
werden.  

Verursacht durch die Ausbreitung der ASP insb. in Osteuropa und Belgien (vgl. oben), besteht eine kon-
krete Gefahr der Übertragung der Seuche nach Deutschland. Insoweit schätzt die Emittentin das ent-
sprechende Risiko als hoch ein. 

Die Westfleisch-Gruppe unterliegt Umweltrisiken im Zusammenhang mit den ihr genutz-
ten Grundstücken oder Anlagen, wie nicht bekannten Altlasten, Bodenverunreinigungen 
oder anderen schädlichen Bodenveränderungen 

In den Anlagen und auf den Betriebsgeländen der Westfleisch-Gruppe werden unter anderem Chemika-
lien wie Ammoniak in Kälteanlagen (NH3-Kälteanlagen) verwendet. Außerdem werden Tanksäulen und 
Kläranlagen betrieben. Es ist daher nicht auszuschließen, dass es beim Betrieb dieser Anlagen zu um-
weltschädlichen Emissionen kommen kann. Insoweit besteht ein Risiko, dass die im Eigentum der Emit-
tentin und der Westfleisch-Gruppe stehenden Grundstücke mit Altlasten, Bodenverunreinigungen oder 
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anderen schädlichen Bodenveränderungen belastet sind oder werden. In diesem Fall könnte diese, un-
abhängig von einem eigenen Verschulden, als Eigentümerin bzw. Pächterin durch öffentliche Stellen 
oder private Dritte in Anspruch genommen werden. Zusätzlich können solche Altlasten, Bodenverun-
reinigungen oder andere Umweltschadstoffe den Wert sowie die Verkaufs- und Verwertungsmöglich-
keiten oder die Nutzungsmöglichkeit des Immobilienbestandes der Westfleisch-Gruppe negativ beein-
flussen. Weiterhin können zusätzliche Kosten und Verzögerungen durch durchzuführende Untersu-
chungs- und Sanierungsmaßnahmen entstehen. Entsprechenden Risiken werden von der Emittentin 
insoweit als mittel beurteilt.  

Die Westfleisch-Gruppe unterliegt Exportrisiken, insbesondere in Form von Einfuhrbe-
schränkungen und -sperren 

Im Jahr 2018 betrug der Exportanteil im Absatz der Westfleisch-Gruppe 41,5 Prozent. Sie ist damit auf 
die Möglichkeit, dass die Emittentin selbst und ihre Tochtergesellschaften die produzierten Waren in 
das Ausland exportieren und dort absetzen können, im wesentlichen Umfang angewiesen. In der Ver-
gangenheit ist es immer wieder zu Handelshemmnissen gekommen. Seit 2014 besteht eine Exportsper-
re von Lebensmittelimporten nach Russland aus der EU, die bislang fortlaufend verlängert wurde und 
voraussichtlich auch in Zukunft fortbesehen wird. Da in den Jahren 2017 und 2018 unter anderem in 
Tschechien, Polen, Rumänien, Belgien und Ungarn Fälle der ASP bekannt wurden, muss mit einem Aus-
bruch der afrikanischen Schweinepest in Deutschland gerechnet werden. In diesem Fall, oder auch in 
anderen ähnlich gelagerten Fällen, werden bestimmte Länder wahrscheinlich Importverbote für deut-
sche Fleischprodukte verhängen, die die Westfleisch-Gruppe betreffen werden. Insbesondere bei kurz-
fristig ausgesprochenen Einfuhrsperren durch Drittstaaten kann nicht immer eine sofortige produkti-
onstechnische Reaktion auf die Handelshemmnisse erfolgen oder zeitnah alternative Handels- oder 
Vertriebswege zum Verkauf der Produkte gefunden werden.  

Insgesamt wird das Exportrisiko von der Emittentin als mittel eingeschätzt. 

Die Tätigkeit und der Umsatz der Westfleisch-Gruppe könnte durch Lebensmittelskandale 
beeinträchtigt werden 

Die Emittentin oder ihre Wettbewerber könnten zudem Produkte auf den Markt bringen, die ein Ge-
sundheitsrisiko für die Konsumenten darstellen oder über die in dieser Weise in den Medien berichtet 
wird. Solche Lebensmittelskandale sind in der Vergangenheit bereits in verschiedenen Bereichen der 
Lebensmittelproduktion, so auch in der fleischverarbeitenden Industrie aufgetreten. Erfahrungsgemäß 
differenzieren Verbraucher in solchen Situationen nicht scharf zwischen dem Verursacher des Skandals 
und anderen, in der gleichen Branche tätigen Unternehmen. Selbst wenn die Emittentin keine Produkte 
auf den Markt bringt, die etwaige Gesundheitsrisiken enthalten, besteht daher die Gefahr eines wesent-
lichen Umsatzrückgangs auch bei der Emittentin. Letzteres Risiko wird als gering eingeschätzt. 

5. Risiken im Zusammenhang mit den Genussscheinen 

Es besteht das Risiko der Verringerung des Rückzahlungsbetrages und des Ausfalls von 
Ausschüttungen bei Verlustteilnahme bis hin zum Totalverlusts des eingesetzten Kapitals  

Die Genussscheine nehmen an etwaigen Verlusten der Emittentin teil. Die Rückzahlung des Genuss-
scheinkapitals erfolgt zwar grundsätzlich zum Nennbetrag. Dies gilt aber nur, sofern der Rückzahlungs-
anspruch nicht vermindert ist. Eine solche Verminderung des Rückzahlungsanspruchs entsteht, wenn 
ein ausgewiesener Bilanzverlust nicht durch bestehende „Andere Ergebnisrücklagen“ gedeckt ist oder 
die Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) der Emittentin zur Deckung von 
Verlusten herabgesetzt werden. Dies kann dazu führen, dass sich der Rückzahlungsbetrag bis auf Null 
reduziert. Die Rückzahlung kann daher vollständig ausfallen, so dass der Anleger sein eingesetztes Ka-
pital verliert. 
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Die Genussscheininhaber erhalten nach den Genussscheinbedingungen grundsätzlich eine jährliche 
Ausschüttung in Höhe von

- 2,50 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger 
ist) für Genussscheine der Tranche A, 

- 3,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger 
ist) für Genussscheine der Tranche B sowie  

- 4,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger 
ist) für Genussscheine der Tranche C. 

Die Höhe der Ausschüttung kann dadurch verringert werden, dass der Bezugswert sinkt. Sofern der 
Rückzahlungsanspruch den Nennbetrag des Genussscheinkapitals unterschreitet, ist für die Berech-
nung des Ausschüttungsbetrages nämlich nicht mehr die Höhe des ursprünglichen Nennbetrags, son-
dern die jeweilige Höhe des verminderten Rückzahlungsanspruches maßgeblich. Ausschüttungen kön-
nen vollständig ausfallen, sofern der Rückzahlungsanspruch auf null gesunken ist oder im Fall des Aus-
weises eines Bilanzverlusts keine Ausschüttungen aus den „Anderen Ergebnisrücklagen“ geleistet wer-
den können. Die entsprechenden Risiken werden als gering beurteilt. 

Die Genussscheininhaber haben keine Verwaltungs- und Teilnahmerechte an der Emitten-
tin und die Mehrheit der Genussscheingläubiger kann aus Sicht der Anleger nachteilige 
Beschlüsse mit Wirkung für alle Genussscheingläubiger fassen 

Die Genussscheine gewähren keine Informations-, Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte in Be-
zug auf die Emittentin mit Ausnahme der in den Genussscheinbedingungen oder im SchVG gewährten 
Rechte. Die Anleger haben daher aus ihrer Stellung als Genussscheininhaber heraus keine Möglichkeit, 
die Strategie und die Geschicke der Emittentin mitzubestimmen und sind von den Entscheidungen der 
jeweils zur Entscheidung berufenen Organe abhängig. 

Die Genussscheinbedingungen sehen vor, dass die Genussscheingläubiger bestimmte Maßnahmen, ins-
besondere die Änderung der Genussscheinbedingungen, mit Mehrheitsbeschluss in Gläubigerversamm-
lungen verbindlich für alle Genussscheingläubiger beschließen können. Für eine Änderung der Genuss-
scheinbedingungen ist es auch nicht erforderlich, dass alle Genussscheingläubiger an der Gläubigerver-
sammlung teilnehmen: Die Gläubigerversammlung ist bereits dann beschlussfähig, wenn die Anwesen-
den wertmäßig mindestens die Hälfte der ausstehenden Genussscheine vertreten, eine zweite Ver-
sammlung ist grundsätzlich sogar ohne eine Mindestzahl von anwesenden Genussscheingläubigern 
beschlussfähig; lediglich für Beschlüsse, zu deren Wirksamkeit eine qualifizierte Mehrheit (75 Prozent) 
erforderlich ist, das heißt für solche Beschlüsse, durch welche der wesentliche Inhalt der Genussschein-
bedingungen geändert wird, müssen die Anwesenden mindestens 25 Prozent der ausstehenden Ge-
nussscheine vertreten. Die Beschlüsse sind auch für Gläubiger bindend, die an der Beschlussfassung 
nicht teilgenommen haben oder gegen diese gestimmt haben. Ein Genussscheingläubiger unterliegt 
daher dem Risiko, dass er an Beschlüsse gebunden ist, denen er nicht zugestimmt hat, und hierdurch 
Rechte aus den Genussscheinen gegen seinen Willen verlieren kann. Die entsprechenden Risiken wer-
den als gering beurteilt. 

Es besteht das Risiko des Totalverlusts des eingesetzten Kapitals bei einer Insolvenz der 
Emittentin, insbesondere weil keine Beschränkung der Kapitalaufnahme vorliegt und an-
dere Verbindlichkeiten vorrangig und/oder besichert sind 

Die Forderungen aus dem Genussscheinkapital gehen den Forderungen aller anderen Gläubiger der 
Emittentin, soweit diese nicht ausdrücklich im Hinblick auf das Genussscheinkapital nachrangig oder 
gleichrangig gestellt werden, im Range nach, im Hinblick auf andere Genussscheingläubiger besteht 
regelmäßig Gleichrang. Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin werden die Genuss-
scheingläubiger nach allen anderen, nicht nachrangigen Gläubigern und vorrangig vor den Mitgliedern 
der Emittentin bedient. Im Fall der Insolvenz der Emittentin kann es zu einem Totalverlust des für den 
Erwerb der Genussscheine eingesetzten Kapitals kommen. Das gilt insbesondere deswegen, weil die 
Emittentin und die Westfleisch-Gruppe für Verbindlichkeiten gegenüber Dritten wie Kreditinstituten 
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Sicherheiten bestellt haben und weil die Emittentin auch im Übrigen Verbindlichkeiten in nicht uner-
heblicher Höhe hat, die gegenüber den Genussscheinen vorrangig sind. Dabei gibt es keine Beschrän-
kung für die Höhe der Verschuldung, die die Emittentin gleichrangig oder vorrangig mit den Genuss-
scheinen aufnehmen darf. Zudem hat die Emittentin eine Bürgschaft zu Gunsten ihrer ungarischen 
Tochtergesellschaft Westfleisch Magyaroszag Kereskedelmi Korlatolt Feleössegü Tarsasag abgegeben. 

Die Genussscheine sind unbesichert. Den Genussscheingläubigern sind keine Sicherheiten für den Fall 
eingeräumt worden, dass die Emittentin ihre Verpflichtungen aus den Genussscheinen nicht erfüllen 
kann. Zudem ist die Emittentin berechtigt, jederzeit Sicherheiten an ihren Vermögensgegenständen 
zugunsten Dritter zu bestellen oder weitere gegenüber den Genussscheinen vorrangige Verbindlichkei-
ten aufzunehmen. Im Falle einer Insolvenz stehen daher möglicherweise keine oder nahezu keine Mittel 
in der Insolvenzmasse zur Verteilung zur Verfügung und die Genussscheingläubiger erhalten keine oder 
nur geringe Zahlungen auf ihre Forderungen. Die Genussscheinansprüche gewähren zudem keinen An-
teil am Liquidationserlös. Die entsprechenden Risiken werden als gering beurteilt. 

Es besteht keine ordentliche Kündigungsmöglichkeit und nur eine eingeschränkte Veräu-
ßerbarkeit und keine Handelbarkeit der Genussscheine 

Für die Genussscheine gelten nach den Genussscheinbedingungen feste Laufzeiten. Vor dem Ende der 
jeweiligen Laufzeit ist der Vertrag durch keine Vertragspartei ordentlich kündbar. Unberührt von dieser 
festen Laufzeit bleibt das Recht der Genussscheininhaber zur außerordentlichen Kündigung aus wichti-
gem Grund. Aufgrund der Laufzeit besteht eine Kapitalbindung über einen längeren Zeitraum, innerhalb 
dessen sich die wirtschaftliche Lage der Emittentin des Genussscheingläubigers ändern könnte. 

Die Genussscheine sind zwar übertragbar. Gegenüber der Emittentin wird die Übertragung erst dann 
wirksam, wenn sie ihr von dem bisherigen und dem neuen Genussscheingläubiger unter Angabe des 
Namens, der Anschrift und der Bankverbindung des neuen Genussscheingläubigers schriftlich angezeigt 
wurde. 

Darüber hinaus sind die Genussscheine auch nicht handelbar. Sie werden weder an einem organisierten 
Markt noch an anderen Sekundärmärkten (Freiverkehr, multilaterale Handelssysteme) gehandelt. Eine 
Einführung eines solchen Handels während der Laufzeit ist auch nicht beabsichtigt und aufgrund der 
fehlenden Sammelverwahrung auch nicht möglich. Ein Genussscheininhaber muss sich daher selbst 
einen Käufer für seine Genussscheine suchen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein Anleger 
als Inhaber der Wertpapiere keinen Käufer für seine Wertpapiere findet oder nur einen Käufer, der ei-
nen geringeren Betrag als den aktuellen Rückzahlungsbetrag zahlt. Die entsprechenden Risiken werden 
als gering beurteilt. 
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III. Allgemeine Informationen 

Dieser Prospekt wird nach dem Ende der Angebotsfrist, voraussichtlich mit Ablauf des 
29. November 2019, nicht mehr gültig sein. Die Pflicht zur Erstellung eines Prospektnachtrags im Falle 
wichtiger neuer Umstände, wesentlicher Unrichtigkeiten oder wesentlicher Ungenauigkeiten besteht 
nicht, wenn der Prospekt ungültig geworden ist. 

1. Verantwortlichkeit für den Inhalt des Prospekts 

Die Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung mit Sitz in Münster übernimmt gemäß Art. 11 Abs. 1 
Satz 2 der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 
über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum 
Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG 
(„ProspektVO“) sowie § 8 Satz 1 Wertpapierprospektgesetz die Verantwortung für den Inhalt dieses 
Prospekts und erklärt hiermit, dass ihres Wissens die Angaben in dem Prospekt richtig sind und darin 
keine Angaben aufgenommen werden, die die Aussage des Prospekts verändern können. 

Die Emittentin erklärt zudem, dass 

- der Prospekt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht als zuständiger Behörde 
gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

- die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht diesen Prospekt nur bezüglich der Standards 
der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 bil-
ligt, 

- eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand dieses Pros-
pekts erachtet werden sollte; 

- Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage vornehmen soll-
ten. 

2. Gegenstand des Prospekts 

Gegenstand dieses Prospekts ist das öffentliche Angebot von 225.000 auf den Inhaber lautenden Ge-
nussscheinen der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung, Münster, im Nennbetrag von jeweils 
EUR 100,- und mit einem Mindestzeichnungsbetrag von EUR 1.000,- je Tranche. Das maximale Gesamt-
volumen beträgt EUR 22.500.000,-. Bezüglich der Einzelheiten zu dem Angebot und den Genussschei-
nen siehe unten unter Kapitel IV. 1. sowie unter Kapitel V.  

Für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in diesem Prospekt enthaltenen Informa-
tionen geltend gemacht werden, könnte der als Kläger auftretende Anleger in Anwendung der einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums die Kosten für eine et-
waige Übersetzung des Prospekts vor Prozessbeginn zu tragen haben.  

3. Zukunftsgerichtete Aussagen 

Dieser Prospekt enthält in die Zukunft gerichtete Aussagen. In die Zukunft gerichtete Aussagen sind alle 
Aussagen, die sich nicht auf historische Tatsachen und Ereignisse beziehen und in die Zukunft gerichte-
te Formulierungen wie „glaubt“, „schätzt“, „geht davon aus“, „erwartet“, „nimmt an“, „beabsichtigt“, 
„könnte“ oder Formulierungen ähnlicher Art enthalten. Dies gilt auch für Aussagen in den Abschnitten 
„Risikofaktoren“ (Kapitel II.) und „Geschäftsüberblick“ (Kapitel VII.), „Jüngster Geschäftsgang und Aus-
sichten, Trends“ (Kapitel XIII.) und überall dort, wo der Prospekt etwaige Angaben über etwaige zukünf-
tige finanzielle Ertragsfähigkeit, Pläne und Erwartungen in Bezug auf das Geschäft der Emittentin oder 
der Westfleisch-Gruppe, über Wachstum und Profitabilität sowie über wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen, denen die Emittentin ausgesetzt ist, enthält. 

Die in die Zukunft gerichteten Aussagen basieren auf der gegenwärtigen nach bestem Wissen vorge-
nommenen Einschätzung durch die Emittentin und unterliegen daher Risiken und Ungewissheiten. 
Deshalb sollten unbedingt insbesondere die Abschnitte „Risikofaktoren“ (Kapitel II.) und „Geschäfts-
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überblick“ (Kapitel VII.) sowie „Jüngster Geschäftsgang und Aussichten, Trends“ (Kapitel XIII.) gelesen 
werden, die eine ausführliche Darstellung von Faktoren enthalten, die Einfluss auf die Geschäftsent-
wicklung der Emittentin nehmen können.  

Die zukunftsgerichteten Aussagen beruhen auf den gegenwärtigen Plänen, Schätzungen, Prognosen und 
Erwartungen der Emittentin sowie auf bestimmten Annahmen, die sich, obwohl sie zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nach Ansicht der Emittentin angemessen sind, nachträglich als fehlerhaft erweisen können. 
Zahlreiche Faktoren können dazu führen, dass die tatsächliche Entwicklung, die erzielten Erträge oder 
die Liquiditätslage der Emittentin wesentlich von der Entwicklung, den Erträgen oder der Liquiditätsla-
ge abweichen, die in den zukunftsgerichteten Aussagen ausdrücklich oder implizit angenommen wer-
den. Zu diesen Faktoren gehören unter anderem: 

- Veränderungen allgemeiner wirtschaftlicher, geschäftlicher oder rechtlicher Bedingungen,  

- politische oder regulatorische Veränderungen, 

- Veränderungen im Wettbewerbsumfeld der Emittentin, 

- sonstige Faktoren, die im Abschnitt „Risikofaktoren“ näher erläutert sind und  

- Faktoren, die der Emittentin zum jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt sind oder von ihr nicht für 
wesentlich gehalten werden. 

Sollten aufgrund dieser Faktoren in einzelnen oder mehreren Fällen Risiken oder Unsicherheiten ein-
treten oder sollten sich von der Emittentin zugrunde gelegte Annahmen als unrichtig erweisen, ist nicht 
auszuschließen, dass die tatsächlichen Ergebnisse wesentlich von denen abweichen, die in diesem 
Prospekt als angenommen, geglaubt, geschätzt oder erwartet beschrieben werden. Die Emittentin 
könnte aus diesem Grund daran gehindert werden, ihre finanziellen und strategischen Ziele zu errei-
chen. 

Die Emittentin beabsichtigt nicht, über ihre gesetzliche Verpflichtung hinaus derartige in die Zukunft 
gerichtete Aussagen fortzuschreiben und/oder an zukünftige Ereignisse oder Entwicklungen anzupas-
sen. 

Gemäß Art. 23 ProspektVO ist die Emittentin verpflichtet, einen Nachtrag zum Prospekt zu erstellen 
und zu veröffentlichen, soweit jeder wichtige neue Umstand, jede wesentliche Unrichtigkeit oder jede 
wesentliche Ungenauigkeit in Bezug auf die in einem Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewertung 
der Wertpapiere beeinflussen können und die zwischen der Billigung des Prospekts und dem Auslaufen 
der Angebotsfrist auftreten oder festgestellt werden. 

4. Hinweis zu Quellen der Marktangaben sowie zu Fachbegriffen 

Die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben zu Marktumfeld, Marktentwicklungen, Markt-trends und 
zur Wettbewerbssituation in den Bereichen, in denen die Emittentin tätig ist, beruhen u.a. auf Schät-
zungen der Emittentin und Auswertungen von Fachinformationen durch die Emittentin. Die Emittentin 
ist der Auffassung, dass sie diese Schätzungen und Auswertungen sorgfältig erstellt hat und die Schät-
zungen und Auswertungen die jeweiligen externen Informationen neutral wiedergeben. Obwohl die 
Emittentin von der Verlässlichkeit ihrer Schätzungen und Auswertungen ausgeht, wurden diese nicht 
von einer externen Quelle überprüft oder verifiziert. Soweit dieses Prospekt Informationen von Seiten 
Dritter, insbesondere in Form von Branchen- und Marktdaten enthält, bestätigt die Emittentin, dass 
diese Angaben korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen der Emittentin und soweit für sie aus 
den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder 
irreführend gestaltet wurden. Soweit Informationen von Seiten Dritter verwendet werden, wird in die-
sem Prospekt die entsprechende Quelle benannt. Marktstudien basieren häufig auf Informationen und 
Annahmen, die möglicherweise weder exakt noch sachgerecht sind, und ihre Methodik ist von Natur 
aus vorrausschauend und spekulativ. Die Emittentin hat die externen Daten und die Zahlenangaben, 
Marktdaten und sonstige Informationen, die Dritte ihren Studien zugrunde gelegt haben, nicht über-
prüft und übernimmt daher keine Verantwortung oder Garantie für die Richtigkeit der in diesem Pros-
pekt enthaltenen externen Daten und Angaben aus Studien Dritter. 
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Bei der Erstellung des Prospekts wurde insbesondere auf die im Folgenden genannten Quellen zurück-
gegriffen: 

- AMI Marktbilanz Vieh und Fleisch 2019, Stand: 2019; 

- Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 43, 7. Februar 2019 abrufbar unter: 
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2019/02/PD19_043_413.html; 

- Ranking des Portals „Fleischwirtschaft“ vom 2. April 2019 abrufbar unter 
https://www.fleischwirtschaft.de/wirtschaft/charts/ISN-Ranking-Die-groessten-
Schweineschlachter-38983?crefresh=1 

- Vergleich Vereinigungspreis Schlachtschweine zur Amtlichen Preisfeststellung abrufbar unter: 
https://www.vezg.de/preischarts/vergleich-vereinigungspreis-zur-amtl-notierung-fu.html 

Fachbegriffe, die in diesem Prospekt verwendet werden, sind in einem Glossar am Ende dieses Prospek-
tes erläutert. 

5. Abschlussprüfer 

Abschlussprüfer der Emittentin für die zum 31. Dezember 2017 und zum 31. Dezember 2018 endenden 
Geschäftsjahre war der DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. mit Sitz in Ber-
lin, Linkstraße 12, 10785 Berlin, eingetragen unter der Vereinsregister-Nummer VR 20565 beim Amts-
gericht Berlin (Charlottenburg). Der DGRV ist Mitglied der Wirtschaftsprüferkammer, Berlin. Der Jah-
resabschluss nach HGB der Emittentin für die zum 31. Dezember 2017 und 31. Dezember 2018 enden-
den Geschäftsjahre sowie die Konzernabschlüsse derselben Geschäftsjahre wurden von dem DGRV nach 
§ 53 Abs. 2 GenG i.V.m. § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut für Wirtschaftsprüfer in Deutsch-
land (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung geprüft. 

Die Bestätigungsvermerke bzw. Bescheinigungen des Abschlussprüfers zu den historischen Finanzin-
formationen enthalten keine Beschränkungen. 

6. Hinweis zu Finanz- und Zahlenangaben 

Die in diesem Prospekt enthaltenen Finanzinformationen, die Gegenstand von Abschlüssen der Emit-
tentin sind, entstammen den geprüften Konzern- oder Jahresabschlüssen der Westfleisch SCE mit be-
schränkter Haftung, für die zum 31. Dezember 2017 und zum 31. Dezember 2018 endenden Geschäfts-
jahre, die jeweils nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften (HGB) aufgestellt wurde. Sind 
Finanzinformationen in diesem Prospekt als „geprüft“ gekennzeichnet, wurden diese den geprüften 
Konzern- oder Jahresabschlüssen für die zum 31. Dezember 2017 und 31. Dezember 2017 endenden 
Geschäftsjahre entnommen. 

Dieser Prospekt enthält Währungsangaben in Euro. Währungsangaben in Euro wurden mit „EUR“, und 
Währungsangaben in tausend Euro wurden mit „TEUR“ vor dem Betrag kenntlich gemacht und abge-
kürzt. Einzelne Zahlenangaben (darunter auch Prozentangaben) in diesem Prospekt wurden kaufmän-
nisch gerundet. In Tabellen addieren sich solche kaufmännischen gerundeten Zahlenangaben unter 
Umständen nicht genau zu den in der Tabelle gegebenenfalls gleichfalls enthaltenen Gesamtsummen. 

7. Einsehbare Dokumente 

Während der Gültigkeitsdauer dieses Prospekts können  

- die Satzung der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung,  

- die geprüften Jahresabschlüsse nach HGB der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung für das 
zum 31. Dezember 2017 und das zum 31. Dezember 2018 endende Geschäftsjahr,  

- die geprüften Konzernabschlüsse nach HGB der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung für das 
zum 31. Dezember 2017 und das zum 31. Dezember 2018 endende Geschäftsjahr,  

- die Genussscheinbedingungen und 
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- dieser Wertpapierprospekt  

während der üblichen Geschäftszeiten bei der Emittentin, Brockhoffstraße 11, 48143 Münster, eingese-
hen werden. Dieser Wertpapierprospekt steht auch auf der Homepage der Emittentin zum Download 
unter www.westfleisch.de/unternehmen zum Download bereit.  

IV. Das Angebot 

1. Gegenstand des Angebots 

Gegenstand dieses Wertpapierprospekts ist das öffentliche Angebot von 225.000 auf den Inhaber lau-
tenden Genussscheinen der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung („Angebot“) mit einem Nennbe-
trag von jeweils EUR 100,- und im Gesamtnennbetrag von EUR 22.500.000,- (in Worten: zweiundzwan-
zig Millionen und fünfhunderttausend Euro). Der Mindestzeichnungsbetrag beträgt EUR 1.000,- je 
Tranche; darüber hinaus können Genussscheine in beliebiger Höhe, jedoch insgesamt mit einem durch 
100 teilbaren Nennbetrag, gezeichnet werden.  

Die Genussscheine sind eingeteilt in folgende drei Tranchen: 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 2,5 Prozent des Nennbetrags 
(bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 30. 
November 2024 („Genussscheine der Tranche A“), 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 3,25 Prozent des Nennbetrags 
(bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 30. 
November 2026 („Genussscheine der Tranche B“), 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine mit einem jährlichen festen Zinssatz in Höhe von 4,25 Prozent des Nennbetrags 
(bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) und Laufzeit bis zum Ablauf des 30. 
November 2029 („Genussscheine der Tranche C“). 

Die Genussscheine gewähren den Inhabern einen Anspruch auf Zinsen und Rückzahlung des Kapitals 
nach den Genussscheinbedingungen. Die Genussscheine basieren auf den gesetzlichen Regelungen der 
§§ 793 ff. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und wurden durch Beschluss des Vorstands der Emittentin 
vom 22. August 2019 und des Aufsichtsrats der Emittentin vom 3. September 2019 begeben. Die Ge-
nussscheine werden öffentlich angeboten. Zeichnungsberechtigt ist jeder, allerdings richtet sich das 
Angebot insbesondere an die Mitglieder bzw. Mitarbeiter der Emittentin bzw. an die mit ihr verbundene 
Unternehmen sowie an die Aktionäre der Westfleisch Finanz AG. 

Die Zuteilung der Genussscheine erfolgt nach dem sogenannten „Windhund-Verfahren“, d.h. die Zutei-
lung erfolgt in der Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der unterschriebenen Anträge. Der Emittentin 
steht es frei, Anträge nicht oder nur teilweise anzunehmen. Rechte aus dem Genussscheinkapital wer-
den begründet durch vertragliche Vereinbarung durch Annahme der Zeichnung der Anleger durch die 
Emittentin und den Anlegern. Die schuldrechtlichen Ansprüche entstehen mit der Zahlung des Zeich-
nungsbetrags nach erfolgtem Vertragsschluss. 

2. Angebotszeitraum und Angebotspreis 

Der Angebotszeitraum, innerhalb dessen verbindliche Angebote der Anleger (Zeichnungen) auf Beteili-
gung an der Emission abgegeben werden können, beginnt am 1. Oktober 2019 und endet mit Ablauf des 
29. November 2019. Antragsteller können innerhalb dieser Frist Anträge auf Beteiligung am Genuss-
scheinkapital durch Einreichung eines vollständig und korrekt ausgefüllten und unterzeichneten Zeich-
nungsantrags auf Beteiligung am Genussscheinkapital bei der Emittentin abgeben. Der Zeichnungsan-
trag ist für den Antragsteller mit seinem Zugang bei der Emittentin bindend und kann danach nicht 
mehr abgeändert werden.  
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Die Emittentin behält sich das Recht vor, eingehende Anträge nicht oder nur teilweise anzunehmen. Die 
Mitteilung der Annahme der zugeteilten Genussscheine mit einer Aufforderung zur Zahlung erfolgt lau-
fend unmittelbar postalisch bis zum Ende der Angebotsfrist an die Anleger. 

Das gesamte anonymisierte Angebotsergebnis wird unverzüglich nach Eingang aller Zahlungen und 
Abwicklung, voraussichtlich am 15. Januar 2020 auf der Internetseite 
www.westfleisch.de/unternehmen bekannt gegeben. 

Die Genussscheine haben einen Nennbetrag von jeweils EUR 100,-. Der Angebotspreis für die Genuss-
scheine ist mit dem Nennbetrag identisch. Anleger müssen mindestens Genussscheine in Höhe von 
EUR 1.000,- je Tranche zeichnen (Mindestzeichnungsbetrag). Über den Mindestzeichnungsbetrag hin-
aus können Anleger einen Antrag auf Beteiligung am Genussscheinkapital in beliebiger Höhe stellen, 
solange der höhere Betrag durch EUR 100,- teilbar ist. Dem Anleger werden durch die Emittentin keine 
Ausgaben in Rechnung gestellt. 

3. Genussscheinbedingungen 

„§ 1 
Begebung von Genussscheinkapital 

1. Die Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung, Brockhoffstraße 11 in 48143 Münster, nachstehend 
WF genannt, begibt gemäß § 19j der Satzung mit Beschluss des Vorstands vom 22. August 2019 und 
mit Beschluss des Aufsichtsrats vom 3. September 2019 Genussscheinkapital. 

2. Das Genussscheinkapital wird begründet durch vertragliche Vereinbarung zwischen der WF und 
dem Genussscheingläubiger. Die schuldrechtlichen Ansprüche entstehen mit der Zahlung des Zeich-
nungsbetrages. 

3. Die Ausgabe erfolgt nach dem sogenannten „Windhund-Verfahren“, d.h. die Zuteilung erfolgt in der 
Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der unterschriebenen Anträge. WF steht es frei, Anträge nicht 
oder nur teilweise anzunehmen. 

4. Die unter sich gleichberechtigte auf den Inhaber lautende Genussscheine zu je EUR 100,- (die „Ge-
nussscheine“) im Gesamtbetrag von bis zu EUR 22.500.000,- (in Worten: zweiundzwanzig Millionen 
und fünfhunderttausend Euro) eingeteilt in  

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine („Genussscheine der Tranche A“), 

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine („Genussscheine der Tranche B“) sowie  

- eine Tranche von bis zu EUR 7.500.000,-, gestückelt in bis zu 75.000 auf den Inhaber lautende 
Genussscheine(„Genussscheine der Tranche C“). 

Der Mindestzeichnungsbetrag beträgt EUR 1.000,- je Tranche. 

5. Die Genussscheine werden in Einzel- oder Sammelurkunden verbrieft. Eine Verbriefung der Aus-
schüttungsansprüche erfolgt nicht. Die Urkunden werden an die Genussscheininhaber ausgegeben; 
eine Verwahrung durch die WF oder durch ein von ihr beauftragtes Finanzinstitut findet nicht statt. 

§ 2 
Ausschüttung, Vorlegungsfrist 

1. Die Genussscheininhaber erhalten ab dem 1. Dezember 2019 eine jährliche Ausschüttung in Höhe 
von  

- 2,50 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedri-
ger ist) für Genussscheine der Tranche A,  

- 3,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedri-
ger ist) für Genussscheine der Tranche B sowie  
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- 4,25 Prozent des jeweiligen Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedri-
ger ist) für Genussscheine der Tranche C. 

Sofern der Rückzahlungsanspruch gemäß den Bestimmungen des § 8 den Nennbetrag des Genuss-
scheinkapitals unterschreitet, ist für die Berechnung des Ausschüttungsbetrages die jeweilige Höhe 
des verminderten Rückzahlungsanspruches maßgeblich. 

Die Ausschüttungen auf das Genussscheinkapital sind bei Ausweis eines Bilanzverlustes dadurch be-
grenzt, dass sie aus den „Anderen Ergebnisrücklagen“ geleistet werden können. Sofern sich durch 
diese Begrenzung die Ausschüttung vermindert, erfolgt die verminderte Ausschüttung auf dieses und 
früher begebenes Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital im Verhältnis der jeweiligen Aus-
schüttungsansprüche zueinander. Dies gilt auch im Verhältnis zu künftig zu begebendem Genuss-
rechts- und/oder Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen eine entsprechende Regelung vor-
sehen.  

Im Falle einer Verminderung der Ausschüttung ist der fehlende Betrag in den folgenden Geschäfts-
jahren nachzuzahlen. Die Nachzahlung für dieses Genussscheinkapital und früher begebenes Ge-
nussrechts- und/oder Genussscheinkapital - sofern deren Bedingungen einen Nachzahlungsanspruch 
vorsehen - wird anteilig im Verhältnis der jeweiligen Ausschüttungsansprüche zueinander vorge-
nommen. Dieses gilt entsprechend auch für zukünftig zu begebendes Genussrechts- und/oder Ge-
nussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen einen entsprechenden Nachzahlungsanspruch vorse-
hen. Bei der Nachzahlung sind die Ausschüttungsansprüche in der Reihenfolge des Entstehens der 
Rückstände zu bedienen. Im Falle einer Verminderung der Rückzahlungsansprüche gemäß § 8 Nr. 1 
darf eine Nachzahlung erst dann vorgenommen werden, wenn die Wiederauffüllung der Rückzah-
lungsansprüche gemäß § 8 Nr. 2 bis zum Nennbetrag des Genussscheinkapitals erfolgt ist. Eine 
Nachzahlungspflicht besteht nur während der jeweiligen Laufzeit des Genussscheinkapitals. 

2.  Das Genussscheinkapital ist vom 1. Dezember 2019 an ausschüttungsberechtigt. Für das erste und 
letzte Kalenderjahr der Laufzeit erfolgt die Ausschüttung entsprechend zeitanteilig in 2020 bzw. in 
dem auf das Ende der jeweiligen Laufzeit folgenden Kalenderjahr. 

3.  Die Ausschüttung für das abgelaufene Geschäftsjahr ist jeweils zum 31. Juli des folgenden Jahres 
fällig. Sofern zu diesem Termin der Jahresabschluss der WF für das vorausgegangene Geschäftsjahr 
noch nicht endgültig festgestellt ist, wird die Zahlung am ersten Bankarbeitstag in Münster nach der 
endgültigen Feststellung fällig. 

4.  Die jährliche Ausschüttung auf das Genussscheinkapital an die Gläubiger erfolgt unter Einbehalt der 
zu der Zeit der Ausschüttung gültigen steuerrechtlichen Vorschriften. Über diese Abzüge erhält der 
Begünstigte eine Steuerbescheinigung. 

5. Im Zweifel erfolgt die jährliche Ausschüttung auf das Genussscheinkapital gegen Vorlage der Urkun-
de. Die Vorlegungsfrist beginnt mit Fälligkeit der Ausschüttung nach Nr. 3 dieses Paragraphen und 
endet mit Ablauf des 30. Juni des darauffolgenden Jahres. Der Anspruch auf Zinsausschüttungen für 
das jeweils abgelaufene Geschäftsjahr im Sinne von Nr. 3 dieses Paragraphen erlischt somit mit Be-
ginn des 1. Juli des darauffolgenden Jahres nach S. 2, sofern eine Vorlage der Urkunde bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht erfolgt ist. 

§ 3 
Abgrenzung von Mitgliederrechten 

Die Genussscheinvereinbarungen verbriefen Gläubigerrechte, mit denen keine Gesellschafterrechte – insbe-
sondere keine Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte in der Generalversammlung der WF – verbun-
den sind. 
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§ 4 
Begebung weiteren Genussrechts- und/oder Genussscheinkapitals 

1. Die WF behält sich vor, weiteres Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital zu gleichen oder zu 
anderen Bedingungen zu begeben. 

2. Die Genussscheininhaber haben keinen Anspruch darauf, dass ihre Ausschüttungsansprüche vorran-
gig vor den Ausschüttungsansprüchen bedient werden, die auf weiteres Genussrechts- und/oder Ge-
nussscheinkapital entfallen. 

§ 5 
Bestandsgarantie 

Der Bestand des Genussscheinkapitals wird vorbehaltlich § 8 weder durch Verschmelzung oder Umwand-
lung der WF noch durch eine Veränderung ihrer Geschäftsguthaben berührt. 

§ 6 
Laufzeit, Kündigung 

1.  Die Laufzeit des Genussscheinkapitals beginnt jeweils am 1. Dezember 2019 und endet 

- für Genussscheine der Tranche A mit Ablauf des 30. November 2024, 

- für Genussscheine der Tranche B mit Ablauf des 30. November 2026 und 

- für Genussscheine der Tranche C mit Ablauf des 30. November 2029. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen von § 8 wird das Genussscheinkapital zum Nennbetrag zurückge-
zahlt. Der zurückzuzahlende Betrag ist jeweils am ersten Bankarbeitstag in Münster nach Ende der 
jeweiligen Laufzeit fällig. 

§ 2 Nr. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die für das letzte Kalenderjahr der Laufzeit gewährte Ausschüt-
tung erfolgt am 31. Juli des auf das Ende der jeweiligen Laufzeit folgenden Kalenderjahrs. 

2.  Das Genussscheinkapital ist bis zum Ablauf der jeweiligen in vorstehendem Absatz genannten Lauf-
zeit grundsätzlich durch beide Vertragsparteien nicht kündbar. 

§ 7 
Rückzahlungsmodalitäten 

1.  Die Rückzahlung des Genussscheinkapitals erfolgt nur gegen Vorlage der die Genussscheine verbrie-
fenden Urkunde. Für den Fall, dass der Genussscheininhaber die Urkunde nicht mehr vorweisen 
kann, kann er unter den Voraussetzungen des Abs. 2. von WF die Erteilung einer neuen Urkunde ver-
langen. 

2. Ist die Urkunde abhandengekommen oder ist sie vernichtet worden, so kann der Genussscheingläu-
biger diese im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklären lassen. Er kann dann von WF die 
Erteilung einer neuen Urkunde anstelle der für kraftlos erklärten verlangen.  

3. Ist die Urkunde infolge einer Beschädigung oder einer Verunstaltung zum Umlauf nicht mehr geeig-
net, so kann der Inhaber, sofern ihr wesentlicher Inhalt und ihre Unterscheidungsmerkmale noch mit 
Sicherheit erkennbar sind, von WF die Erteilung einer neuen Urkunde gegen Aushändigung der be-
schädigten oder verunstalteten verlangen.  

§ 8 
Minderung des Rückzahlungsanspruches, 

Wiederauffüllung 

1.  Ist ein ausgewiesener Bilanzverlust nicht durch bestehende „Andere Ergebnisrücklagen“ gedeckt 
oder werden die Geschäftsguthaben der WF zur Deckung von Verlusten herabgesetzt, vermindert 
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sich der Rückzahlungsanspruch jedes Genussscheininhabers. An einem entstandenen Verlust nimmt 
das Genussscheinkapital in dem Verhältnis teil, in dem sein gesamter Betrag zum Betrag der Ge-
schäftsguthaben steht. Bei einer Kapitalherabsetzung vermindert sich der Rückzahlungsanspruch 
jedes Genussscheingläubigers in demselben Verhältnis, wie die Geschäftsguthaben herabgesetzt 
werden.  

2.  Werden nach einer Teilnahme der Genussscheingläubiger am Verlust in den folgenden Geschäftsjah-
ren Gewinne erzielt, so sind aus diesen - nach der satzungsgemäßen, gesetzlich vorgeschriebenen 
Wiederauffüllung der gesetzlichen Rücklagen - die Rückzahlungsansprüche bis zum Nennbetrag des 
Genussscheinkapitals zu erhöhen, bevor eine Gewinnverwendung vorgenommen wird. Diese Ver-
pflichtung besteht nur während der jeweiligen Laufzeit des Genussscheinkapitals. Reicht ein Gewinn 
zur Wiederauffüllung dieses und bereits begebenem Genussrechts- und/oder Genussscheinkapitals 
nicht aus, so wird die Wiederauffüllung dieses Genussscheinkapitals anteilig im Verhältnis seines je-
weiligen Gesamtnennbetrages zum jeweiligen Gesamtnennbetrag früher begebenem Genussrechts- 
und/oder Genussscheinkapitals vorgenommen. Dies gilt entsprechend auch für künftig zu begeben-
des Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen einen entsprechenden 
Wiederauffüllungsanspruch vorsehen. 

§ 9 
Nachrangigkeit 

Die Forderungen aus dem Genussscheinkapital gehen den Forderungen aller anderen Gläubiger der WF, 
soweit diese nicht ausdrücklich im Hinblick auf das Genussscheinkapital nachrangig oder gleichrangig 
gestellt werden, im Range nach. Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der WF werden die Genuss-
scheingläubiger nach allen anderen, nicht nachrangigen Gläubigern und vorrangig vor den Mitgliedern 
bedient. Dieses gilt entsprechend auch im Verhältnis zu künftig zu begebendem Genussrechts- und/oder 
Genussscheinkapital, wenn dessen Bedingungen ebenfalls eine Gleichrangigkeit mit früher begebenem 
Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital vorsehen. Die Genussscheinansprüche gewähren keinen An-
teil am Liquidationserlös. 

§ 10 
Zahlungen, Währung 

1.  Zahlungen von Kapital und Ausschüttungen erfolgen durch die WF an den Genussscheingläubiger 
per Überweisung. Die Zahlungen erfolgen an die der WF zuletzt mitgeteilte Kontoverbindung. 

2.  Die WF ist berechtigt, durch Veröffentlichung gemäß § 11 zusätzliche Zahlstellen innerhalb oder 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu bestellen oder die Bestellung einzelner Zahlstellen zu 
widerrufen. 

3. Sämtliche Zahlungen auf die Genussscheine werden in EUR geleistet.  

§ 11 
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der WF, die das Genussscheinkapital betreffen, erfolgen durch einfachen Brief an die 
letzte der WF bekanntgegebene Adresse des Genussscheingläubigers. 

§ 12 
Übertragung der Genussscheine 

Die Genussscheine sind übertragbar. Gegenüber der WF wird die Übertragung erst dann wirksam, wenn sie 
ihr von dem bisherigen und dem neuen Genussscheingläubiger unter Angabe des Namens, der Anschrift 
und der Bankverbindung des neuen Genussscheingläubigers schriftlich angezeigt wurde. 
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§ 13 
Änderung der Genussscheinbedingungen 

1.  §§ 5 bis 22 des Gesetzes über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen (Schuldverschreibungs-
gesetz) finden auf die Genussscheine und diese Genussscheinbedingungen Anwendung. Infolgedessen 
können die Genussscheingläubiger Änderungen der Genussscheinbedingungen durch Mehrheitsbe-
schluss zustimmen und einen gemeinsamen Vertreter für die Wahrnehmung ihrer Rechte bestellen. 

2.  Alle Abstimmungen gemäß dem Schuldverschreibungsgesetz werden ausschließlich im Wege der 
Abstimmung ohne Versammlung durchgeführt, sofern die WF nicht im Einzelfall etwas anderes ent-
scheidet oder die Abhaltung einer Gläubigerversammlung nach dem Gesetz zwingend erforderlich 
ist. Eine Gläubigerversammlung findet des Weiteren statt, wenn der Abstimmungsleiter diese gemäß 
§ 18 Abs. 4 Satz 2 des Schuldverschreibungsgesetzes einberuft. 

3. Zur Ausübung der Stimmrechte bei einer Abstimmung ohne Versammlung bzw. Teilnahme an der 
Gläubigerversammlung und Ausübung der Stimmrechte in der Gläubigerversammlung sind nur die-
jenigen Gläubiger berechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist bei der in der Einberufung be-
zeichneten Stelle in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. 
In der Einberufung können weitere Voraussetzungen durch die WF geregelt werden. 

§ 14 
Schlussbestimmungen 

1. Die Genussscheinbedingungen sowie alle sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten, bestimmen 
sich ausschließlich nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Erfüllungsort ist Münster.  

2.  Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten, die sich aus den in diesen Genussscheinbedin-
gungen geregelten Rechtsverhältnissen ergeben, ist Münster, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften etwas anderes bestimmen. 

3. Nachträglich können die Teilnahme am Verlust (§ 8 dieser Bedingungen) nicht geändert, der Nach-
rang des Genussscheinkapitals (§ 9 dieser Bedingungen) nicht beschränkt sowie die jeweilige Lauf-
zeit und die Kündigungsfrist (§ 6 dieser Bedingungen) nicht verkürzt werden. 

4. Sollte eine der Bestimmungen der Genussscheinbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder werden, so bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Für eine etwa hier-
durch entstehende Lücke soll eine dem Sinn und Zweck dieser Bedingungen entsprechende Regelung 
gefunden werden. 

5. Die Zahlstelle – soweit gemäß § 10 Abs. 2 dieser Bedingungen benannt – handelt in ihrer Eigenschaft 
ausschließlich als Erfüllungsgehilfe der WF und steht in dieser Eigenschaft nicht in einem Auftrags- 
oder Treuhandverhältnis zu den Genussscheingläubigern. Sie ist von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit.“ 

4. Keine Zulassung der Genussscheine zum Handel an einem organisierten Markt  

Es ist nicht vorgesehen, die Genussscheine zum Handel an einem organisierten Markt oder zum Handel 
an anderen Sekundärmärkten (Freiverkehr, multilaterale Handelssysteme) zuzulassen oder einbezie-
hen zu lassen.  

5. Bedienung und Lieferung der Genussscheine/Bezugsstelle 

Die Ausgabe der Genussscheine erfolgt nach dem sogenannten „Windhund-Verfahren“, d.h. die Zutei-
lung erfolgt in der Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der unterschriebenen Anträge. Der Emittentin 
steht es frei, Anträge nicht oder nur teilweise anzunehmen. Eine Zuweisung von Genussscheinen einer 
anderen Tranche bei einer Vollplatzierung der gezeichneten Tranche findet nicht statt. Nach Erhalt des von 
der Emittentin unterschriebenen Genussscheinvertrags ist der gezeichnete Betrag spätestens bis zum 
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2. Dezember 2019 auf das Bankkonto der Emittentin mit der IBAN DE35 4006 000 000 4019 04, 
BIC GENODEMS, unter Angabe des Verwendungszwecks „Genussschein“ sowie der Vertragsnummer, zu 
überweisen.  

Die Genussscheine werden in Einzel- bzw. Sammelurkunden verbrieft; die Lieferung der Genussscheine 
erfolgt durch Übersendung der Urkunden an die Anleger. Die Emittentin fungiert als Bezugsstelle.  

6. Zeitplan 

Dem Angebot liegt der vorliegende voraussichtliche Zeitplan zugrunde:  

22. August 2019 Beschluss des Vorstands über die Begebung von Genussscheinkapi-
tal 

3. September 2019 Beschluss des Aufsichtsrats über die Begebung von Genussschein-
kapital 

30. September 2019 Billigung des Prospekts durch die BaFin 

30. September 2019 Veröffentlichung des Prospektes, indem er in gedruckter Form zur 
kostenlosen Ausgabe bei der Emittentin sowie auf der Webseite der 
Emittentin unter www.westfleisch.de/unternehmen zum Download 
bereitgehalten wird 

1. Oktober 2019 Beginn der Zeichnungsfrist 

29. November 2019 Ende der Zeichnungsfrist 

Emissionstermin ist voraussichtlich der 2. Dezember 2019. 

V. Angaben über die Genussscheine 

1. Allgemeine und besondere Angaben zu den Genussscheinen: Rechte der Genussscheinin-
haber 

Die Genussscheine stammen aus der von dem Vorstand der Emittentin am 22. August 2019 beschlosse-
nen Begebung von Genussscheinen. Gemäß § 24 j) der Satzung der Emittentin bedarf der Beschluss des 
Vorstands über die Hereinnahme von Genussscheinkapital der Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Auf-
sichtsrat der Emittentin hat seine Zustimmung mit Beschluss vom 3. September 2019 erteilt. 

Die Genussscheine werden unter der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland begeben. Da das 
Recht der Genussscheine lediglich in Grundzügen in §§ 793 ff. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) geregelt 
ist, gelten die in diesem Wertpapierprospekt abgedruckten Bedingungen. 

Die Genussscheine lauten auf den Inhaber. 

Laufzeit der Genussscheine 

Der Vertrag über die Genussscheine hat eine feste Laufzeit; diese endet 

- für Genussscheine der Tranche A mit Ablauf des 30. November 2024, 

- für Genussscheine der Tranche B mit Ablauf des 30. November 2026 und 

- für Genussscheine der Tranche C mit Ablauf des 30. November 2029. 

Vor dem Ende der jeweiligen Laufzeit ist der Vertrag durch keine Vertragspartei ordentlich kündbar. 
Unberührt von dieser festen Laufzeit bleibt das Recht der Genussscheininhaber zur außerordentlichen 
Kündigung aus wichtigem Grund. Ein außerordentliches Kündigungsrecht steht dem Genussscheinin-
haber zu bei einem individuell missbräuchlichen Verhalten der Emittentin (schwere persönlicher Ver-
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fehlung) oder bei einem institutionellen Missbrauch, beispielsweise einer Änderung der Genussschein-
bedingungen durch eine Mehrheit, welche manipuliert oder erkauft wurde, wenn dies der Emittentin 
zurechenbar ist.  

Keine Gesellschafterrechte 

Die Genussscheine enthalten ausschließlich Gläubigerrechte; Gesellschafterrechte stehen den Genuss-
scheininhabern nicht zu. Sie haben daher weder ein Recht auf Information, Teilnahme und Mitwirkung 
in Generalversammlungen der Emittentin noch steht ihnen dort ein Stimmrecht zu.  

Verzinsung 

Das Genussscheinkapital ist vom 1. Dezember 2019 an ausschüttungsberechtigt; die Genussscheininha-
ber erhalten für Zeiträume ab dem 1. Dezember 2019 eine jährliche Ausschüttung mit einem jährlichem 
festen Zinssatz in Höhe von  

- 2,50 Prozent des Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für 
Genussscheine der Tranche A,  

- 3,25 Prozent des Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für 
Genussscheine der Tranche B sowie  

- 4,25 Prozent des Nennbetrags (bzw. des Rückzahlungsanspruchs, falls dieser niedriger ist) für 
Genussscheine der Tranche C. 

Für das erste und letzte Kalenderjahr der Laufzeit erfolgt die Ausschüttung entsprechend zeitanteilig. 
Für das erste Kalenderjahr hinsichtlich des Zeitraums zwischen dem 1. und 31. Dezember 2019 am 
31. Juli 2020 bzw. für das letzte Kalenderjahr auf das Ende der jeweiligen Laufzeit folgenden Kalender-
jahr. Die Zahlung von Ausschüttungen erfolgt durch Überweisung an den Genussscheingläubiger an die 
der Emittentin zuletzt mitgeteilte Kontoverbindung. 

Die Ausschüttung für das abgelaufene Geschäftsjahr ist jeweils zum 31. Juli des folgenden Jahres fällig. 
Sofern zu diesem Termin der Jahresabschluss der Emittentin für das vorausgegangene Geschäftsjahr 
noch nicht endgültig festgestellt ist, wird die Zahlung am ersten Bankarbeitstag in Münster nach der 
endgültigen Feststellung fällig. 

Sofern der Rückzahlungsanspruch den Nennbetrag des Genussscheinkapitals unterschreitet, ist für die 
Berechnung des Ausschüttungsbetrages die jeweilige Höhe des verminderten Rückzahlungsanspruches 
maßgeblich. Siehe ausführlich zur Verminderung des Rückzahlungsanspruchs das Kapitel V. 1. d). 

Sofern sich die Ausschüttung vermindert, erfolgt die verminderte Ausschüttung auf dieses und früher 
begebenes Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital im Verhältnis der jeweiligen Ausschüttungs-
ansprüche zueinander. Dies gilt auch im Verhältnis zu künftig zu begebendem Genussrechts- und/oder
Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen eine entsprechende Regelung vorsehen.  

Im Falle einer Verminderung der Ausschüttung ist der fehlende Betrag in den folgenden Geschäftsjah-
ren nachzuzahlen. Diese wird anteilig im Verhältnis der jeweiligen Ausschüttungsansprüche zueinander 
vorgenommen. Dieses gilt entsprechend auch für zukünftig zu begebendes Genussrechts- und/oder
Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen einen entsprechenden Nachzahlungsanspruch vorse-
hen. Bei der Nachzahlung sind die Ausschüttungsansprüche in der Reihenfolge des Entstehens der 
Rückstände zu bedienen. Im Falle einer Verminderung der Rückzahlungsansprüche darf eine Nachzah-
lung erst dann vorgenommen werden, wenn die Wiederauffüllung der Rückzahlungsansprüche bis zum 
Nennbetrag des Genussscheinkapitals erfolgt ist. Eine Nachzahlungspflicht besteht nur während der 
jeweiligen Laufzeit des Genussscheinkapitals. 

Die entsprechend der obigen Beschreibung ermittelten Zinsen und die darauf erfolgten Zahlungen stel-
len die Rendite der Wertpapiere dar. Der Anleger errechnet die Rendite auf sein eingesetztes Kapital in 
einem bestimmten Zeitraum, indem er den jeweiligen Zinsbetrag mit dem ihm unter Genussscheinen 
zustehenden Rückzahlungsanspruch multipliziert und diesen Betrag dann zeitanteilig auf den ge-
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wünschten Zeitraum verteilt. Bei einem eingesetzten Kapital von EUR 1.000,- beträgt unter der Annah-
me, dass der Rückzahlungsanspruch nicht durch Verluste der Emittentin gemindert ist, die jährliche 
Rendite für Genussscheine der Tranche A damit 2,50% pro Jahr, also EUR 25,00 / Jahr. Diese jeweilige 
Rendite jedes Anlegers kann durch etwaige Kosten des Anlegers zur Verwaltung und Verwahrung der 
Wertpapiere (etwaige Depot- oder ähnliche Gebühren), entsprechende Steuern sowie weitere Kosten 
im Einzelfall schwanken. Insoweit muss jeder Anleger die für ihn geltende persönliche Rendite selbst 
ermitteln. 

Rückzahlung 

Die Laufzeit des Genussscheinkapitals ist befristet und endet 

- für Genussscheine der Tranche A mit Ablauf des 30. November 2024, 

- für Genussscheine der Tranche B mit Ablauf des 30. November 2026 und 

- für Genussscheine der Tranche C mit Ablauf des 30. November 2029. 

Sofern der Rückzahlungsanspruch nicht gemindert ist, wird das Genussscheinkapital zum Nennbetrag 
zurückgezahlt. Der zurückzuzahlende Betrag ist am ersten Bankarbeitstag in Münster nach Ablauf der 
jeweiligen Laufzeit fällig. Sofern zu diesem Termin der Jahresabschluss der Emittentin noch nicht end-
gültig festgestellt ist, wird die Rückzahlung am ersten Bankarbeitstag in Münster nach der endgültigen 
Feststellung fällig. 

Die Rückzahlung erfolgt nur gegen Vorlage der die Genussscheine verbriefenden Urkunde; mit der Aus-
händigung erwirbt die Emittentin das Eigentum an der Urkunde, auch wenn der Inhaber zur Verfügung 
über sie nicht berechtigt ist (§ 797 BGB). Ist die Urkunde infolge einer Beschädigung oder einer Verun-
staltung zum Umlauf nicht mehr geeignet, so kann der Inhaber, sofern ihr wesentlicher Inhalt und ihre 
Unterscheidungsmerkmale noch mit Sicherheit erkennbar sind, von der Emittentin die Erteilung einer 
neuen Urkunde gegen Aushändigung der beschädigten oder verunstalteten verlangen. Ist einem Anle-
ger die Urkunde abhandengekommen oder ist sie vernichtet worden, so kann er diese im Wege des Auf-
gebotsverfahrens für kraftlos erklären lassen. Derjenige, der diesen gerichtlichen Beschluss erwirkt hat, 
kann von der Emittentin die Erteilung einer neuen Urkunde anstelle der für kraftlos erklärten verlan-
gen. Auch bei dem Verlust der Urkunde können also nach durchgeführtem Aufgebotsverfahren Anleger 
die Rückzahlung verlangen; dieses Verfahren ist allerdings aufwändig; die Emittentin rät zu einer sorg-
fältigen Verwahrung der Urkunde durch den Anleger. 

Der Rückzahlungsanspruch der Genussscheininhaber vermindert sich, wenn ein ausgewiesener Bilanz-
verlust nicht durch bestehende „Andere Ergebnisrücklagen“ gedeckt ist oder die Geschäftsguthaben (in 
der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) der Emittentin zur Deckung von Verlusten herabgesetzt wer-
den. An einem entstandenen Verlust nimmt das Genussscheinkapital in dem Verhältnis teil, in dem sein 
gesamter Betrag zum Betrag der Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) steht. 
Bei einer Kapitalherabsetzung vermindert sich der Rückzahlungsanspruch jedes Genussscheingläubi-
gers in demselben Verhältnis, wie die Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) 
herabgesetzt werden. Eine Kapitalherabsetzung (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) findet 
statt, wenn insb. Geschäftsanteile nach Höhe oder Anzahl oder auf sie zu leistende Einzahlung durch 
Satzungsänderung herabgesetzt werden.  

Werden nach einer Teilnahme der Genussscheingläubiger am Verlust in den folgenden Geschäftsjahren 
Gewinne erzielt, so sind aus diesen – nach der satzungsgemäßen, gesetzlich vorgeschriebenen Wieder-
auffüllung der gesetzlichen Rücklagen – die Rückzahlungsansprüche bis zum Nennbetrag des Genuss-
scheinkapitals zu erhöhen. Vor dieser Auffüllung darf eine Gewinnverwendung nicht vorgenommen 
werden. Diese Verpflichtung besteht nur während der jeweiligen Laufzeit des Genussscheinkapitals.  

Reicht ein Gewinn zur Wiederauffüllung des gegenständlichen und bereits begebenem Genussrechts- 
und/oder Genussscheinkapitals nicht aus, so wird die Wiederauffüllung dieses Genussscheinkapitals 
anteilig im Verhältnis seines jeweiligen Gesamtnennbetrages zum jeweiligen Gesamtnennbetrag früher 
begebenem Genussrechts- und/oder Genussscheinkapitals vorgenommen. Dies gilt entsprechend auch 
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für künftig zu begebendes Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen 
einen entsprechenden Wiederauffüllungsanspruch vorsehen. 

Rechte im Fall einer Liquidation und Insolvenz/Rangverhältnis 

Die Forderungen aus dem Genussscheinkapital gehen den Forderungen aller anderen Gläubiger der 
Emittentin im Range nach, soweit diese nicht ausdrücklich im Hinblick auf das Genussscheinkapital 
nachrangig oder gleichrangig gestellt werden.  

Im Fall der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin werden die Genussscheingläubiger nach allen 
anderen, nicht nachrangigen Gläubigern und vorrangig vor den Mitgliedern bedient. Dieses gilt entspre-
chend auch im Verhältnis zu künftig zu begebendem Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital, 
wenn dessen Bedingungen ebenfalls eine Gleichrangigkeit mit früher begebenem Genussrechts- oder 
Genussscheinkapital vorsehen.  

Die Genussscheinansprüche gewähren keinen Anteil am Liquidationserlös. 

2. Angaben zum Basiswert 

Beeinflussung der Genussscheine durch die Gewinn- und Verlustsituation der Emittentin 

Die Genussscheine sind nicht von einem Basiswert im herkömmlichen Sinne abhängig. Allerdings kann 
die Gewinn- und Verlustsituation der Emittentin als eine Art Basiswert zu den Genussscheinen angese-
hen werden, da die Rückzahlung des Genussscheinkapitals in Abhängigkeit von der Höhe des Rückzah-
lungsanspruchs erfolgt.  

Der Rückzahlungsanspruch der Genussscheininhaber vermindert sich, wenn ein ausgewiesener Bilanz-
verlust nicht durch bestehende „Andere Ergebnisrücklagen“ gedeckt ist oder die Geschäftsguthaben der 
Emittentin (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) zur Deckung von Verlusten herabgesetzt wer-
den. An einem entstandenen Verlust nimmt das Genussscheinkapital in dem Verhältnis teil, in dem sein 
gesamter Betrag zum Betrag der Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) steht. 
Bei einer Kapitalherabsetzung vermindert sich der Rückzahlungsanspruch jedes Genussscheingläubi-
gers in demselben Verhältnis, wie die Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) 
herabgesetzt werden. Eine Kapitalherabsetzung (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) findet 
statt, wenn insb. Geschäftsanteile nach Höhe oder Anzahl oder auf sie zu leistende Einzahlung durch 
Satzungsänderung herabgesetzt werden.  

Werden nach einer Teilnahme der Genussscheingläubiger am Verlust in den folgenden Geschäftsjahren 
Gewinne erzielt, so sind aus diesen – nach der satzungsgemäßen, gesetzlich vorgeschriebenen Wieder-
auffüllung der gesetzlichen Rücklagen – die Rückzahlungsansprüche bis zum Nennbetrag des Genuss-
scheinkapitals zu erhöhen. Vor dieser Auffüllung darf eine Gewinnverwendung nicht vorgenommen 
werden. Diese Verpflichtung besteht nur während der jeweiligen Laufzeit des Genussscheinkapitals.  

Reicht ein Gewinn zur Wiederauffüllung des gegenständlichen und bereits begebenem Genussrechts- 
und/oder Genussscheinkapitals nicht aus, so wird die Wiederauffüllung dieses Genussscheinkapitals 
anteilig im Verhältnis seines jeweiligen Gesamtnennbetrages zum jeweiligen Gesamtnennbetrag früher 
begebenem Genussrechts- und/oder Genussscheinkapitals vorgenommen. Dies gilt entsprechend auch 
für künftig zu begebendes Genussrechts- und/oder Genussscheinkapital, sofern dessen Bedingungen 
einen entsprechenden Wiederauffüllungsanspruch vorsehen. 

Einzelheiten zum Basiswert: Informationen zum Basiswert, Marktstörungen und Anpas-
sungsmaßnahmen 

Die Jahresabschlüsse, aus denen sich die Gewinn- und Verlustsituation der Emittentin ergibt, werden im 
Bundesanzeiger veröffentlicht und können kostenfrei abgerufen werden.  
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Marktstörungen im klassischen Sinne, also solche Störungen, die den Handel des Basiswerts an den 
maßgeblichen Handelsplätzen einschränken, gibt es nicht. Allerdings ist die Gewinn- und Verlustsitua-
tion der Emittentin von ihrer eigenen wirtschaftlichen Entwicklung und den Entwicklungen in ihrem 
Geschäftsbereich abhängig. Ausführungen dazu, welchen Risiken sie unterliegt, welche „Marktstörun-
gen“ also auf ihren Gewinn- und Verlust Einfluss haben können, finden sich in dem Abschnitt „Risikofak-
toren“. 

Anpassungsmaßnahmen im klassischen Sinne, wie diese beispielsweise bei Aktien als Basiswerten er-
griffen werden, gibt es bei der Gewinn- und Verlustsituation der Emittentin nicht. Als Anpassungsmaß-
nahme können allerdings solche Maßnahmen verstanden werden, die als Reaktion auf negative Aus-
wirkungen auf die Gewinnsituation der Emittentin ergriffen werden. Diese Maßnahmen bestehen darin, 
die jeweilige Ursache für die negativen Auswirkungen auf die Gewinnsituation der Emittentin auszu-
machen und entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Diese Gegenmaßnahmen sind abhängig 
von der Art der Marktstörung und können beispielsweise in einer Veränderung in der Unternehmens-
strategie, einer Veränderung der Vertriebswege und Kunden oder in einer Anpassung an veränderte 
rechtliche oder steuerliche Rahmenbedingungen liegen. 

3. Veröffentlichungen, Zahl- und Berechnungsstelle 

Die Meldung des den Zeichnern zugeteilten Betrags und sonstige Bekanntmachungen der Emittentin, 
die das Genussscheinkapital betreffen, erfolgen durch einfachen Brief an die letzte der Emittentin be-
kanntgegebene Adresse des Genussscheininhabers. Das gesamte anonymisierte Angebotsergebnis wird 
unverzüglich nach Eingang aller Zahlungen und Abwicklung, voraussichtlich am 15. Januar 2020 auf der 
Internetseite www.westfleisch.de/unternehmen bekannt gegeben. 

Die Funktion eine Zahl- sowie der Berechnungsstelle ist nach den Bedingungen nicht vorgesehen. Die 
Emittentin weißt die entsprechenden Beträge an Anleger selbst an. Die Emittentin ist allerdings gemäß 
§ 10 Abs. 2 der Genussscheinbedingungen berechtigt, eine Zahlstelle zu bestellen.  

4. Verbriefung, Verwahrung  

Die Genussscheine werden in Einzel- bzw. Sammelurkunden verbrieft und an die Anleger ausgegeben. 
Je Genussschein erfolgt die Verbriefung durch eine Urkunde; für den Fall, dass ein Genussscheingläubi-
ger mehrere Genussscheine erwirbt, erfolgt eine Sammelverbriefung. Eine Verwahrung durch die Emit-
tentin oder ein Finanzinstitut erfolgt nicht. Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Zinsscheine ist 
während der gesamten Laufzeit der Genussscheine ausgeschlossen. 

5. Übertragbarkeit und Vererbbarkeit von Genussscheinen 

Die Genussscheine sind übertragbar. Gegenüber der Emittentin wird die Übertragung erst dann wirk-
sam, wenn sie ihr von dem bisherigen und dem neuen Genussscheingläubiger unter Angabe des Na-
mens, der Anschrift und der Bankverbindung des neuen Genussscheingläubigers schriftlich angezeigt 
wurde. 

Im Falle des Versterbens eines Genussscheingläubigers wird das Genussrechtsverhältnis mit dessen 
Erben fortgesetzt. 

6. ISIN/WKN, keine Handelbarkeit an einem organisierten Markt oder Sekundärmarkt 

Die Genussscheine sind nicht zum Handel an einem organisierten Markt zugelassen. Die International 
Securities Identification Numbern (ISIN) der Wertpapiere lauten: DE000A2PRSS0, DE000A2PR446 und 
DE000A2PR453. Die Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN) der Wertpapiere lauten: A2PRSS, A2PR44 und 
A2PR45. Ein Antrag auf Zulassung oder Einbeziehung der Genussscheine zum Handel an einem organi-
sierten Markt oder an anderen Sekundärmärkten (Freiverkehr, multilaterale Handelssysteme) ist der-
zeit nicht vorgesehen. Ein Genussscheininhaber muss sich daher selbst einen Käufer für seine Genuss-
scheine suchen. 
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VI. Allgemeine Informationen über die Emittentin  

1. Gründung der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung und Entwicklung 

Die Emittentin wurde 1928 als Westfälische Provinzial-Viehverwertungsgenossenschaft (WPVG) einge-
tragene Genossenschaft mit beschränkter Haftung gegründet. Die Aufgabe der Emittentin sollte es sein, 
für den Anschluss an die genossenschaftliche Viehverwertung zu werben und deren Organisation im 
Lande zu fördern. Die Emittentin hatte im ersten Jahr ihres Bestehens bereits 55 Mitglieder und die 
Haftsumme betrug damals RM 93.000,-. Die Firma der Emittentin wurde 1966 in „Vieh- und Fleisch-
zentrale Westfalen eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftung“, 1973 in „Westfleisch Vieh- 
und Fleischzentrale Westfalen eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftung“ und durch Be-
schluss der Generalversammlung vom 3. Juli 2001 in „Westfleisch eG“ geändert. Am 11. Juni 2015 be-
schloss die Generalversammlung einen Formwechsel in Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung, der 
am 31. August 2015 in das Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Münster eingetragen wurde und 
unterliegt damit der deutschen Rechtsordnung sowie europäischen Vorschriften, soweit diese in 
Deutschland gelten. Der Unternehmensgegenstand ist im Laufe der Zeit ausgeweitet worden, in seinem 
Kern aber unverändert geblieben.  

2. Sitz, Geschäftsjahr, Dauer, Gegenstand 

Die Emittentin führt die Firma Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung. Sie tritt im Rechtsverkehr 
und am Markt unter diesem Namen auf. Die Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung ist eine Europäi-
sche Genossenschaft, eingetragen im Genossenschaftsregister des Amtsgerichts Münster unter GnR 448. 
Sitz der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung ist Münster. Die Geschäftsräume der Emittentin be-
finden sich in der Brockhoffstraße 11, 48143 Münster. Die Emittentin ist unter der Telefonnummer +49 
(0) 251/493-0 und der Faxnummer +49 (0) 251/493-12 89 bzw. über die Webseite 
www.westfleisch.de zu erreichen. Die auf der Webseite , gemachten Angaben sind nicht Teil des Pros-
pekts, sofern diese Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. Die LEI der 
Emittentin lautet: 529900N2Q4GMKGUFDZ15. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Die Dauer der 
Emittentin ist unbegrenzt. Die Generalversammlung der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung hat 
am 11. Juni 2015 den Formwechsel der Emittentin in eine Europäische Genossenschaft (Societas Coope-
rativa Europaea, SCE) beschlossen. Der Formwechsel wurde am 31. August 2015 in das Genossen-
schaftsregister eingetragen. Durch den Formwechsel wurde die Emittentin weder aufgelöst noch wurde 
eine neue Emittentin gegründet. Ein Rechtsträgerwechsel hat nicht stattgefunden.  

Zweck der Emittentin ist gemäß § 2 Abs. 1 der Satzung der Emittentin die Förderung des Erwerbs und 
der Wirtschaft ihrer Mitglieder. Ihr Unternehmensgegenstand ist gemäß § 2 Abs. 2 ihrer Satzung der 
An- und Verkauf sowie die Verwertung von Schlacht-, Zucht- und Nutzvieh aller Gattungen und Arten, 
die Errichtung und der Betrieb von Schlacht- und/oder Zerlegebetrieben, die Förderung von Viehzucht, 
Viehhaltung und Viehabsatz, die Herstellung und der Vertrieb von Fleisch- und Fertigprodukten und die 
Übernahme von Beteiligungen nach Maßgabe des Art. 8 SCE-VO in Verbindung mit § 1 Abs. 2 GenG.  

Die Emittentin ist befugt, alle Einrichtungen zu schaffen und alle Maßnahmen zu treffen, die zur Errei-
chung ihres Zwecks geeignet sind. Der Geschäftsbetrieb kann auf Nichtmitglieder ausgedehnt werden. 

3. Organisationsstruktur  

Die Emittentin ist die Muttergesellschaft der Westfleisch-Gruppe und bildet gemeinsam mit der West-
fleisch Finanz AG einen Konzern gemäß § 18 Abs. 1 AktG aufgrund ihrer wechselseitigen Beteiligungen 
und einheitlichen Leitung. Bei der Westfleisch Finanz AG handelt es sich um eine abhängige Emittentin 
gem. § 17 Abs. 1 AktG. Neben der Westfleisch Finanz AG sind an der Emittentin ca. 4.600 Mitglieder be-
teiligt, deren Kreis sich aus Einzelmitgliedern, Mitgliedsgenossenschaften und Organmitgliedern zu-
sammensetzt. Die Struktur der Westfleisch-Gruppe ist in der Übersicht auf der nächsten Seite darge-
stellt: 
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4. Angaben zur Abhängigkeit  

Abhängigkeitsverhältnisse aus Unternehmensverträgen, aufgrund derer die Emittentin von anderen 
Konzerngesellschaften beherrscht wird, wie beispielsweise aktienrechtliche Beherrschungsverträge 
gem. § 291 Abs. 1 1. Alt. des Aktiengesetzes, bestehen nicht. Die Emittentin hat teilweise mit ihren Toch-
tergesellschaften Gewinnabführungsverträge abgeschlossen, aufgrund derer sich diese verpflichten, ihre 
Gewinne an die Emittentin abzuführen. Hierdurch entsteht keine gesellschaftsrechtliche Abhängigkeit 
der Emittentin von ihren Tochtergesellschaften. Die Emittentin hingegen hat sich nicht gegenüber einer 
anderen Gesellschaft verpflichtet, ihre Gewinne an diese abzuführen. 

Das Genossenschaftsrecht sieht vor, dass jedes Mitglied nur eine Stimme hat, sofern die Satzung der 
Emittentin die Gewährung von Mehrstimmrechten nicht vorsieht, Art. 59 SCE-VO, § 29 SCEAG i.V.m. § 43 
Abs. 3 GenG. Die Höhe der kapitalmäßigen Beteiligung ist für die Anzahl der Stimmrechte damit irrele-
vant; die Satzung der Emittentin sieht keine Mehrstimmrechte vor. Ein Abhängigkeitsverhältnis auf 
Grund einer Kapitalmehrheit (faktische Abhängigkeit) von anderen Einheiten innerhalb der Westfleisch-
Gruppe besteht daher nicht.  

5. Rating 

Für die Emittentin besteht derzeit kein durch für Anleger relevante internationale oder sonstige Ratinga-
genturen abgegebenes aktuelles Rating. 

VII. Geschäftsüberblick  

1. Überblick 

Bei der Emittentin handelt es sich um ein landwirtschaftliches Vermarktungsunternehmen von Vieh und 
Fleisch und die Obergesellschaft der rund 3.600 Mitarbeiter zählenden Westfleisch-Gruppe. Die Haupt-
verwaltung der Emittentin ist in Münster. In den sechs Fleischcentern (Niederlassungen) der Emittentin 
in Bakum, Dissen, Coesfeld, Lübbecke, Hamm und Gelsenkirchen erfolgen u.a. die Schlachtung, Zerlegung, 
Verarbeitung und Veredelung in der nachgelagerten Wertschöpfungskette von Schweine-, Großvieh- und 
Kalbfleisch. Darüber hinaus betreibt die Emittentin in Nienberge ein Nutzviehzentrum, in dem im We-
sentlichen der Handel mit Ferkeln und – in deutlich geringerem Umfang – auch mit Kälbern betrieben 
wird. In Paderborn betrieb die Emittentin bis März 2019 eine Viehsammelstelle, wobei das nicht be-
triebsnotwendige Grundstück sich mittlerweile im Verkaufsprozess befindet. In Oer-Erkenschwick be-
treibt das Tochterunternehmen der Emittentin, die Westfleisch Erkenschwick GmbH, die Schlachtung, 
Zerlegung und Verarbeitung von Schweinefleisch sowie die Produktion von Wurstwaren. In Münster 
werden durch die Tochtergesellschaft WestfalenLand Fleischwaren GmbH insbesondere SB- und Conve-
nience-Produkte sowie Grillware hergestellt. An den Standorten Petershagen und Oer-Erkenschwick 
werden durch die Beteiligungen Westpet Janke GmbH und DogsNature GmbH Tiernahrungsprodukte 
gefertigt. Der Vertrieb der Westfleisch-Gruppe insb. in der Sparte Schwein wird seit Mai 2019 gebündelt 
und erfolgt durch das Unternehmen Westfleisch Sales GmbH.  

2. Haupttätigkeitsbereiche der Emittentin  

Die Emittentin unterhält zum einen sechs eigene Fleischcenter (Niederlassungen), ein Nutzviehzentrum 
und hält zum anderen als Konzernmutter Beteiligungen an verschiedenen Tochtergesellschaften, die 
ebenfalls mit unterschiedlichen Schwerpunkten in den Geschäftsbereichen der Schlachtung, Zerlegung, 
Verarbeitung und Veredelung von Schweine-, Rind- und Kalbfleisch tätig sind. Die Standorte Dissen und 
Bakum, welche die Emittentin im Jahr 2015 von der insolvent gewordenen Gausepohl Qualitätsfleisch 
GmbH & Co. KG übernommen hatte, und der Wursthersteller Aldenhoven KG, Gelsenkirchen, den die 
Westfleisch Erkenschwick GmbH im Jahr 2014 erworben hat, wurden erfolgreich in die Westfleisch-
Gruppe integriert. Ende 2018 wurde die Beteiligung an der Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH 
durch die Westfleisch Erkenschwick GmbH erworben. Im Jahr 2019 wurde die Bruns Fleischhandels- 
und Zerlege GmbH durch Verschmelzung auf die Westfleisch Erkenschwick GmbH vollständig in die 
Westfleisch-Gruppe integriert. Die Emittentin befindet sich zudem im Kaufprozess hinsichtlich einer 
Ackerfläche in Hamm, die für eine Betriebserweiterung in Zukunft genutzt werden soll. 
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Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung und Veredelung von Schweinen, Großvieh und Käl-
bern; Nutzviehgeschäft 

Die Emittentin unterhält Betriebsgebäude, Einrichtungen und technische Anlagen für Schlacht- und Zer-
legebetriebe auf eigenen Grundstücken in Hamm, Dissen und Bakum und einem teilweise in ihrem Eigen-
tum, teilweise im Eigentum der Westfleisch Finanz AG stehenden und von dieser gepachteten Grund-
stück in Lübbecke. Darüber hinaus betreibt sie ihr Geschäft auf von der Westfleisch Finanz AG gepachte-
ten Grundstücken in Coesfeld, Gelsenkirchen. Der Standort Paderborn und die dort enthaltene Viehsam-
melstelle wurden nach einem Brand im März 2019 aufgegeben; das nicht betriebsnotwendige Grund-
stück befindet sich mittlerweile im Verkaufsprozess. 

Die an diesen Standorten verarbeiteten Tiere stammen von landwirtschaftlichen Betrieben, deren Eigen-
tümer teils Mitglieder der Emittentin und teils Drittlieferanten sind.  

Die Emittentin schließt Lieferverträge zum einen direkt mit sogenannten Vertragslandwirten ab. Zum 
anderen werden Lieferantenverträge mit anderen Lieferanten abgeschlossen, die in der Regel als Kom-
missionäre die Emittentin mit Tieren sowohl von Vertragslandwirten als auch von nicht Vertragsland-
wirten beliefern.  

Verträge über Lieferungen von Schweinen schließt die Emittentin zu mehr als 70 Prozent der Gesamtlie-
fermenge direkt mit Vertragslandwirten ab. Der Anteil der Gesamtliefermenge von Vertragslandwirten 
hinsichtlich der Lieferung von Großvieh liegt bei etwa 30 Prozent. Die Vertragslandwirte verpflichten 
sich, sämtliche Tiere der jeweiligen Gattung der Emittentin anzudienen. Die Emittentin verpflichtet sich 
im Gegenzug, sämtliche Tiere der jeweiligen Gattung abzunehmen. Ziele dieser Regelung sind die Plan-
barkeit und die Rohstoffsicherung für die Emittentin. 

Im Anschluss an die Schlachtung werden die Tiere zerlegt und entweder in dieser Form weiterveräußert 
oder durch eigene Veredelungsbetriebe weiterverarbeitet. Das verkaufte oder veredelte Fleisch stammt 
zum ganz überwiegenden Teil aus eigener Schlachtung. Der Anteil an Fremdzukäufen ist gering. 

Neben der Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung und Veredelung in der nachgelagerten Wertschöp-
fungskette von Schwein-, Rind- und Kalbfleisch betreibt die Emittentin auch das Nutzviehgeschäft. Dieses 
wird im Wesentlichen durch das Ferkelgeschäft geprägt; darüber hinaus vermarktet und vertreibt die 
Emittentin Kälber.  

Der Anteil des Nutzviehhandels, der auch den Handel mit Ferkeln umfasst, betrug im Jahr 2017 rund EUR 
160 Millionen und im Jahr 2018 rund EUR 138 Millionen. Das entspricht einem Rückgang von 13,2 Pro-
zent. Der Nutzviehhandel hatte damit einen Anteil an den gesamten Umsatzerlösen der Westfleisch-
Gruppe in 2017 von rund 5,8 Prozent und in 2018 von rund 5,4 Prozent.  

Steuerung der Beteiligungsunternehmen 

Neben ihrer eigenen operativen Tätigkeit hält die Emittentin zahlreiche strategische Beteiligungen an 
Gesellschaften, die in der Fleischproduktion und -verarbeitung tätig sind. Hierzu zählen unter anderem 
die Beteiligungen an der WestfalenLand Fleischwaren GmbH, die frische und tiefgefrorene Fleisch-
Convenienceprodukten, SB- und Grillwaren herstellt, der Westfleisch Erkenschwick GmbH, die Wurst- 
und Schinkenprodukte herstellt, der WestCrown GmbH, die auf Zerlegung und Vermarktung von Sauen-
fleisch spezialisiert ist sowie die Beteiligungen an der WestPet Janke GmbH und an der DogsNature 
GmbH, die Rohware und Vormischungen für die Nassfutterindustrie herstellt bzw. auf die Herstellung 
von getrockneten Hundesnacks spezialisiert ist, und die gemeinsam die Petfood-Sparte der Westfleisch 
Gruppe bilden. 

Darüber hinaus umfasst die Westfleisch-Gruppe reine Vertriebsgesellschaften, welche die hergestellten 
Produkte am in- und ausländischen Markt vertreiben, sowie Dienstleistungsunternehmen, die für den 
Konzern Dienste wie Logistik und Transport erbringen. 
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Im April 2019 wurde in Dänemark die Vertriebsgesellschaft Westfleisch Scandinavia ApS gegründet. 
Zweck dieser Gesellschaft ist der Ausbau der Vertriebsstruktur der Westfleisch-Gruppe auf den skandi-
navischen Märkten.  

Im Mai 2019 wurde die Neustrukturierung der Vertriebsstruktur in der Westfleisch-Gruppe in der Sparte 
„Schwein“ abgeschlossen. Die Vertriebsaktivitäten wurden nunmehr gebündelt und werden durch die 
100-prozentige Tochtergesellschaft Westfleisch Sales GmbH abgewickelt. Der Vertrieb in der Sparte 
Großvieh an den Standorten Lübbecke und Bakum verbleibt vorerst bei der Emittentin. Dasselbe gilt für 
die Nutzviehsparte. 

Sonstiges 

Obwohl die Emittentin in personeller Hinsicht gut und hinreichend ausgestattet ist, ist sie in allen Berei-
chen ihrer geschäftlichen Tätigkeit auf qualifiziertes Fach- und Führungspersonal angewiesen. Insbeson-
dere die fortschreitende Digitalisierung von betrieblichen Prozessen (Industrie 4.0) steigert den Bedarf 
an Fachkräften in diesem Bereich. Dieser Effekt wird zusätzlich durch den in Deutschland allgemein be-
stehenden Fachkräftemangel verstärkt. Auch wenn die Fluktuation im Unternehmen als gering eingestuft 
wird, ergreift die Emittentin in ihrer Personalsteuerung alle notwendigen und geeigneten Maßnahmen, 
um vorhandenes Personal zu halten bzw. Abgänge durch neue qualifizierte Mitarbeiter zu angemessenen 
Konditionen zu ersetzen.  

Die Emittentin ist zudem der Auffassung, dass die bei ihr und der Westfleisch-Gruppe vorhandenen be-
trieblichen und wirtschaftlichen Risiken ausreichend versichert sind. In der Vergangenheit wurden Sach- 
und Vermögensschäden (z.B. durch den Brand in Paderborn) der Emittentin durch Versicherungen kom-
pensiert, was jedoch zur Erhöhung der Versicherungsprämie (Brandschutz) führte. Zur Vermeidung zu-
künftiger Brände wurden Brandschutzmaßnahmen an den Standorten neugestaltet. Die Emittentin kann 
trotzdem nicht ausschließen, dass Schäden entstehen oder Ansprüche erhoben werden, die über die Art 
oder den Umfang des bestehenden Versicherungsschutzes hinausgehen. Zudem kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass der bestehende Versicherungsschutz nicht bzw. nicht zu gestiegenen Konditionen ver-
längert wird. Dies kann wiederum nachteilige Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage der Emittentin 
haben.  

Die Westfleisch-Gruppe hat schließlich umfangreiche Maßnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes 
umgesetzt, um eine strikte Einhaltung von Tierschutzvorgaben zu gewährleisten. Dazu gehört insbeson-
dere ein Tierschutzplan, durch den in der gesamten Westfleisch-Gruppe Zuständigkeiten und Verfahren-
sabläufe geregelt werden. Zusätzlich hat die Emittentin umfangreiche Maßnahmen und Vorkehrungen 
für einen möglichen Ausbruch von ASP in Deutschland getroffen. Dazu zählen z.B. Notfallpläne mit Zu-
ständigkeiten, Informationsketten und Verfahrensanweisungen. Diese Maßnahmen sollen wirtschaftliche 
und finanzielle Konsequenzen eines solchen Ausbruchs von ASP in Deutschland minimieren. 

3. Wichtigste Märkte und Wettbewerb 

Die Emittentin und ihre in der Fleischverarbeitung tätigen Tochtergesellschaften bewegen sich auf dem 
Markt der Schlacht-, Zerlege- und Fleischwarenindustrie sowie auf dem Gebiet der Viehvermarktung. Bei 
der Fleischerzeugung handelt es sich um einen Markt, der vor allem im übrigen Europa sowie in Asien in 
den letzten Jahren Wachstumszahlen zu verbuchen hatte. In Deutschland sank die Fleischerzeugung im 
Jahr 2018 im Vergleich zum Vorjahr um ca. 1,5 Prozent auf 8,0 Mio. Tonnen (Statistisches Bundesamt, 
Pressemitteilung Nr. 43, 7. Februar 2019 abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Presse/Presse-
mitteilungen/2019/02/PD19_043_ 413.html). Mit 56,6 Millionen geschlachteten Tieren im Jahr 2018 
gingen die Schweineschaltungen in Deutschland gegenüber dem Vorjahr um 3,0 Prozent zurück; die An-
zahl der geschlachteten Rinder sank in Deutschland gegenüber dem Jahr 2017 um 3,1 Prozent auf 3,4 
Millionen Tiere (Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 43, 7. Februar 2019, abrufbar unter 
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2019/02/PD19_043_413.html). Die Stückzahl 
der von Gesellschaften der Westfleisch-Gruppe geschlachteten Schweine inklusive Sauen reduzierte sich 
im Jahr 2018 von 8,3 Mio. auf 7,9 Mio. Tiere. 
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Neben der Vermarktung und dem Vertrieb der Produkte auf dem deutschen Markt exportiert die West-
fleisch-Gruppe vor allem in das EU-Ausland, Asien (z.B. China, Korea, Japan und Philippinen) sowie nach 
Afrika (z. B. Südafrika, Kongo sowie Elfenbeinküste). Die Exportquote der Westfleisch-Gruppe im Jahr 
2018 hatte einen Anteil von rund 41,5 Prozent. 

Die Produkte werden von der Emittentin nicht direkt an Endkunden, sondern in der Regel an Super-
marktketten, Discounter und weiterverarbeitende Betriebe verkauft. 

Die Westfleisch-Gruppe exportiert rund 41,5 Prozent ihrer Produkte sowohl in EU-Länder als auch in 
Nicht-EU-Länder, wie etwa z. B. China, Südkorea oder Japan, bei denen eine andere Währung als der Euro 
als Zahlungsmittel vereinbart wird. In den Monaten Mai bis Juli 2019 betrug der Fremdwährungsanteil 
an gesamten Forderungen rund 17 Prozent. Die Emittentin schließt diesbezüglich in der Regel wöchent-
lich Kurssicherungsgeschäfte ab, um entsprechende Wechselkursschwankungen, die sich auf die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin negativ auswirken können, zu mitigieren. 

Die Westfleisch-Gruppe gehört zu den größten Fleischvermarkter in Deutschland und Europa. Ihr Markt-
anteil in Deutschland beträgt etwa 14 Prozent (in 2018 13,7 Prozent) in den relevanten Märkten der 
Schlachtung und Zerlegung und platziert damit die Emittentin in Deutschland neben den Mitbewerbern 
Tönnies und Vion auf Platz 3 der größten Fleischunternehmen (Ranking des Portals „Fleischwirtschaft“ 
vom 2. April 2019 abrufbar unter https://www.fleischwirtschaft.de/wirtschaft/charts/ISN-Ranking-Die-
groessten-Schweineschlachter-38983?crefresh=1). 

4. Wesentliche Verträge  

Nach Einschätzung der Geschäftsführung der Emittentin handelt es sich bei den im Folgenden dargestell-
ten Vereinbarungen um solche Verträge der Emittentin, die in den letzten beiden Jahren vor der Veröf-
fentlichung des Prospekts außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden. Diese Ver-
träge können dazu führen, dass jedwedes Mitglied der Gruppe eine Verpflichtung oder ein Recht erlangt, 
die bzw. das für die Fähigkeit der Emittentin, ihren Verpflichtungen gegenüber den Wertpapierinhabern 
in Bezug auf die ausgegebenen Wertpapiere nachzukommen, von wesentlicher Bedeutung ist. Darüber 
hinaus sind auch die wesentlichen Einkaufs- und Vertriebsverträge der Emittentin aufgeführt. 

Unternehmenskaufverträge 

(1) Erwerb weiterer Geschäftsanteile der HanWei Frozen Foods Trading (Shanghai) Co. Ltd. 

Die Emittentin hat am 1. Dezember 2017 einen Vertrag über den Erwerb weiterer Geschäftsanteilen an 
der chinesischen Handelsgesellschaft HanWei Frozen Foods Trading (Shanghai) Co. Ltd. abgeschlossen. 
Im zweiten Quartal 2018 wurde die Übertragung der Geschäftsanteile durch die chinesischen Behörden 
genehmigt, in die entsprechenden Register eingetragen und damit wirksam. Mit der Übertragung der 
Anteile erhöhte sich die Beteiligung der Emittentin an der HanWei Frozen Foods Trading (Shanghai) Co. 
Ltd. von 50 auf 100 Prozent. Der Verkäufer der Anteile hat marktübliche Garantien, insbesondere hin-
sichtlich Informationen und Dokumentation abgegeben. 

(2) Erwerb und Verschmelzung Bruns Fleischhandles- und Zerlege GmbH 

Am 18. Oktober 2018 wurde ein Geschäftsanteils- und Abtretungsvertrag zwischen der Tochtergesell-
schaft Westfleisch Erkenschwick GmbH und den bisherigen Gesellschaftern über 100 Prozent der Anteile 
an der Bruns Fleischhandles- und Zerlege GmbH abgeschlossen. Zuvor waren an der Gesellschaft zu 51 
Prozent die Emittentin und zu 49 Prozent zwei natürliche Personen beteiligt. Nach dem Erwerb sämtli-
cher Anteile durch Westfleisch Erkenschwick GmbH ist diese Gesellschaft Anfang 2019 durch Umwand-
lung auf Westfleisch Erkenschwick GmbH verschmolzen worden (vgl. Kapitel VII. 4. g) unten).  
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Gewinnabführungsverträge oder sonstige Unternehmensverträge 

(1) Gewinnabführungsvertrag mit WePro GmbH  

Am 19. Mai 2016 hat die Emittentin mit der WePro GmbH einen Gewinnabführungsvertrag mit steuerli-
cher Rückwirkung zum 1. Januar 2016 abgeschlossen. Durch diesen Vertrag hat sich die WePro GmbH 
erstmals für das Geschäftsjahr 2016 verpflichtet, ihren ganzen Gewinn entsprechend § 301 AktG in sei-
ner jeweils gültigen Fassung an die Emittentin abzuführen. Die Abführung des ganzen Gewinns erfolgt 
unter dem Vorbehalt, dass die WePro GmbH mit Zustimmung der Emittentin Beträge aus dem Jahres-
überschuss in andere Gewinnrücklagen einstellt, sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünfti-
ger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer des Vertrages gebilde-
te andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der Emittentin aufzulösen und 
zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwenden oder als Gewinn abzuführen. Die Abführung von 
Beträgen aus der Auflösung von Kapitalrücklagen, Gewinnrücklagen oder Gewinnvorträgen, die vor In-
krafttreten des Vertrages gebildet wurden, ist ausgeschlossen.  

Die Emittentin ist verpflichtet, jeden während der Vertragsdauer entstehenden Jahresfehlbetrag bei der 
WePro GmbH auszugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, dass den anderen Gewinn-
rücklagen Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind. 
Die Vorschrift des § 302 AktG findet in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. Der 
Gewinnabführungsvertrag ist mit einer festen Laufzeit von fünf Zeitjahren ab dem Beginn des Geschäfts-
jahres der WePro GmbH, in dem die Eintragung des Vertrages in das Handelsregister des Sitzes der 
WePro GmbH erfolgt, abgeschlossen. Er verlängert sich mit gleichem Kündigungsrecht jeweils um ein 
Jahr, falls er nicht spätestens sechs Monate vor seinem Ablauf von einer Partei gekündigt wird. Das Recht 
zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. 

(2) Gewinnabführungsverträge zwischen WePro GmbH und ihren Tochtergesellschaften 

Im November 2016 hat die WePro GmbH Gewinnabführungsverträge mit ihren Tochtergesellschaften 
WENOVA Personal-Service GmbH und WE-Personal GmbH (ursprünglich firmierend als „Westfleisch 
Gelsenkirchen GmbH“) abgeschlossen. Zwischen der WENOVA Personal-Service GmbH und deren Toch-
tergesellschaft WENOVA GmbH besteht ebenfalls ein Gewinnabführungsvertrag. Hinsichtlich der Rechte 
und Pflichten im Zusammenhang mit den abgeschlossenen Gewinnabführungsverträgen wird auf die 
Ausführungen in Kapitel VII. 4 b) (1) verwiesen. 

Aufgrund der durchgehenden Kette von Gewinnabführungsverträgen zwischen der Emittentin, der 
WePro GmbH und der WENOVA Personal-Service GmbH bzw. WE-Personal GmbH werden Gewinne und 
Verluste der WENOVA Personal-Service GmbH und der WE-Personal GmbH im Ergebnis der Emittentin 
zugerechnet. 

(3) Gewinnabführungsvertrag WestfalenLand Fleischwaren GmbH und Westfoold GmbH 

Am 4. April 2018 hat die WestfalenLand Fleischwaren GmbH (100-Prozentigen Tochtergesellschaft der 
Emittentin) mit der Vertriebsgesellschaft Westfood GmbH einen Gewinnabführungsvertrag mit steuerli-
cher Rückwirkung zum 1. Januar2018 abgeschlossen. Hinsichtlich der Rechte und Pflichten im Zusam-
menhang mit den abgeschlossenen Gewinnabführungsverträgen wird auf die Ausführungen in Kapitel 
VII. 4 b) (1) verwiesen. 

Aufgrund der durchgehenden Kette von Gewinnabführungsverträgen zwischen der Emittentin, der West-
falenLand Fleischwaren GmbH und der Westfood GmbH werden Gewinne und Verluste der Westfood 
GmbH im Ergebnis der Emittentin zugerechnet. 

(4) Sonstige Gewinnabführungsverträge 

Neben den vorgenannten bestehen ferner Gewinnabführungsverträge zwischen der Emittentin und ih-
ren unmittelbaren Tochtergesellschaften WestfalenLand Fleischwaren GmbH, Münster, Westfleisch Er-
kenschwick GmbH, Oer-Erkenschwick, Westfleisch Sales GmbH, Münster, Wetralog GmbH, Münster, und 
DogsNature GmbH, Oer-Erkenschwick. . Die Tochtergesellschaften sind verpflichtet,  ihre Gewinne an die 
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Emittentin abführen. Umgekehrt ist die Emittentin gemäß § 302 AktG analog aufgrund dieser Gewinnab-
führungsverträge gegenüber den Tochtergesellschaften verpflichtet, jeden während der Vertragsdauer 
entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen. Aufgrund der Veräußerung und Abtretung der Anteile an 
der Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH an Westfleisch Erkenschwick GmbH ist der bis dahin be-
stehende Gewinnabführungsvertrag Ende 2018 beendet worden.  

Die Tochterunternehmen WestfalenLand Fleischwaren GmbH, Westfleisch Erkenschwick GmbH, West-
fleisch Sales GmbH und WePro GmbH haben ihrerseits Gewinnabführungsverträge mit ihren jeweiligen 
Tochtergesellschaften (aus Sicht der Emittentin: „Enkelgesellschaften“) abgeschlossen, namentlich mit 
der WEGO Fleischhandles GmbH, Münster, der IceHouse Convenience GmbH, Münster, der Westfood 
GmbH, Münster, der Westfälischer Fleischwarenvertrieb GmbH, Münster, der Mecnun Fleischwaren 
GmbH, Münster, der Gustoland GmbH, Oer-Erkenschwick, und der FleiKost Wurstwaren GmbH, Oer-
Erkenschwick. Aufgrund dieser Gewinnabführungsverträge sind die Enkelgesellschaften verpflichtet, 
ihre Gewinne an die jeweilige Tochtergesellschaft der Emittentin abzuführen. Umgekehrt sind die Toch-
terunternehmen gemäß § 302 AktG analog gegenüber den Organgesellschaften zum Ausgleich von Jah-
resfehlbeträgen während der Vertragsdauerverpflichtet ist. Die Kette von Gewinnabführungsverträgen 
von Enkelgesellschaften über Tochtergesellschaften zur Emittentin führt im Ergebnis dazu, dass die Ge-
winne der Enkelgesellschaften der Emittentin zufließen (ggf. vermindert durch Verluste der zwischenge-
schalteten Tochtergesellschaft). Sie führen auch dazu, dass die Emittentin wirtschaftlich einen Verlust-
ausgleich bei Enkelgesellschaften tragen muss, wenn die betreffende Tochtergesellschaft zum Verlust-
ausgleich verpflichtet ist und hierdurch einen Jahresfehlbetrag bei der Tochtergesellschaft entsteht. 

Konsortialkreditvertrag 

Am 24. Juni 2015 hat die Emittentin gemeinsam mit der Westfleisch Finanz AG als Kreditnehmer und 
einem Konsortium von sieben Banken einen Konsortialkreditvertrag abgeschlossen, der eine revolvie-
rende Betriebsmittellinie der Emittentin zum Gegenstand hat. Der Vertrag hat eine Laufzeit von fünf Jah-
ren mit der Option, den Vertrag um zwei Jahre oder zwei Mal jeweils um ein Jahr zu verlängern. Die Opti-
on wurde durch die Emittentin bereits ausgeübt. Die vertraglich vereinbarten Zinsen orientieren sich an 
einem drei bzw. sechs-Monats-Euribor zuzüglich Marge. Die Marge wird anhand eines definierten dyna-
mischen Verschuldungsgrads ermittelt.  

Garantiegeber für das Darlehen sind ausgewählte Tochtergesellschaften der Emittentin. Falls definierte 
Finanzkennzahlen unter eine vereinbarte Schwelle sinken, können weitere Sicherungsgeber aus dem 
Konzern hinzugezogen werden. 

Eine außerordentliche Kündigung des Vertrages ist möglich bei einem Verstoß gegen die vertraglichen 
Bestimmungen, insbesondere bei Nichteinhaltung der in dem Vertrag festgelegten Finanzkennzahlen. Bei 
einem solchen Verstoß gegen die vereinbarten Finanzkennzahlen wurde darüber hinaus als Vertrags-
strafe ein Zinsaufschlag festgelegt. 

Verträge über Genussrechte 

(1) Verträge hinsichtlich der Begebung von Genussrechts- und Genussscheinkapital im Jahr 
2013 

Die Emittentin hat im Jahr 2013 einen Vertrag mit einem professionellen Investor hinsichtlich der Bege-
bung von Genussrechts- und Genussscheinkapitals abgeschlossen. Die Vergütung der Überlassung des 
Kapitals erfolgte in Form einer Verzinsung. Das entsprechende Genussrechtskapital wurde im ersten 
Halbjahr 2019 vollständig zurückgezahlt.  

(2) Genussscheinemission 2014  

Die Emittentin hat im November 2014 Genussscheinkapital emittiert und entsprechende Genussschein-
verträge mit ihren Gläubigern abgeschlossen. Die Verträge haben eine feste Laufzeit bis November 2019. 
Die Verträge sind grundsätzlich vor Vertragsablauf nicht kündbar. Mit dem anteiligen Erlös aus der ge-
genständlichen Emission beabsichtigt die Emittentin auch, das im November 2019 fällige Genussschein-
kapital 2014 zurückzuführen. 
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(3)  Genussscheinemission 2015 

Die Emittentin hat im November 2015 Genussscheinkapital emittiert und entsprechende Genussschein-
verträge mit ihren Gläubigern abgeschlossen. Die Verträge haben eine feste Laufzeit bis November 2020. 
Die Verträge sind grundsätzlich vor Vertragsablauf nicht kündbar. 

(4) Genussscheinemission 2018  

Die Emittentin hat im November 2018 Genussscheinkapital in 3 Tranchen emittiert und entsprechende 
Genussscheinverträge mit ihren Gläubigern abgeschlossen. Die Verträge haben eine feste Laufzeit bis 
November 2023, 2025 bzw. 2028. Die Verträge sind grundsätzlich vor Vertragsablauf nicht kündbar. 

Wesentliche Pachtverträge  

Nach Zerstörung des Fleischcenters Paderborn im Februar 2016 durch einen Großbrand hat die West-
fleisch Finanz AG im Juli 2016 einen Schlachthof in Gelsenkirchen, bestehend aus Grundstücken, Gebäu-
den und technischen Anlagen, erworben. Die Grundstücke sowie das gesamte Anlagevermögen am 
Standort Gelsenkirchen wurden nach dem Erwerb an die Westfleisch Fleischcenter Gelsenkirchen GmbH, 
eine 100-Prozentige Tochtergesellschaft der Emittentin, verpachtet. Als Kompensation für die verlore-
nen Kapazitäten am Standort Paderborn werden in Gelsenkirchen Schweine und Sauen geschlachtet. 

Im Rahmen der Neustrukturierung der Sparte „Fleisch“ wurde im Juli 2017 der Pachtvertrag zwischen 
Westfleisch Finanz AG und Westfleisch Fleischcenter Gelsenkirchen GmbH aufgehoben und ein neuer 
Pachtvertrag zwischen der Westfleisch Finanz AG und der Emittentin abgeschlossen. Die Emittentin 
führt den Betrieb am Standort Gelsenkirchen seitdem selbst auf eigene Rechnung. 

Abspaltung des Bereichs „Schlachtung“ am Standort Erkenschwick  

Im Rahmen der Neustrukturierung der Sparte „Fleisch“ innerhalb der Westfleisch-Gruppe wurde mit 
Vertrag vom 17. Mai 2017 das Vermögen der Westfleisch Erkenschwick GmbH aus dem Bereich „Fleisch“ 
zum 3. Juli 2017 durch eine umwandlungsrechtliche Abspaltung zur Aufnahme auf die Emittentin über-
tragen. Ziele der Umstrukturierung sind die Nutzung von Synergien im Konzern und die damit einherge-
henden Optimierung der betrieblichen Prozesse. Gegenstand der Abspaltung waren u.a. Verträge, Sach-
anlagen, Akten, Aufzeichnungen sowie Vertragsbeziehungen, die dem Bereich „Fleisch“ zuzuordnen sind. 
Die Abspaltung erfolgte ohne Gegenleistung. Zur Kompensation des durch die Spaltung bei der West-
fleisch Erkenschwick GmbH als übertragenden Gesellschaft entstehenden Spaltungsverlustes hat die 
Emittentin jedoch eine andere Zuzahlung i.S.d. § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB in das Eigenkapital der Westfleisch 
Erkenschwick GmbH geleistet. 

Nach Zustimmung der Gesellschafter und mit Eintragung der Umwandlung in das Handelsregister der 
übertragenden Gesellschaft ist die Umwandlung am 22. August 2017 wirksam geworden.  

Verschmelzung des Bereichs „Köpfezerlegung“ am Standort Erkenschwick  

Im Rahmen der andauernden Neustrukturierung der Sparte „Fleisch“ innerhalb der Westfleisch-Gruppe 
wurden mit Vertrag vom 18. Oktober 2018 sämtliche Anteile an der Bruns Fleischhandels- und Zerlege 
GmbH an Westfleisch Erkenschwick GmbH veräußert und abgetreten. Aufgrund des umwandlungsrecht-
lichen Verschmelzungsvertrags vom 20. Dezember 2018 ist die Gesellschaft mit Wirkung zum 1. Januar 
2019 (0:00 Uhr) als Verschmelzungsstichtag auf Westfleisch Erkenschwick GmbH verschmolzen worden. 
Mit der Eintragung der Verschmelzung ins Handelsregister am 8. Februar 2019 ist die Gesellschaft ohne 
Liquidation erloschen. Ziele der Umstrukturierung sind Bündelung und Nutzung von Synergien im Kon-
zern und die damit einhergehenden Optimierung der betrieblichen Prozesse.    

Wesentliche Einkaufsverträge  

Die Emittentin hat einige wesentliche Einkaufsverträge mit Großlieferanten abgeschlossen. Diese Verträ-
ge betreffen zum einen den Einkauf von Schweinen und zum anderen den Einkauf von Großvieh.  
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Der Bezug von Schweinen erfolgt durch eine Vielzahl von Lieferanten. Über die meisten der abgeschlos-
senen Verträge erfolgt nur ein vergleichsweise geringer Anteil am Gesamtbezug der Emittentin, so dass 
diese Verträge für den Gesamtbezug der Emittentin nicht wesentlich sind. Wesentliche Verträge stellen 
die Einkaufsverträge mit sechs Lieferanten dar. Diese lieferten von den insgesamt etwa 7,9 Mio. Schwei-
nen im Jahr 2018 zusammen etwa 2,8 Mio. Schweine, was einem prozentualen Anteil des Einkaufs von 
Schweinefleisch von rund 36 Prozent entspricht.  

Auch der Bezug von Großvieh erfolgt durch eine Vielzahl von Lieferanten. Über die meisten der abge-
schlossenen Verträge erfolgt nur ein vergleichsweise geringer Anteil am Gesamtbezug der Emittentin, so 
dass diese Verträge für den Gesamtbezug der Emittentin nicht wesentlich sind. Wesentliche Verträge 
stellen die Einkaufsverträge mit sechs Lieferanten dar. Hierbei handelt es sich um Kommissionäre, die 
die Emittentin mit Tieren sowohl von Vertragslandwirten als auch von nicht Vertragslandwirten belie-
fern. Diese sechs größten Lieferanten lieferten von den insgesamt etwa 425.000 Stück Großvieh im Jahr 
2018 zusammen etwa 105.000 Stück, was einem prozentualen Anteil des Einkaufs von Großvieh inkl. 
Kälber von rund 25 Prozent entspricht.  

Die Verträge mit Vertragslandwirten, deren Vieh durch die Kommissionäre geliefert wird. enthalten im 
Wesentlichen identische oder zumindest ähnliche Vertragsklauseln, die wie folgt ausgestaltet sind: 

Im Rahmen dieser wesentlichen Einkaufsverträge verpflichtet sich der Verkäufer, sämtliche Tiere der 
jeweiligen Gattung der Emittentin anzudienen. Die Emittentin verpflichtet sich im Gegenzug, sämtliche 
Tiere der jeweiligen Gattung abzunehmen. Die Abrechnung zwischen den Parteien erfolgt nach einem 
Mehrwochenpreissystem und orientiert sich an dem festgesetzten Vereinigungspreis (VEZG = Vereini-
gung der Erzeugergemeinschaften im Vieh- und Fleischbereich). 

Die Verträge werden für eine Laufzeit von einem Jahr abgeschlossen und beinhalten im Übrigen im We-
sentlichen Reglungen bezüglich der Spezifikationen zu Qualitätsmerkmalen (Fütterungspraxis und fach-
liche Praxis) sowie Bonifizierung. Die Bonifizierung orientiert sich an der Liefermenge und der Lieferan-
tentreue.  

Verträge, die direkt mit den Kommissionären abgeschlossen werden, beinhalten Reglungen betreffend 
der Jahresmenge und den Qualitätsanforderungen. Der jeweilige Preis wird nach dem Marktpreis festge-
legt, der sich an dem Vereinigungspreis anlehnt. Die Verträge werden ebenfalls für die Laufzeit von ei-
nem Jahr abgeschlossen. 

Wesentliche Vertriebsverträge  

Die Emittentin hat einige wesentliche Vertriebsverträge mit Großkunden abgeschlossen. Diese fünf größ-
ten Kunden, die teilweise Gesellschaften der Westfleisch-Gruppe und teilweise Gesellschaften oder Un-
ternehmensgruppen sind, die nicht zur Westfleisch-Gruppe gehören, machen zusammen einen Anteil an 
den Gesamtumsätzen der Emittentin von etwa 45 Prozent aus. Die drei größten Kunden, die nicht zur 
Westfleisch-Gruppe gehören, machen zusammen einen Anteil am Gesamtumsatz der Emittentin von et-
wa 20 Prozent aus. Seit Mai 2019 wird der Vertrieb insbesondere in der größten Sparte „Schwein“ aus-
schließlich durch die Vertriebsgesellschaft Westfleisch Sales GmbH abgewickelt. Die von der Emittentin 
bis Mai 2019 abgeschlossenen Vertriebsverträge mit den größten Kunden werden durch Westfleisch 
Sales GmbH im eigenen Namen bedient. 

Die Westfleisch-Gruppe schließt mit den großen Kunden, bei denen es sich in der Regel um Unterneh-
mensgruppen handelt, jeweils mehrere Rahmen- und Einzelverträge ab. Die Verhandlung der vertragli-
chen Rahmenbedingungen mit dem jeweiligen Kunden erfolgt allerdings in der Regel zentral und einheit-
lich, so dass der Abschluss der einzelnen Rahmen- und Einzelverträge mit den Einzelgesellschaften der 
Unternehmensgruppe sowie deren Beendigung miteinander stehen und fallen. Teilweise werden Verträ-
ge auch mit den einzelnen Konzerngesellschaften von Kundenunternehmensgruppen verhandelt und 
abgeschlossen, wobei auch in diesem Fall letztlich ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen den 
Verträgen besteht, da es sich bei den Vertragspartnern um Gesellschaften einer einheitlichen Gruppe 
handelt. Die vertraglichen Beziehungen zu den jeweiligen Großkunden sind also trotz des technischen 
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Vorliegens mehrerer Verträge für Zwecke des Prospekts als ein einheitliches und wesentliches Ver-
triebsvertragswerk anzusehen. 

Die Verträge werden nicht in jedem Fall schriftlich abgeschlossen, enthalten aber im Wesentlichen ähnli-
che Bedingungen, die wie folgt ausgestaltet sind: Bei ca. 50 bis 60 Prozent der Lieferungen werden die 
Verkaufspreise wöchentlich angepasst, was in der Regel im Wege eines kaufmännischen Bestätigungs-
schreibens erfolgt. In einigen Produktsparten, insbesondere bei Nebenprodukten, werden Verkaufsprei-
se monatlich vereinbart. Die Preise orientieren sich an wöchentlich festgelegten Einkaufspreisen, dem 
Vereinigungspreis. Die Vertragslaufzeit beträgt in der Regel ein Jahr. In der Regel werden mit den Kun-
den keine Mindestabnahmeverpflichtungen vereinbart. Mit einzelnen weiterverarbeitenden Betrieben 
werden zum Teil Kontrakte über Mengen, Preis und Abnahmefristen abgeschlossen. Für bestimmte Pro-
dukte, insbesondere für Saisonprodukte wie das Grillsortiment, werden ebenfalls mit bestimmten Kun-
den Kontrakte über Mengen, Preise und Abnahmefristen vereinbart. Die Verträge enthalten darüber hin-
aus im Wesentlichen Klauseln über Spezifikationen der einzelnen Produkte, Vertragsstrafen und Rege-
lungen hinsichtlich der Abwickelung der Bestellungen.  

Umstrukturierung der Vertriebsstruktur im Bereich Fleisch und Nebenprodukte 

Die Vertriebsstruktur der Emittentin im Bereich Fleisch und Nebenprodukte wurde im Mai 2019 im We-
sentlichen in der Sparte „Schwein“ neu geordnet. Die Vertriebsaktivitäten werden in diesem Bereich in 
der 100-Prozentigen Tochtergesellschaft der Emittentin Westfleisch Sales GmbH gebündelt. Ziel dieser 
Umstrukturierung sind die standortübergreifende Bündelung der Vertriebsprozesse sowie die Hebung 
von Synergien. Durch diese Maßnahmen soll die Vertriebsstruktur sowohl im Unternehmen als auch 
gegenüber den Kunden weiter optimiert werden. Die Vertriebssparte im Bereich “Großvieh“ an den 
Standorten Lübbecke und Bakum verbleibt vorerst – d.h. bis zur vollständigen Implementierung der 
neuen IT-Struktur an diesen Standorten - bei der Emittentin. Um einen reibungslosen Übergang in die 
neue Vertriebsstruktur sicherzustellen, hat die Emittentin und Westfleisch Erkenschwick GmbH der 
Westfleisch Sales GmbH ab Mai 2019 den relevanten Kundenstamm des Bereichs Fleisch und Nebenpro-
dukte unentgeltlich zur Nutzung überlassen. Der Kundenstamm als immaterielles Wirtschaftsgut ver-
bleibt jedoch bei der Emittentin bzw. Westfleisch Erkenschwick GmbH. 

Projekt W.IT.O 

Die Emittentin hat bereits im Jahr 2013 begonnen, die IT-Systemlandschaft des Konzerns umzustruktu-
rieren. Mit dem Projekt „W.IT.O“ (Westfleisch-IT-Organisation) wird das eigenentwickelte IFIS-
Programm zur warenwirtschaftlichen Steuerung durch eine integrierte SAP-Standardlösung ersetzt. In 
diesem Zusammenhang erfolgen Erweiterungen (neue SAP-Module) sowie Vereinheitlichung der Prozes-
se. 

Für die Umsetzung des Projekts „W.IT.O“ wurden verschiedene Verträge abgeschlossen, namentlich über 
die Implementierung der IT-Struktur sowie einer branchenspezifischen IT-Struktur, ein Softwarevertrag 
bezüglich der Überlassung und Pflege von Standard-Software sowie ein Leasingvertrag. 

Gegenstand des Vertrages über die Implementierung der IT-Struktur mit verschiedenen Fachberatern ist 
die Abbildung und Verbesserung von Geschäftsprozessen in den Bereichen Einkauf, Verkauf, Produktion, 
Qualitätsmanagement, Instandhaltung, Finanzen/Controlling, Logistik und Buchungskreiskonsolidierung 
mit dem Ziel, Kostenpotentiale zu identifizieren und nutzen zu können. Der Leistungszeitraum ist in Pha-
sen eingeteilt, da die Implementierung der IT-Struktur mehrere Teilprojekte umfasst. Teilbereiche des 
Projektes werden eigenständig oder mit Unterstützung von externen Beratern in die neue IT-Struktur 
implementiert. Bis zum ersten Halbjahr 2019 wurden verschiedene Teilbereiche des Projekts erfolgreich 
abgeschlossen. Dazu zählen insbesondere der Bereich Einkauf und Schlachtung an den Standorten Coes-
feld, Oer-Erkenschwick und Gelsenkirchen. Zudem wurde der Teilbereich Vertrieb betreffend die größte 
Unternehmenssparte „Schwein“ sowie einen Teilbereich der Sparte „Rind“ erfolgreich abgeschlossen.  

Der Softwarevertrag über die Überlassung und Pflege von Standard-Software beinhaltet den Support der 
Standard-Software gegen Nutzungsentgelt. 
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Im Rahmen des Leasingvertrages übernimmt die Leasinggesellschaft alle Nutzungsrechte und sonstigen 
Rechte im Zusammenhang mit der IT-Umgebung gegen Zahlung der Projektkosten der Systemlösung. Die 
Leasinggesellschaft überlässt der Emittentin die Nutzungsrechte gegen Leasingraten. Die Emittentin hat 
sich verpflichtet, Teilbereiche der IT-Restrukturierung zu bestimmten Zeitpunkten fertig zu stellen. Dem 
Leasinggeber stehen Rücktrittsrechte in den vertraglich vorgesehenen Fällen zu. Der Leasingvertrag 
sieht Leasingraten auf Basis einer kalkulatorischen Vertragslaufzeit von 60 Monaten bis einschließlich 
April 2022 vor. 

5. Wesentliche Rechtsstreitigkeiten 

Die Emittentin war als Klägerin an einem sozialversicherungsrechtlichen Gerichtsverfahren beteiligt. Das 
Gerichtsverfahren wurden im Jahr 2019 zu Gunsten der Emittentin beendet. Es erfolgte eine Rückerstat-
tung von zu viel gezahlten Versicherungsbeiträgen in Höhe eines siebenstelligen Betrages. Die Emittentin 
ist zudem Partei im Gerichtsverfahren betreffend die Höhe von Fleischbeschauungsgebühren. Bei einem 
Obsiegen würden der Emittentin die zu viel gezahlte Gebühren erstattet.  

Darüber hinaus bestehen keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsverfahren (einschließ-
lich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens zwölf letzten Monate bestanden oder abgeschlossen wurden, 
und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität der Emittentin und/oder 
der Gruppe auswirken beziehungsweise in jüngster Zeit ausgewirkt haben.  

6. Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage sowie der Schulden- und Finanzierungs-
struktur 

Die Finanzierung der Tätigkeit der Emittentin erfolgt neben der Ausgabe von Genossenschaftsanteilen 
über vorhandene Barmitteln, durch den aus der laufenden Geschäftstätigkeit generierten Cashflow, über 
Kreditlinien bei Banken (einschließlich des Konsortialkreditvertrags (vgl. Kapitel VII. 4. c) oben)), erhal-
tenen Darlehn von Konzernunternehmen, Lieferantenkrediten aus Liefer- und Leistungsbeziehungen 
sowie auf der Grundlage von Genussscheinemissionen. Durch die Emission der Genussscheine soll das im 
Jahre 2014 emittierte und bis zum 30. November 2019 als (wirtschaftliches) Eigenkaptal bilanziertes 
Genussscheinkapital in Höhe von rd. EUR 10.400.000 abgelöst werden. Die gegenständliche Emission 
wird ebenfalls als Eigenkapital bilanziert und stärkt damit die Eigenkapitalquote. Die Finanzierungsbau-
steine der Westfleisch-Gruppe bleiben ansonsten unverändert und stehen dieser mittel- bis langfristig 
zur Verfügung. 

Seit dem letzten Geschäftsjahr sind bis zum Datum dieses Prospektes folgende wesentliche Veränderun-
gen der Schulden- und Finanzierungstruktur der Emittentin eingetreten:  

- In den vergangenen Monaten hat sich bei einer Verminderung der Barmittel eine Erhöhung der 
Verbindlichkeit gegenüber Kreditinstituten sowie der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-
tungen ergeben. Ursache hierfür ist in erster Linie ein deutlicher Anstieg der Beschaffungspreise 
(insbesondere der Einkaufspreise für Schlachtschweine).  

- Darüber hinaus hat wie in den Vorjahren die Auszahlung der in der Bilanz zum 31. Dezember 2018 
ausgewiesenen Rückstellung für Einkaufsbonus- und Ertragssteuerverpflichtungen in Höhe von 
rund 39 Mio. EUR zur Verminderung der Barmittel und zum Anstieg der Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten beigetragen. 

Außer den eben dargestellten wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzierungstruktur 
der Emittentin sind keine weiteren wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzierungs-
truktur der Emittentin seit dem letzten Geschäftsjahr eingetreten. 

Darüber hinaus sind folgende wesentliche Veränderungen in der Finanzlage der Westfleisch-Gruppe seit 
dem Ende des Stichtags, für den geprüfte Finanzinformationen veröffentlicht wurden, eingetreten: 

- Wie erwähnt, erfolgte aufgrund des deutlichen Anstiegs der Einkaufspreise für Schlachtschweine 
eine Verminderung der Barmittel und eine Erhöhung der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinsti-
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tuten und der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen im Vergleich zum Konzernab-
schluss zum 31. Dezember 2018. 

- Die Auszahlungen der in der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2018 ausgewiesenen Rückstellung 
für Einkaufsbonus- und Ertragssteuerverpflichtungen in Höhe von rund EUR 39 Mio. haben ferner 
zur entsprechenden Verminderung der Barmittel und dem Anstieg der Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten beigetragen.  

Außer den eben dargestellten wesentlichen Veränderungen in der Finanzlage der Westfleisch-Gruppe 
sind keine weiteren wesentlichen Veränderungen in der Finanzlage der Westfleisch-Gruppe, seit dem 
Ende des Stichtags für den geprüften Finanzinformationen veröffentlicht wurden, eingetreten. 

VIII. Organe 

Die Emittentin hat eine dualistische Leitungsstruktur entsprechend den Art. 37 ff. SCE-VO. Dementspre-
chend sind Organe der Emittentin der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Generalversammlung. Die 
Kompetenzen dieser Organe sind im Genossenschaftsgesetz, in der SCE-VO, im SCEAG, in der Satzung 
und in den Geschäftsordnungen für den Vorstand („Dienstanweisung und Stellenbeschreibung“) und den 
Aufsichtsrat geregelt. 

1. Überblick 

Der Vorstand leitet die Emittentin in eigener Verantwortung, er ist für die Führung der Geschäfte der 
Emittentin zuständig und vertritt die Emittentin gerichtlich und außergerichtlich. Dabei unterliegt er der 
Kontrolle des Aufsichtsrats. 

Bei der Leitung der Emittentin ist der Vorstand an den genossenschaftlichen Förderzweck gebunden. Er 
hat die Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters zu führen. Der 
Vorstand ist auf Verlangen gegenüber dem Aufsichtsrat auskunftspflichtig; die Satzung der Emittentin 
sieht eine regelmäßige Berichterstattung des Vorstands gegenüber dem Aufsichtsrat vor. In der Satzung 
der Emittentin kann bestimmt werden, dass für bestimmte Geschäfte der Vorstand die Zustimmung des 
Aufsichtsrates einholen muss.  

Die Mitglieder des Vorstandes werden durch das Aufsichtsorgan bestellt und abberufen; die Satzung 
kann festlegen, dass die Mitglieder des Leitungsorgans von der Generalversammlung gewählt und abbe-
rufen werden. Die gleichzeitige Mitgliedschaft in Vorstand und Aufsichtsrat ist nicht zulässig. Der Auf-
sichtsrat hat den Vorstand bei dessen Geschäftsführung zu überwachen. 

Den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates obliegen Treue- und Sorgfaltspflichten gegen-
über der Emittentin. Dabei ist von den Mitgliedern dieser Organe ein weites Spektrum von Interessen – 
insbesondere der Emittentin, ihrer Mitglieder, ihrer Mitarbeiter und ihrer Gläubiger – zu beachten. Dem 
Vorstand obliegt bei seinen Handlungen insbesondere die Berücksichtigung der genossenschaftlichen 
Mitgliederförderung. 

Verletzen die Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats ihre Pflichten, so sind sie der Genossen-
schaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Der Genossen-
schaft gegenüber tritt die Ersatzpflicht nicht ein, wenn die Handlung auf einem gesetzmäßigen Beschluss 
der Generalversammlung beruht, es sei denn, dass der Beschluss einer eindeutigen Satzungsanordnung 
widerspricht. Schadensersatzansprüche gegen die Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats kön-
nen in der Regel nur von der Emittentin selbst durchgesetzt werden, wobei die Emittentin bei Ansprü-
chen gegen Mitglieder des Aufsichtsrats durch den Vorstand oder einen durch die Generalversammlung 
gewählten Bevollmächtigten und bei Ansprüchen gegen Mitglieder des Vorstands durch den Aufsichtsrat 
vertreten wird. In bestimmten Fällen kann der Ersatzanspruch auch von den Gläubigern der Emittentin 
geltend gemacht werden, soweit sie von dieser keine Befriedigung erlangen können. Den Gläubigern ge-
genüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen Verzicht oder Vergleich der Emittentin noch dadurch 
aufgehoben, dass die Handlung auf einem Beschluss der Generalversammlung beruht.  

Es besteht für die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates eine D&O-Versicherung (Vermö-
gensschadenhaftpflichtversicherung). 
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2. Vorstand 

Zusammensetzung, Beschlussfassung und Vertretung 

Gemäß der Satzung der Emittentin besteht der Vorstand der Emittentin aus mindestens drei Mitgliedern. 
Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Gegenwärtig besteht der Vor-
stand der Emittentin aus sechs Mitgliedern. Die Vorstandsmitglieder werden für sechs Jahre bestellt. Die 
Amtszeit endet spätestens mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Den Dienstvertrag mit ihnen schließt 
der Aufsichtsrat – vertreten durch seinen Vorsitzenden – ab, der auch zur Änderung oder Kündigung des 
Dienstvertrags berechtigt ist. Dem Vorstand muss laut der Satzung mindestens ein ehrenamtliches Mit-
glied angehören, das Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats einer Mitgliedsgenossenschaft ist. Eine 
Neu- oder Wiederbestellung ist nur zulässig, wenn der Bewerber das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, wobei Ausnahmen von dieser Bestimmung zulässig sind. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Scheiden aus dem Vorstand Mitglieder aus, so dürfen sie nicht vor 
erteilter Entlastung in den Aufsichtsrat gewählt werden. 

Die Mitglieder des Vorstands, einschließlich der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder, die lediglich kei-
nen geschäftsführenden Tätigkeiten nachgehen, tragen gemeinsam die Verantwortung für die gesamte 
Leitung der Emittentin. Die geschäftsführenden Vorstandsmitglieder führen die Emittentin nach Maßga-
be des Geschäftsverteilungsplans.  

Beschlüsse des Vorstands werden in Sitzungen gefasst, die nach Bedarf oder dann unverzüglich einberu-
fen werden, wenn ein Mitglied des Vorstands dies unter Angabe der Gründe verlangt. Wird dem Antrag 
eines Vorstandsmitglieds nicht binnen 15 Tagen entsprochen, kann der Vorstand von dem antragstellen-
den Mitglied einberufen werden. Im Übrigen werden die Vorstandssitzungen von dem Vorsitzenden oder 
dessen Stellvertreter einberufen. In dringenden Fällen können Beschlüsse nach der Satzung fernmünd-
lich oder fernschriftlich gefasst werden; hierzu sind sämtliche Vorstandsmitglieder zu hören. Die Be-
schlüsse sind nachträglich zu protokollieren. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälf-
te seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse des Vorstands werden mit Mehrheit der gültig abgegebe-
nen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Ein Mitglied des Vorstands 
kann an der Beratung und Beschlussfassung nicht teilnehmen, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem 
Ehegatten, seinen Eltern, Kindern und Geschwistern oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht 
vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. 

Die Emittentin wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen vertreten. Zur Gesamtvertretung befugte Vorstandsmitglieder können einzelne 
von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. 

Gegenwärtige Vorstandsmitglieder  

Dem Vorstand der Emittentin gehören gegenwärtig die Herren Dirk Niederstucke, Peter Piekenbrock, 
Gerhard Meierzuherde, Johannes Steinhoff, Carsten Schruck und Herr Steen Sönnichsen an. Herr Stein-
hoff, Herr Schruck und Herr Sönnichsen sind geschäftsführende, Herr Niederstucke, Herr Piekenbrock 
und Herr Meierzuherde sind ehrenamtliche beziehungsweise nicht geschäftsführende Mitglieder des 
Vorstands.  

- Dirk Niederstucke (Vorstandsvorsitzender), geboren am 18. Juni 1961, wurde durch den Auf-
sichtsrat mit Beschluss vom 11. Juni 2015 zum Vorstand der Emittentin bestellt. 

- Peter Piekenbrock (stellvertretender Vorstandsvorsitzender), geboren am 6. April 1966, wurde 
durch den Aufsichtsrat mit Beschluss vom 11. Juni 2015 zum Vorstand der Emittentin bestellt. 

- Gerhard Meierzuherde, geboren am 11. August 1968, wurde durch den Aufsichtsrat mit Be-
schluss vom 11. Juni 2015 zum Vorstand der Emittentin bestellt.

- Carsten Schruck, geboren am 21. Mai 1974, wurde durch den Aufsichtsrat mit Beschluss vom 11. 
Juni 2015 zum Vorstand der Emittentin bestellt.

- Johannes Steinhoff, geboren am 21. Mai 1964, wurde durch den Aufsichtsrat mit Beschluss vom 
15. September 2016 zum Vorstand der Emittentin bestellt.
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- Steen Sönnichsen, geboren am 25. September 1967, wurde durch den Aufsichtsrat mit Beschluss 
vom 21. Februar 2017 mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2017 zum Vorstand der Emittentin be-
stellt.

Der Geschäftsverteilungsplan der Emittentin sieht für die geschäftsführenden Vorstandsmitglieder fol-
gende Verantwortungsbereiche vor: 

Vorstandsmitglied  Verantwortungsbereiche 

Carsten Schruck  Finanzen, Controlling, Personal, Rechnungswesen, Kreditmanagement, IT, Recht, Versi-
cherungen, Immissionsschutz/Genehmigungen, Konzernsicherheit, Risikomanage-
ment, Interne Revision, Datenschutz, Compliance, Öffentlichkeits-/Pressearbeit, Stand-
ort Dissen (ohne Geschäftsbereich Schweinefleisch /Rind- und Kalbfleisch), Tochterge-
sellschaft Wetralog GmbH und Wetralog SRL (Rumänien), Beteiligungen „Coldstore“ 

Johannes Steinhoff  Convenience-/SB-Fleisch (Einkauf, Produktion, Vertrieb), Wurst (Einkauf, Produktion, 
Vertrieb), Technik, Brandschutz, (techn.) Zentraleinkauf, Arbeitsschutz, Tierschutz, 
Umwelt-/Energiemanagement, Tochtergesellschaften u.a.: Gustoland GmbH, Fleikost 
GmbH,Westfalenland Fleischwaren GmbH, LPM Hessenweg Immobilien GmbH, LPM 
Logistik Partner GmbH, Icehouse Convenience GmbH, Westfleisch Erkenschwick GmbH 
inkl. Facility  

Steen Sönnichsen Schweinefleisch (Einkauf, Produktion, Vertrieb inkl. Nebenprodukte), Rind- und Kalb-
fleisch (Einkauf, Produktion, Vertrieb inkl. Nebenprodukte), Nutzviehgeschäft, Toch-
tergesellschaften „Vertrieb“ national und international, Beteiligungsgesellschaft 
„WestCrown“, Tochtergesellschaft „Bruns“, Tochtergesellschaft „WestPet Janke“ und 
Tochtergesellschaft „WePro“ 

Die übrigen Vorstandsmitglieder üben Ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus, so dass diesen keine operativen 
Verantwortungsbereiche zugewiesen sind. Dies ist bei Genossenschaften gängige Praxis und üblich. 

Der Vorstand ist unter der Geschäftsadresse der Emittentin, Brockhoffstraße 11, 48143 Münster, ge-
schäftsansässig und erreichbar. 

Die Vorstandsmitglieder üben folgende Tätigkeiten außerhalb der Emittentin aus, die für die Emittentin 
von Bedeutung sind: 

Vorstandsmitglied  Tätigkeit 

Dirk Niederstucke  Vorstandsvorsitzender der Westfleisch Finanz AG 

Aufsichtsrat bei dem Raiffeisen Landbund Minden 

Komplementär der Niederstucke-Meier KG 

Komplementär der Dirk Niederstucke KG 

Peter Piekenbrock  Geschäftsführer der Piekenbrock Agrar GmbH 

Carsten Schruck  Vorstandsmitglied der Westfleisch Finanz AG 

Unternehmerbeirat DZ Bank AG 

Beirat Rheinland-Pfalz-Bank AG 

Beirat AGRAVIS Raiffeisen AG 

Steen Sönnichsen  Fachbeirat Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung  

Die übrigen Vorstandsmitglieder üben keine organschaftlichen Tätigkeiten außerhalb der Emittentin aus, 
die für diese von Bedeutung sind. Sofern aufgrund der Tätigkeit einzelner Vorstandsratsmitglieder als 
Landwirte vertragliche Beziehungen zu der Emittentin bestehen, sind diese unter Kapitel VIII. 2 c) aufge-
zählt. 

Interessenkonflikte 

Alle Vorstandsmitglieder haben das Recht, im Rahmen der in diesem Prospekt beschriebenen Genuss-
scheinbegebung Genussscheine an der Emittentin zu zeichnen. Andererseits sind sie im Rahmen der Be-
schlussfassung von Vorstand und Aufsichtsrat zuständig für die Festlegung der Bedingungen der Genuss-
scheine. Damit besteht ein potentieller Interessenkonflikt, da das Interesse der Genussscheininhaber bei 
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beabsichtigter Zeichnung allgemein auf eine für sie möglichst vorteilhafte Ausgestaltung, insbesondere 
mit Blick auf die Zinszahlungen, gerichtet ist. Das Interesse der Emittentin hingegen auf möglichst ihr 
günstige Konditionen gerichtet ist.  

Potentielle Interessenkonflikte zwischen der Verpflichtung gegenüber der Emittentin sowie den sonsti-
gen privaten Interessen oder Verpflichtungen können sich bei Herrn Niederstucke und Herrn Schruck 
außerdem aus ihren Organstellungen bei der Westfleisch Finanz AG, einem Mitglied der Emittentin, er-
geben.  

Alle Vorstandmitglieder sind zugleich Mitglieder der Emittentin und es bestehen Verträge zwischen den 
Herren Niederstucke, Meierzuherde und Piekenbrock auf die Lieferung von Nutz- und Schlachtvieh. Aus 
diesen gesellschaftsrechtlichen und vertraglichen Verhältnissen könnten sich ebenfalls potentielle Inte-
ressenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der Vorstandsmitglieder gegenüber der Emittentin und 
ihren privaten Interessen ergeben. 

Darüber hinaus gibt es keine potentiellen Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der Vor-
standsmitglieder gegenüber der Emittentin und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtun-
gen. Insbesondere bestehen neben den Vorstandsanstellungsverträgen keine weiteren Rechtsbeziehun-
gen der Emittentin mit den Mitgliedern des Vorstands. Die Emittentin hat den Mitgliedern des Vorstands 
weder Darlehen gewährt noch Bürgschaften oder Gewährleistungen für sie übernommen. Nach Kenntnis 
der Emittentin bestehen auch keine verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen den Mitgliedern des 
Vorstands und des Aufsichtsrats.  

3. Aufsichtsrat 

Zusammensetzung, Beschlussfassung und Ausschüsse 

Der Aufsichtsrat besteht aus 13 Mitgliedern; seine Zusammensetzung unterliegt den Bestimmungen der 
Beteiligungsvereinbarung, die am 21. April 2015 zwischen der Emittentin und dem Besonderen Ver-
handlungsgremium geschlossen wurde. Er besteht aus acht von der Generalversammlung gewählten 
Anteilseignervertretern und fünf Arbeitnehmervertretern. Für die Wahl der Anteilseignervertreter gel-
ten die Bestimmungen der Satzung der Emittentin. Die durch Wahl der Generalversammlung in den Auf-
sichtsrat berufenen Mitglieder der Anteilseignerseite sollen mehrheitlich Mitglieder, Organmitglieder 
oder Geschäftsführer von Mitgliedsgenossenschaften sein. Der Vorschlag zur Wahl erfolgt in Abstim-
mung mit den Mitgliedsgenossenschaften. Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen bei ihrer Wahl das 65. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ausnahmen von dieser Bestimmung sind zulässig. In diesem Fal-
le bedarf die Wahl jedoch einer Mehrheit von drei Vierteln der gültig abgegebenen Stimmen. Die Wahl 
und Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder aus dem Kreis der Arbeitnehmer erfolgt entsprechend der 
Beteiligungsvereinbarung und den Bestimmungen des SCEBG durch den SCE-Betriebsrat. 

Die durch Wahl der Generalversammlung berufenen Aufsichtsratsmitglieder scheiden als Mitglied des 
Aufsichtsrats aus, wenn die der Bestellung zugrundeliegenden Bedingungen weggefallen sind. Die Amts-
zeiten der von der Generalversammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieder sind so gestaffelt, dass die 
Generalversammlung jährlich über die Wahl von zwei Aufsichtsratsmitgliedern zu beschließen hat. 
Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vor Ablauf seiner Amtszeit aus, erfolgt die Wahl des Nachfolgers 
für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

Aufsichtsratsmitglied kann gemäß Art. 8 Abs. 1 lit. c) ii), 46 Abs. 2 SCE-VO i.V.m § 37 Abs. 1 GenG nicht 
sein, wer Vorstandsmitglied, dauernder Stellvertreter der Vorstandsmitglieder, Prokurist oder zum Be-
trieb des gesamten Geschäfts ermächtigter Handlungsbevollmächtigter der Emittentin ist. 

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Sitzungen des Auf-
sichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch einen Stellvertreter, einberufen. 
Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens viermal pro Jahr stattfinden; sie muss einberufen 
werden, wenn ein Drittel der Mitglieder des Aufsichtsrats oder der Vorstand dies unter schriftlicher An-
gabe der Gründe verlangt. Wird diesem Antrag nicht innerhalb von 15 Tagen entsprochen, kann der Auf-
sichtsrat von den Antragstellern einberufen werden. 
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Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst 
seine Beschlüsse mit Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. Beschlüsse des Aufsichtsrats sind zu protokollieren, die Niederschrift ist von dem Vorsit-
zenden und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen. Außerhalb von Sitzungen sind schriftliche, tele-
graphische, fernschriftliche, fernkopierte oder fernmündliche Beschlussfassungen oder Beschlussfassun-
gen per E-Mail zulässig, wenn dies vom Vorsitzenden im Einzelfall bestimmt wird und kein Aufsichts-
ratsmitglied dem widerspricht. 

Ein Mitglied des Aufsichtsrats kann an der Beratung und Beschlussfassung nicht teilnehmen, wenn die 
Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, seinen Eltern, Kindern oder Geschwistern oder einer von 
ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann.  

Gegenwärtige Aufsichtsratsmitglieder  

Dem Aufsichtsrat der Emittentin gehören derzeit die Herren Josef Lehmenkühler (Vorsitz), Christian 
Streyl (Stellvertreter), Michael Beneke, Dieter Haugwitz (Arbeitnehmervertreter), Siegmund Koscielski 
(Arbeitnehmervertreter), Heinrich Lohmann, Stefan Nießing, Peter Rehfeld (Arbeitnehmervertreter), 
Ferdinand Roling (Arbeitnehmervertreter), Karl-Wilhelm Steinmann, Paul Uppenkamp, Jochen Wester-
mann und Frau Katja Zazopoulos (Arbeitnehmervertreterin) an. Der Aufsichtsrat ist unter der Geschäfts-
adresse der Emittentin geschäftsansässig und erreichbar. 

Die Aufsichtsratsmitglieder üben folgende Tätigkeiten außerhalb der Emittentin aus, die für die Emitten-
tin von Bedeutung sind: 

Aufsichtsratsmitglied  Tätigkeit 

Heinrich Lohmann  Vorstandsmitglied der Viehverkaufsgenossenschaft Lüdinghausen/Selm  

Aufsichtsratsmitglied des Erzeugerring Westfalen, , Komplementär der Lohmann 
Schweinemast KG 

Stefan Nießing  Vorstand der Agri V Raiffeisen eG 

Beirat der AGRAVIS Raiffeisen AG 

Aufsichtsrat der Raiffeisenverband Westfalen-Lippe, Beirat Landwirtschaftliches Le-
ben, Stellvertretender Beirat BLE,  

Geschäftsführer der Agri V Produktions-GmbH 

Geschäftsführer der BestCorn-Produktions GmbH 

Christian Streyl  Aufsichtsratsmitglied der Volksbank Nottuln 

Aufsichtsratsmitglied des Erzeugerring Westfalen Persönlich haftender Gesellschafter 
der Streyl Schweinemast KG, Streyl Hövel KG, Streyl Buxtrup KG, Streyl Nottuln KG und 
Streyl Lette KG 

Paul Uppenkamp  Geschäftsführer Raiffeisen Beckum  

Beirat der AGRAVIS Raiffeisen AG, Verband der Regionen 

Jochen Westermann  Persönlich haftender Gesellschafter der Schweinemast Hof Westermann KG 

Die übrigen Aufsichtsratsmitglieder üben keine organschaftlichen Tätigkeiten außerhalb der Emittentin 
aus, die für diese von Bedeutung sind. Sofern aufgrund der Tätigkeit einzelner Aufsichtsratsmitglieder 
als Landwirte vertragliche Beziehungen zu der Emittentin bestehen, sind diese unter Kapitel VIII. 3. d)
aufgezählt. 

Audit-Ausschuss 

Der Aufsichtsrat der Emittentin hat einen Prüfungsausschuss, dem die Herren Lehmenkühler, Steinmann 
und Streyl angehören. Der Prüfungsausschuss tagt regelmäßig. In seinen Aufgabenbereich fallen Themen 
unter anderem aus den Bereichen Revision, Risikomanagement, Abschlussprüfung und wirtschaftliche 
Entwicklung (Abschlüsse). 
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Interessenkonflikte  

Alle Aufsichtsratsmitglieder haben das Recht, im Rahmen der in diesem Prospekt beschriebenen Genuss-
scheinbegebung Genussscheine an der Emittentin zu zeichnen. Andererseits sind sie im Rahmen der Be-
schlussfassung von Vorstand und Aufsichtsrat zuständig für die Festlegung der Bedingungen der Genuss-
scheine. Damit besteht ein potentieller Interessenkonflikt, da das Interesse der Genussscheininhaber bei 
beabsichtigter Zeichnung allgemein auf eine für sie möglichst vorteilhafte Ausgestaltung, insbesondere 
mit Blick auf die Zinszahlungen, gerichtet ist. Das Interesse der Emittentin ist hingegen auf möglichst ihr 
günstige Konditionen gerichtet.  

Einzelne Aufsichtsratsmitglieder üben eine hauptamtliche Tätigkeit als Organ eines Unternehmens, das 
gleichzeitig Mitglied der Emittentin ist, aus. Aus dieser Stellung als Organ oder sonstiger Mandatsträger 
eines Mitglieds der Emittentin ergibt sich ein potentieller Interessenkonflikt. 

Einige Aufsichtsratsmitglieder sind zugleich Mitglieder der Emittentin und es bestehen Verträge zwi-
schen den Herren Beneke, Lohmann, Steinmann und Streyl über die Lieferung von Nutz- und Schlacht-
vieh. Aus diesen gesellschaftsrechtlichen und vertraglichen Verhältnissen könnten sich ebenfalls poten-
tielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der Aufsichtsratsmitglieder gegenüber der Emit-
tentin und ihren privaten Interessen ergeben. 

Darüber hinaus gibt es keine potentiellen Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der Auf-
sichtsratsmitglieder gegenüber der Emittentin und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflich-
tungen. Insbesondere bestehen keine weiteren Dienstleistungsverhältnisse oder sonstige Rechtsbezie-
hungen zwischen der Emittentin oder den Unternehmen der Westfleisch-Gruppe und den Aufsichtsrats-
mitgliedern mit Ausnahme derjenigen Aufsichtsratsmitglieder, die als Arbeitnehmervertreter zugleich 
Arbeitnehmer der Emittentin sind. Es bestehen keine Dienstleistungsbeziehungen zu Tochtergesellschaf-
ten, die Vergünstigungen bei der Beendigung des Dienstleistungsverhältnisses vorsehen. Die Emittentin 
hat Aufsichtsratsmitgliedern derzeit weder Darlehen gewährt noch Bürgschaften oder Gewährleistungen 
für sie übernommen. Nach Kenntnis der Emittentin bestehen auch keine verwandtschaftlichen Bezie-
hungen zwischen den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats. 

4. Generalversammlung 

Einführung 

Die Generalversammlung ist das Organ der Genossenschaft, dem sämtliche Mitglieder kraft ihrer Mit-
gliedschaft in der Genossenschaft angehören. Die Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten 
der Genossenschaft in der Generalversammlung aus. Von der Möglichkeit des Art. 63 SCE-VO, § 31 SCEAG 
i.V.m. § 43a Abs. 1 S. 1 GenG, durch die Satzung eine Sektor- oder Sektionsversammlung vorzusehen, hat 
die Emittentin keinen Gebrauch gemacht. Die Generalversammlung findet gemäß der Satzung am Sitz der 
Genossenschaft oder an einem anderen Ort innerhalb eines Umkreises von 250 Kilometern vom Sitz der 
Genossenschaft innerhalb der Bundesrepublik Deutschland statt. Die ordentliche Generalversammlung 
muss innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres stattfinden; außerordentliche 
Generalversammlungen sollen nach Bedarf einberufen werden. 

Alle Mitglieder sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung der Emittentin berechtigt. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Nach der Satzung der Emittentin können auch investierende Mitglieder gegen Bareinla-
ge in voller Höhe mit Zustimmung des Vorstands und des Aufsichtsrates Mitglied in der Genossenschaft 
werden. Es handelt sich dabei um Mitglieder, die für die Nutzung oder Produktion von Gütern oder Er-
bringung der Dienste der Genossenschaft nicht in Frage kommen. An diese Mitgliedschaft sind gesonder-
te Rechte und Pflichten geknüpft. Investierende Mitglieder sind im Mitgliederverzeichnis als solche 
kenntlich zu machen und nicht berechtigt, Dienste der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen. Investie-
rende Mitglieder können nicht in den Aufsichtsrat gewählt werden. Sie haben grundsätzlich dasselbe 
Stimmrecht in der Generalversammlung wie nutzende Mitglieder. Gemäß § 44 Abs. 9 SCE-Satzung wird 
jedoch sichergestellt, dass investierende Mitglieder mit ihren Stimmen alleine in der Generalversamm-
lung werde Beschlüsse fassen noch Beschlussfassungen verhindern können. Sind investierende Mitglie-
der in der Generalversammlung anwesend, stehen ihnen insgesamt höchstens 25 Prozent der Stimm-
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rechte und bei bestimmten Beschlüssen wie Satzungsänderungen höchstens 10 Prozent der Stimmrechte 
zu. Die Generalversammlung ist nicht beschlussfähig, wenn nur investierende Mitglieder anwesend sind. 
Kein Mitglied kann für sich oder für einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Beschluss 
gefasst wird, ob er oder der vertretene Genosse zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu befreien 
ist oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder den vertretenen Genossen einen Anspruch geltend ma-
chen soll. 

Jedes Mitglied ist berechtigt, sich unter den in der Satzung näher beschriebenen Voraussetzungen in der 
Generalversammlung vertreten zu lassen.  

Einberufung 

Die Generalversammlung wird durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung ist jederzeit auch durch 
den Aufsichtsrat möglich. Der Vorstand ist zur Einberufung verpflichtet, wenn ein gesetzlicher oder sat-
zungsmäßiger Grund vorliegt oder wenn dies im Interesse der Genossenschaft erforderlich erscheint. Die 
Generalversammlung muss darüber hinaus unverzüglich einberufen werden, wenn 5.000 Mitglieder der 
Genossenschaft oder Mitglieder, die mindestens 10 Prozent der Stimmrechte halten, in einer von ihnen 
unterschriebenen Eingabe unter Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung verlangt. 

Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung der Mitglieder unter Einhaltung 
einer Frist von 30 Tagen, die zwischen dem Tage der Absendung der Einberufung und dem Tag der ers-
ten Tagung der Generalversammlung liegen muss, einberufen. In dringenden Fällen kann die Frist auf 15 
Tage verkürzt werden.  

Beschlussfassung 

Nach dem Genossenschaftsgesetz, der SCE-VO und der Satzung der Emittentin werden Beschlüsse in der 
Generalversammlung grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit 
nicht das Genossenschaftsgesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vorschreibt. Die Satzung 
sieht einige Fälle vor, in denen eine Mehrheit von drei Vierteln oder neun Zehnteln der abgegebenen 
Stimmen erforderlich ist. Eine Generalversammlung, die über eine Satzungsänderung beschließen soll, 
ist nur dann beschlussfähig, wenn die anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder bei der ersten Einberu-
fung mindestens die Hälfte der Gesamtzahl der zum Zeitpunkt der Einberufung eingetragenen Mitglieder 
ausmachen; bei der zweiten Einberufung mit derselben Tagesordnung ist keine Beschlussfähigkeitsvor-
schrift zu beachten.  

Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung ein eigenes Auskunftsrecht über Gegenstände der Tages-
ordnung, zu denen ein Beschluss gefasst werden soll. Weitere Einzelheiten zum Auskunftsrecht sind in 
der Satzung der Emittentin geregelt. Unter bestimmten Voraussetzungen, die im Genossenschaftsgesetz 
beziehungsweise im Aktiengesetz geregelt sind, sind Genossen sowie die Mitglieder des Vorstands und 
des Aufsichtsrats berechtigt, durch Klage beim zuständigen Landgericht Beschlüsse der Generalver-
sammlung unter verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten anzufechten oder deren Nichtigkeit gericht-
lich feststellen zu lassen. 

Die Beschlüsse der Generalversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit der gültig abgegebenen 
Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder die Satzung eine größere Mehrheit vorsehen. 

5. Corporate Governance  

Der im Februar 2002 verabschiedete deutsche Corporate Governance („Kodex“ oder „DCGK“) in der 
aktuell geltenden Fassung beinhaltet Empfehlungen und Anregungen zur Leitung und Überwachung 
deutscher börsennotierter Gesellschaften in Bezug auf Aktionäre und Hauptversammlung, Vorstand und 
Aufsichtsrat, Transparenz, Rechnungslegung und Abschlussprüfung. Er orientiert sich dabei an interna-
tional und national anerkannten Standards guter und verantwortungsvoller Unternehmensführung. Es 
besteht keine Pflicht, den Empfehlungen oder Anregungen des Kodex zu entsprechen. Das deutsche Ak-
tienrecht verpflichtet den Vorstand und den Aufsichtsrat einer börsennotierten Emittentin lediglich, 
jährlich zu erklären, welchen Empfehlungen entsprochen wurde und wird oder welche Empfehlungen 
nicht angewendet wurden oder werden und warum nicht (§ 161 AktG). Diese Erklärung ist den Aktionä-
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ren dauerhaft zugänglich zu machen. Von den im Kodex enthaltenen Anregungen kann dagegen ohne 
Offenlegung abgewichen werden.  

Da die Emittentin nicht börsennotiert und keine Aktiengesellschaft ist und der Kodex daher auf sie nicht 
anwendbar ist, unterbleibt die Veröffentlichung einer Entsprechenserklärung.  

IX. Hauptgesellschafter  

Anders als bei der Aktiengesellschaft, bei der grundsätzlich jede Aktie ein Stimmrecht gewährt und der 
Aktionär daher eine seiner Kapitalbeteiligung entsprechende Anzahl an Stimmen hat, hat bei der Genos-
senschaft grundsätzlich jedes Mitglied nur eine Stimme. Von diesem in gewissen Grenzen abdingbaren 
Grundsatz ist die Emittentin nicht abgewichen; Mehrstimmrechte existieren bei der Emittentin nicht. 
Unabhängig von der Anzahl der gehaltenen Geschäftsanteile hat jedes Mitglied somit nur eine Stimme in 
der Generalversammlung. Eine Einschränkung der Stimmrechte findet sich bei investierenden Mitglie-
dern, denen insgesamt höchstens 25 Prozent der Stimmrechte und bei bestimmten Beschlüssen höchs-
tens 10 Prozent der Stimmrechte zustehen. Hauptgesellschafter oder beherrschende Gesellschafter der 
Emittentin aufgrund Stimmrechtsmehrheit gibt es aus diesem Grund nicht. Auch bestehen keine vertrag-
lichen Beherrschungsverhältnisse.  

Aufgrund der Eintragung in das Mitgliederverzeichnis gemäß Art. 14 Abs. 4 SCE-VO, § 15 der Satzung, in 
die nur unter den Voraussetzungen des Art. 14 Abs. 4 SCE-VO Einsicht gewährt werden darf, sind der 
Emittentin ihre Mitglieder bekannt. Der Emittentin sind indes keine Vereinbarungen, wie beispielsweise 
Poolingvereinbarungen, bekannt, die zu einer gegenwärtigen oder künftigen Beherrschung der Emitten-
tin durch einen oder mehrere Mitglieder führen. Der Emittentin sind auch keine Vereinbarungen be-
kannt, die zu einem Kontrollwechsel bei der Emittentin führen. Der Emittentin ist ebenfalls nicht be-
kannt, dass sie von einem herrschenden Unternehmen kontrolliert wird und damit als abhängige Emit-
tentin gilt. 

X. Angaben über das Kapital der Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung und die mit der 
Mitgliedschaft verbundenen Rechte 

1. Mindestkapital, Geschäftsanteil und Mitgliedschaft 

Die Satzung der Emittentin sieht als Mindestkapital einen Betrag von EUR 10.000.000 vor; eine Nach-
schusspflicht ist nach § 5 Abs. 3 der Satzung der Emittentin ausgeschlossen. 

Das Grundkapital der Europäischen Genossenschaft (SCE mit beschränkter Haftung) bildet die Summe 
der in Geschäftsanteile der Mitglieder zerlegtes Kapital. Die Geschäftsanteile bilden den Inbegriff aller 
Recht und Pflichten der Mitglieder. Das Grundkapital ist grundsätzlich variabel und ändert sich mit der 
Aufnahme neuer Mitglieder beziehungsweise jedem Ausscheiden bisheriger Mitglieder. Neben der Fest-
legung der Höhe des Geschäftsanteils kann in der Satzung auch eine zwingende Beteiligung mit mehre-
ren Geschäftsanteilen vorgesehen werden (Pflichtbeteiligung). Nach der Satzung der Emittentin beträgt 
der Geschäftsanteil EUR 520,- In der Satzung der Emittentin wird zwischen zwei Kategorien von Ge-
schäftsanteilen unterschieden, nämlich solchen für nutzende und solche für sogenannte investierende 
Mitglieder.  

Ein nutzendes Mitglied muss sich mit mindestens einem Geschäftsanteil beteiligen, um die Mitgliedschaft 
zu erwerben. Es besteht eine Pflichtbeteiligung der nutzenden Mitglieder, die sich nach der Höhe des 
Vieh- und Fleischumsatzes der Mitglieder im Geschäftsjahr richtet. Jedes Mitglied hat nach der statuari-
schen Regelung folgende Geschäftsanteile zu zeichnen: 

Umsatz Pflichtbeteiligung 

bis EUR 0,25 Mio.  1 Geschäftsanteil 

über EUR 0,25 Mio. bis EUR 0,50 Mio.  2 Geschäftsanteile 

über EUR 0,50 Mio. bis EUR 0,75 Mio.  3 Geschäftsanteile 

über EUR 0,75 Mio. bis EUR 1,00 Mio.  4 Geschäftsanteile 



55 

Umsatz Pflichtbeteiligung 

über EUR 1,0 Mio. bis EUR 1,28 Mio.  5 Geschäftsanteile 

über EUR 1,28 Mio. bis EUR 2,55 Mio.  10 Geschäftsanteile 

über EUR 2,55 Mio. bis EUR 3,83 Mio.  15 Geschäftsanteile 

über EUR 3,83 Mio. bis EUR 5,11 Mio.  20 Geschäftsanteile 

über EUR 5,11 Mio. bis EUR 7,66 Mio.  25 Geschäftsanteile 

über EUR 7,66 Mio. bis EUR 10,22 Mio.  30 Geschäftsanteile 

über EUR 10,22 Mio. bis EUR 12,78 Mio.  35 Geschäftsanteile 

über EUR 12,78 Mio. bis EUR 15,33 Mio.  40 Geschäftsanteile 

über EUR 15,33 Mio. bis EUR 20,45 Mio.  50 Geschäftsanteile 

Übersteigt der gesamte Umsatz des jeweiligen Mitglieds nach Satz 1 den Betrag von EUR 20,45 Mio., sind 
je EUR 5,11 Mio. weiteren Umsatz fünf weitere Geschäftsanteile zu zeichnen. Die Pflichtbeteiligung ist auf 
insgesamt 250 Geschäftsanteile begrenzt. 

Die Satzung muss für alle Geschäftsanteile eine bestimmte Einzahlungsquote vorsehen und mindestens 
bis zu 25 Prozent nach Betrag und Zeit genau festsetzen (Mindestpflichteinlage). Nach der Satzung der 
Emittentin ist jedes Mitglied berechtigt und verpflichtet, mindestens 25 Prozent der Geschäftsanteile 
sofort einzuzahlen. Der Rest ist innerhalb einer Frist von höchstens fünf Jahren einzuzahlen. Investieren-
de Mitglieder, sofern die Beteiligung gegen Bareinlage erfolgt, haben am Tag der Beteiligung 100 Prozent 
des Nennbetrags einzuzahlen. An investierende Mitglieder ausgegebene Geschäftsanteile sind sofort in 
voller Höhe einzuzahlen. 

Den Mitgliedern stehen bestimmte Vermögens- und Verwaltungsrechte zu. Die Vermögensrechte umfas-
sen vor allem das Recht auf Teilhabe am Gewinn und am Liquidationserlös. Die Verwaltungsrechte bein-
halten unter anderem das Auskunftsrecht und das Recht, Stimmrecht auszuüben. Zu den mit der Mit-
gliedschaft verbundenen Verwaltungs- und Vermögensrechte ausführlich unter Kapitel X. 2.  und unter 
Kapitel VIII. 4. 

Eine Übertragung der Geschäftsanteile ist nach Art. 15 Ab. 1 dritte Spiegelstrich SCE-VO möglich, wenn 
die Satzung diese Möglichkeit eröffnet (Art. 4 Abs. 11 SCE-VO). Soll ein Geschäftsanteil an ein Nicht-
Mitglied übertragen werden, setzt diese Übertragung voraus, dass der Erwerber Mitglied ist oder die 
statutarischen Bedingungen für eine Mitgliedschaft erfüllt und wirksam der SCE mit beschränkter Haf-
tung gemäß Emittentin gem. Art. 14 SCE-VO, § 7 der Satzung beitritt. Wirksam wird die Übertragung erst, 
wenn der Vorstand der Übertragung zustimmt. 

Bei Ausscheiden eines Mitglieds aus der Genossenschaft besteht ein Anspruch auf Auszahlung des sich 
aus der Jahresbilanz ergebenden Geschäftsguthabens (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen). So-
weit das Mindestkapital der Emittentin durch die Auszahlung unterschritten würde, ist die Auszahlung 
des das Mindestkapital unterschreitenden Auseinandersetzungsguthabens verboten. Durch Beitritt und 
bzw. Zeichnung von neuen Geschäftsanteilen sowie aufgrund von Auseinandersetzungen ist das Grund-
kapital variabel. Die Summe der Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) der 
Emittentin betrug per 31. Dezember 2018 nach Abzug nicht fälliger Einzahlungen auf Geschäftsguthaben 
in Höhe von  922 TEUR insgesamt 29.835 TEUR; die Emittentin hatte zum 31. Dezember 2018 insgesamt 
59.678 Geschäftsanteile zu 31.033 TEUR,-. 

Die Emittentin hatte per 31. Dezember 2018 4.611 Mitglieder, unter Berücksichtigung bereits gekündig-
ter Mitgliedschaften 4.474 Mitglieder. Zum 30. Juni 2019 sind die entsprechenden Mitgliederzahlen wie 
folgt: 4.781 Mitglieder, unter Berücksichtigung der zum 31. Dezember 2019 gekündigten Mitgliedschaf-
ten 4.665 Mitglieder. 
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2. Mit der Mitgliedschaft verbundene Vermögens- und Verwaltungsrechte 

Gewinn- und Verlustverteilung; Dividendenzahlungen 

Der Anteil der Mitglieder am Gewinn der Emittentin bestimmt sich nach dem Verhältnis der (in der Bi-
lanz insgesamt als Grundkapital ausgewiesenen) Geschäftsguthaben; eine abweichende Regelung ist 
möglich. Die Beschlussfassung über die Ausschüttung von Kapitaldividenden der Emittentin für ein Ge-
schäftsjahr obliegt der Generalversammlung des darauffolgenden Geschäftsjahres, die auf Vorschlag von 
Vorstand und Aufsichtsrat entscheidet, ohne an den Beschlussvorschlag gebunden zu sein. 

Bei dem Beschluss über die Verwendung des Jahresüberschusses (zuzüglich etwaiger Gewinnvorträge 
und Rücklagenauflösungen und abzüglich etwaiger Verlustvorträge und Rücklagenbildung) hat die Gene-
ralversammlung die gesetzlichen Regelungen zur Rücklagenbildung und zur Gewinn- und Verlustvertei-
lung sowie etwaige Satzungsbestimmungen zu berücksichtigen. Im Übrigen steht es ihr frei, auch höhere 
Beträge in die Rücklagen einzustellen.  

Nach der Satzung der Emittentin wird die gesetzliche Rücklage durch eine jährliche Zuweisung von min-
destens 25 Prozent des Jahresüberschusses zuzüglich eines eventuellen Gewinnvortrages bzw. abzüglich 
eines eventuellen Verlustvortrages gebildet, solange sie 20 Prozent der Bilanzsumme, jedenfalls aber den 
nach Art. 65 Abs. 2 S. 2 SCE-VO in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Betrag (Mindestkapital gem. 
§ 3 SCE-Satzung von EUR 10 Mio.), nicht erreicht. Zur Deckung von mit dem Geschäftsbetrieb verbunde-
nen Ausfällen wird nach der Satzung der Emittentin eine andere Ergebnisrücklage durch Zuweisung von 
mindestens 25 Prozent des jährlichen Jahresüberschusses zuzüglich eines eventuellen Gewinnvortrages 
bzw. abzüglich eines eventuellen Verlustvortrages angesammelt. Der Jahresüberschuss wird, soweit er 
nicht der gesetzlichen und einer anderen Ergebnisrücklage oder einer anderen Verwendung zugeführt 
wird, an die Mitglieder nach dem Verhältnis ihrer Geschäftsguthaben am Schluss des vorangegangenen 
Geschäftsjahres verteilt. Bei der Verteilung sind die im abgelaufenen Geschäftsjahr auf den Geschäftsan-
teil geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag des auf die Einzahlung folgenden Kalendervierteljahres an 
zu berücksichtigen. Entsprechend dieser Verteilung wird der sich nach Rücklagenbildung bzw. Ergebnis-
verwendung ergebende Bilanzgewinn den Geschäftsguthaben der einzelnen Mitglieder (ggf. vermindert 
um einen vorzunehmenden Steuerabzug) so lange zugeschrieben, bis der jeweilige Geschäftsanteil er-
reicht oder durch Verlust vermindertes Geschäftsguthaben wieder ergänzt ist. 

Ein entstandener Jahresfehlbetrag darf durch Rücklagenauflösung, durch Abschreibung von den Ge-
schäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) oder durch Gewinnvortrag ausgeglichen 
werden, sofern die Satzung dies nicht einschränkt. Werden die Geschäftsguthaben zur Verlustdeckung 
herangezogen, so wird der auf das einzelne Mitglied entfallende Verlustanteil nach dem Verhältnis der 
übernommenen oder satzungsgemäß zu übernehmenden Geschäftsanteile aller Mitglieder bei Beginn 
des Geschäftsjahres, in dem der Jahresfehlbetrag entstanden ist, berechnet. 

Recht zur Teilnahme an der Generalversammlung und Stimmrecht 

Alle Mitglieder haben das Recht, an den Generalversammlungen der Emittentin teilzunehmen und ihre 
unter Kapitel VIII. 4. näher beschriebenen mitgliedschaftlichen Befugnisse in Gestalt des Auskunfts- und 
Stimmrechts wahrzunehmen. 

Allgemeine Bestimmungen zur Liquidation 

Außer in den gesetzlich vorgesehenen Fällen kann die Emittentin auch durch einen Beschluss der Gene-
ralversammlung, der einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen bedarf, aufgelöst wer-
den. Das nach Tilgung oder Deckung der Schulden verbleibende Vermögen wird an die Mitglieder bis 
zum Gesamtbetrag ihrer auf Grund der zum Beginn der Liquidation zu erstellender Eröffnungsbilanz 
ermittelten Geschäftsguthaben (in der Bilanz als Grundkapital ausgewiesen) verteilt. Nach Auszahlung 
der Geschäftsguthaben vorhandene Überschüsse (gesetzliche Rücklagen, andere Ergebnisrücklagen, 
sonstige Reserven) werden nach dem Verhältnis der Geschäftsguthaben an die nutzenden Mitglieder 
verteilt werden. Investierende Mitglieder sind gem. § 44 der Satzung von der Verteilung dieser Über-
schüsse ausgeschlossen  
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Änderungen der mit der Mitgliedschaft verbundenen Rechte 

Sofern und soweit eine Änderung der mitgliedschaftlichen Rechte zulässig ist, wird diese im Wege einer 
Satzungsänderung durch die Generalversammlung vollzogen. Zu den Einzelheiten der Beschlussfassung 
und Einberufung der Generalversammlung vergleiche „Organe – Generalversammlung“. 

3. Allgemeine Bestimmungen zur Veränderung des Geschäftsanteile 

Die Höhe der Geschäftsanteile sowie die Regelungen über die Pflichtbeteiligung kann mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen in der Generalversammlung durch Satzungsän-
derung verändert werden, sofern die Generalversammlung beschlussfähig ist.  

4. Beendigung der Mitgliedschaft  

Neben der Möglichkeit der Mitglieder, ihre Mitgliedschaft zu kündigen, durch Tod, Zahlungsunfähigkeit 
oder durch Übertragung des vollständigen Geschäftsguthabens auf ein anderes Mitglied mit vorheriger 
Zustimmung des Vorstands zu beenden, sehen die SCE-VO und die Satzung der Emittentin unter anderem 
den Ausschluss von Mitgliedern vor. Ein Mitglied kann nach der Satzung aus der Emittentin in folgenden 
Fällen ausgeschlossen werden: 

- wenn es sich eines schwerwiegenden Verstoßes gegen seine Pflichten als Mitglied der Genossen-
schaft schuldig gemacht hat; 

- wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderungen den satzungsgemäßen oder sonstigen der 
Genossenschaft gegenüber bestehenden Verpflichtungen nicht nachkommt; 

- wenn es unwahre Jahresabschlüsse oder Vermögensübersichten einreicht oder sonst falsche Er-
klärungen, insbesondere über seine wirtschaftlichen Verhältnisse abgibt; 

- wenn es durch Nichterfüllung seiner Verpflichtungen die Genossenschaft schädigt oder ihre Inte-
ressen sonst gefährdet; Mitgliedsgenossenschaften schädigen das gemeinsame Ziel, wenn sie ihr 
Schlachtviehgeschäft weitgehend über Dritte betreiben; 

- wenn es zahlungsunfähig geworden oder über sein Vermögen das gerichtliche Insolvenzverfahren 
eröffnet worden ist; 

- wenn sein Aufenthalt unbekannt ist;  

- wenn es unter Betreuung gestellt ist;  

- wenn die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren, nicht 
mehr vorhanden sind, es die Lieferung seiner Tierproduktion bzw. den Geschäftsbetrieb nachhaltig 
einstellt;  

- wenn es aus dem Vorstand oder Aufsichtsrat ausscheidet. 

Gegen den Ausschluss kann eine Beschwerde an die Generalversammlung gerichtet werden. Im Falle des 
Ausschlusses aus der Emittentin steht dem Mitglied ein Auseinandersetzungsguthaben in Form seines 
Geschäftsguthabens zu. Für die Auseinandersetzung ist der festgestellte Jahresabschluss des Geschäfts-
jahres maßgebend, in dem die Mitgliedschaft beendet wurde.  

XI. Interessen Dritter, Gründe für das Angebot und Verwendung des Emissionserlöses 

1. Interessen von Seiten natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission / dem An-
gebot beteiligt sind 

Potentielle Interessenkonflikte können sich in den Personen der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder 
ergeben. Zu den Einzelheiten zu diesen möglichen Interessenkonflikten siehe ausführlich oben unter 
Kapitel VIII. 2. c) sowie unter Kapitel VIII. 3. d). 

Darüber hinaus bestehen keine Interessen von oder Interessenkonflikte mit an dem Angebot beteiligten 
Personen, die für das Angebot von wesentlicher Bedeutung sind; insbesondere bestehen keine Bera-
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tungsverträge, die eine von dem Erfolg des Angebot abhängige Vergütung vorsehen, oder sonstigen Pro-
visionsverträge und es sind keine Konsortialbanken an der Emission beteiligt.  

2. Emissionserlös, Gründe für das Angebot und Verwendung des Emissionserlöses 

Der Emittentin fließt bei vollständiger Platzierung der Genussscheine im Rahmen des Angebots ein 
Emissionsbruttoerlös von EUR 22.500.000,- zu. Der geschätzte Emissionsnettoerlös wird voraussichtlich 
EUR 22.350.000,- betragen. Die Kosten setzen sich wie folgt zusammen: 

- ca. EUR 100.000,- für Rechtsberatungskosten; 

- ca. EUR 20.000,- für Gebühren der BaFin; und 

- ca. EUR 30.000,- administrative und Verwaltungskosten der Emittentin. 

Bei der Emission der Genussscheine entstehen der Emittentin über die Kosten, die bereits bei der Be-
rechnung des Emissionsnettoerlöses berücksichtigt sind, keine weiteren Kosten.  

Der voraussichtliche Emissionsnettoerlös dient zum einen der Aufrechterhaltung der (wirtschaftlichen) 
Eigenkapitalquote. Mit den eingeworbenen Mitteln wird in voller Höhe die Rückzahlung des am 
30.11.2019 fälligen Genussrechtskapitals aus der Genussrechtsemission des Jahres 2014 in Höhe von rd. 
EUR 10.400.000,- bewirkt. Dadurch wird sichergestellt, dass etwaige Financial-Covenant Brüche unter 
bestehenden Fremdfinanzierungsverträgen verhindert und insoweit mit Sanktionen (z.B. höherer Zin-
sen) durch finanzierende Banken nicht zu rechnen ist.  

Zum anderen soll der verbleibende Emissionsnettoerlös (rd. EUR 11.950.000,-) für Investitionen ver-
wendet werden. So sollen (a) Standortstrukturprojekte betreffend den Ausbau von Schlacht- und Zerle-
gestandorten zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Westfleisch-Gruppe sowie b) der Ausbau 
der nachgelagerten Wertschöpfung im Bereich der Weiterverarbeitung durchgeführt werden. Durch den 
Ausbau des Hälftenkühlhauses am Schlacht- und Zerlegestandort Coesfeld werden die Kühlkapazitäten 
deutlich erhöht, wodurch die vorhandenen Schlachtkapazitäten in Coesfeld ausgebaut werden können 
(70 Prozent der vorgesehenen Investitionen, d.h. rd. EUR 8.350.000). Durch Investitionen im Zusam-
menhang mit dem Ausbau des Hochregallagers am Standort Münster soll eine Erhöhung der Produkti-
ons- und Lagerkapazitäten im Bereich Veredelung und Weiterverarbeitung erreicht werden (30 Prozent 
der Investitionen, d.h. rd. EUR 3.600.000). Der entsprechende Investitionsplan wird Ende 2019 beschlos-
sen, wodurch sich hieran noch Änderungen ergeben könnten. Sollte ein darüberhinausgehender Finan-
zierungsaufwand für diese Investitionen bestehen, soll dieser voraussichtlich aus andern Eigen- und 
nicht projektbezogenen Fremdmitteln gedeckt werden. Die beabsichtigten Investitionen sollen die nach-
haltige Wettbewerbsfähigkeit der Westfleisch-Gruppe weiter verbessern. 

XII. Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland  

1. Überblick und allgemeine Hinweise 

Die nachfolgenden Darstellungen betreffen die Besteuerung bei der Emittentin sowie bei den Genuss-
scheininhabern und zeigen die wesentlichen steuerlichen Auswirkungen für Erwerber aus den angebo-
tenen Genussscheinen auf. Diese sind nicht abschließend. Nach den Umständen des konkreten Einzelfal-
les können sich hiervon abweichende steuerliche Folgen ergeben.  

Grundlage der Ausführungen ist das zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts in der Bundesrepub-
lik Deutschland geltende nationale Steuerrecht, basierend auf den gesetzlichen Regelungen, der Auffas-
sung der Finanzverwaltung und der finanzgerichtlichen Rechtsprechung. Änderungen des geltenden 
Steuerrechts sowie der Auffassungen von Finanzverwaltung und Finanzrechtsprechung sind jederzeit – 
unter Umständen auch mit rückwirkender steuerlicher Wirkung – möglich und nicht auszuschließen.  

Die nachfolgenden Ausführungen ersetzen keine individuelle steuerliche Beratung durch entsprechende 
Fachleute, da für die Investitionsentscheidung eine auf die individuellen Umstände des Erwerbers zuge-
schnittene steuerliche Beratung erforderlich ist, welche die jeweiligen steuerlichen Rahmenbedingungen 
und Besonderheiten des einzelnen Anlegers einbezieht. Aus diesem Grund wird jedem Interessenten vor 
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dem Erwerb der angebotenen Genussscheine empfohlen sich individuell steuerlich beraten zu lassen. 
Dies gilt vor allem für Anleger, die für steuerliche Zwecke im Ausland ansässig sind, da in diesem Fall 
weitere Besonderheiten gelten.  

Die Emittentin übernimmt die Verantwortung für den Einbehalt von Steuerabzugsbeträgen auf ausge-
schüttete Erträge aus den Genussscheinen (vgl. hierzu Kapitel IV. 3. § 2 Nr. 4).  

Die Emittentin weist darauf hin, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und 
des Gründungsstaats der Emittentin auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken könnten 

2. Aktuelle Besteuerung der Emittentin 

Die Emittentin unterliegt als Europäische Genossenschaft der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3 KStG, § 2 Abs. 2 GewStG).  

Der Körperschaftsteuersatz beträgt aktuell 15 Prozent zuzüglich eines Solidaritätszuschlags in Höhe von 
5,5 Prozent auf die festgesetzte Körperschaftsteuerschuld (insgesamt ergibt sich danach eine Steuerbe-
lastung von 15,825 Prozent). Ausschüttungen oder andere gleichgestellte Leistungen, welche die Emit-
tentin von ihren Tochterkapitalgesellschaften erhält, sind im Ergebnis zu 95 Prozent von der Körper-
schaftsteuer befreit, wenn die Beteiligung zu Beginn des Kalenderjahres unmittelbar mindestens 10 Pro-
zent des Grund- bzw. Stammkapitals betragen hat (§ 8b Abs. 1, Abs. 4, Abs. 5 KStG) oder in unterjährigen 
Erwerbsfällen oder bei Halten über eine Personengesellschaft unter weiteren Voraussetzungen eine sol-
che unmittelbare Beteiligung zum Anfang des Kalenderjahres fingiert wird. Ist die Mindestbeteiligungs-
höhe nicht erfüllt, sind Ausschüttungen an die Emittentin bei dieser grundsätzlich voll körperschaftsteu-
erpflichtig. Für Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer anderen Körperschaft gilt ebenfalls 
eine 95-prozentige Steuerfreiheit, wobei hierbei nach derzeitiger Rechtslage keine Mindestbeteiligungs-
quote erforderlich ist (§ 8b Abs. 2, Abs. 3 KStG).  

Die konkrete Höhe der Gewerbesteuerbelastung ist von der Gemeinde bzw. den Gemeinden abhängig, in 
denen die Emittentin aus steuerlicher Sicht Betriebsstätten unterhält. Zur Ermittlung der Gewerbesteuer 
sind von dem körperschaftsteuerlichen Ergebnis unter bestimmten Umständen Korrekturen in Form von 
Hinzurechnungen (§ 8 GewStG) und Kürzungen (§ 9 GewStG) vorzunehmen, die einen wesentlichen Ein-
fluss auf die effektive Höhe der Gewerbesteuerbelastung haben können. Ausschüttungen von Tochterka-
pitalgesellschaften an die Emittentin können trotz 95%iger Körperschaftsteuerbefreiung voll gewerbe-
steuerpflichtig sein, wenn bestimmte Voraussetzungen nicht erfüllt sind (§ 8 Nr. 5 GewStG). 

Es bestehen ertragsteuerliche Organschaften zu Tochterkapitalgesellschaften der Emittentin, die dazu 
führen, dass das Einkommen und der Gewerbeertrag dieser Tochterkapitalgesellschaften der Emittentin 
zugerechnet werden und bei dieser der Körperschaft- und Gewerbesteuer unterliegen (§§ 14 ff. KStG, § 2 
Abs. 2 Satz 2 GewStG). 

3. Aktuelle Besteuerung von Genussscheininhabern 

Besteuerung von Zinserträgen aus den Genussscheinen 

(1) Besteuerung bei natürlichen, unbeschränkt steuerpflichtigen Personen 

Natürliche Personen, die in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig sind (§ 1 Abs. 1 bis Abs. 3 EStG) 
und die Genussscheine im steuerlichen Privatvermögen halten, erzielen mit den Zinsen Einnahmen aus 
Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG), die zum Zeitpunkt des Zuflusses (§ 11 EStG) als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen zu versteuern sind. Die Einkünfte unterliegen im Rahmen der sog. „Abgeltungsteuer“ 
einem besonderen, einheitlichen Einkommensteuersatz von 25 Prozent zuzüglich eines Solidaritätszu-
schlages von 5,5 Prozent (insgesamt also 26,375 Prozent) ggf. zuzüglich Kirchensteuer (die je nach Bun-
desland bei 8 bzw. 9 Prozent der tatsächlich oder in bestimmten Fällen abweichend festzusetzenden 
Einkommensteuer liegt). Die Einkommensteuer wird im Grundsatz (zu den Ausnahmen vgl. § 44a EStG) 
durch Quellensteuerabzug erhoben (Kapitalertragsteuer, § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EStG). Die Emit-
tentin ist verpflichtet, die anfallende Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag sowie ggf. Kirchen-
steuer bei Auszahlung der Zinsen einzubehalten und an die zuständige Finanzbehörde abzuführen (§ 44 
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Abs. 1 Satz 3 EStG), so dass sich der an den einzelnen Anleger auszuzahlende bzw. gutzuschreibende 
Betrag reduziert. Durch den Einbehalt der Kapitalertragsteuer ist die Einkommensteuer auf die Kapital-
erträge im Grundsatz abgegolten, so dass die dem Kapitalertragsteuerabzug unterlegenen Kapitalerträge 
nicht in der Einkommensteuererklärung erklärt werden müssen (§ 43 Abs. 5 Satz 1 EStG). Dies gilt aber 
bspw. nicht, wenn der Anleger kirchensteuerpflichtig ist, ohne dass Kirchensteuer im Rahmen des Kapi-
talertragsteuerabzugs einbehalten worden ist. Zudem kann der Anleger eine Veranlagung der Kapitaler-
träge mit dem Abgeltungsteuersatz beantragen, um beispielsweise den Sparer-Pauschbetrag oder einen 
Verlustausgleich geltend zu machen (§ 32d Abs. 4 EStG). Der Anleger kann im Rahmen seiner Einkom-
mensteuererklärung auch beantragen, dass seine Einkünfte aus Kapitalvermögen zusammen mit seinen 
sonstigen Einkünften statt mit dem einheitlichen Steuersatz für Kapitaleinkünfte von 26,375 Prozent 
(ggf. zzgl. Kirchensteuer) dem Satz der tariflichen, progressiven Einkommensteuer unterworfen werden, 
wenn dies für ihn zu einer niedrigeren Steuerbelastung führt (§ 32 Abs. 6 EStG). In diesem Fall wird die 
Kapitalertragsteuer auf die tarifliche Einkommensteuer angerechnet und ein sich etwa ergebender 
Überhang erstattet (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG). Werbungskosten können in beiden Fällen bis auf einen für 
die gesamten Kapitalerträge des Veranlagungszeitraums gewährten Sparer-Pauschbetrag in Höhe von 
EUR 801,- (EUR 1.602,- bei zusammen veranlagten Ehegatten) nicht von Einkünften aus Kapitalvermö-
gen abgezogen werden (§ 20 Abs. 9 EStG). Besonderheiten für die Besteuerung der Zinsen gelten für die 
Kirchensteuer und für Anleger, die nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig in der Bundesrepublik 
sind. Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend für natürliche Personen als Anleger, die im 
steuerlichen Privatvermögen Genussscheine über eine Personengesellschaft halten, die aus steuerlicher 
Sicht vermögensverwaltend (und damit nicht gewerblich) ist. Es wird darauf hingewiesen, dass es politi-
sche Bestrebungen der Bundesregierung gibt, die pauschalierte Besteuerung von Zinserträgen entspre-
chend der vorherigen Ausführungen durch eine reguläre Tarifbesteuerung zu ersetzen (vgl. Seite 69 im 
Koalitionsvertrag vom CDU, CSU und SPD vom 12.03.2018). 

Gehören die Genussscheine bei dem unbeschränkt steuerpflichtigen Anleger zum steuerlichen Betriebs-
vermögen, stellen die Zinsen Betriebseinnahmen im Rahmen der durch den Anleger verwirklichten Ein-
kunftsart dar (z.B. Einkünfte aus Gewerbebetrieb i.S.v. § 15 EStG). Die Zinsen unterliegen in diesem Fall 
nicht der sog. „Abgeltungsteuer“, sondern werden mit dem regulären Einkommensteuersatz des Anle-
gers besteuert (§ 43 Abs. 5 Satz 2 EStG). Bei einem Anleger, der die Genussscheine im Betriebsvermögen 
hält, kann bei bestehender Gewerbesteuerpflicht zusätzlich Gewerbesteuer anfallen. Auch für Genuss-
scheine in einem steuerlichen Betriebsvermögen ist bei Auszahlung der Zinsen im Grundsatz der Kapi-
talertragsteuerabzug durch die Emittentin vorzunehmen, so dass sich der an den Anleger auszuzahlende 
bzw. gutzuschreibende Betrag reduziert (§ 43 Abs. 4 EStG). Die vorstehenden Ausführungen gelten ent-
sprechend für Anleger, die Genussscheine über eine Personengesellschaft halten, die aus steuerlicher 
Sicht Betriebsvermögen hat. Gewerbesteuer auf die Zinsen fällt in diesem Fall ggf. auf Ebene der Perso-
nengesellschaft an. 

(2) Besteuerung bei natürlichen, beschränkt steuerpflichtigen Personen 

Natürliche Personen, die in Deutschland beschränkt steuerpflichtig sind (§ 1 Abs. 4 EStG) erzielen mit 
den Erträgen aus den Genussscheinen im Grundsatz inländische Einkünfte i.S.v. § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. 
c) Doppelbuchst. bb), welche grundsätzlich der abschließenden Besteuerung im Wege der Erhebung ei-
ner Abgeltungsteuer (Quellensteuer) nach Maßgabe der vorherigen Ausführungen unterliegen (§ 43 Abs. 
5 Satz 1, § 50 Abs. 2 Satz 1 EStG). Besonderheiten können sich darüber hinaus in Fällen des § 50 Abs. 2 
Satz 2 EStG, aus Regelungen in Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) sowie sonstigen internationalen 
Steuerabkommen ergeben. Auch wenn die Anteile im betrieblichen Vermögen gehalten werden, gelten 
Besonderheiten, aus denen sich eine Abweichung von den vorgenannten Grundsätzen ergeben kann. Aus 
diesem Grund ist in solchen Konstellationen eine die individuellen Verhältnisse des Anlegers berücksich-
tigende steuerliche Beratung im Vorfeld der Anlageentscheidung besonders empfehlenswert. 

(3) Besteuerung bei unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaften 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaften als Anlegern (§ 1 KStG), die nicht von der Körper-
schaftsteuer befreit sind (§ 5 KStG), gehören die Zinsen zu den steuerpflichtigen Einnahmen und unter-
liegen bei der Körperschaft im Grundsatz der Körperschaftsteuer sowie bei bestehender Gewerbesteu-
erpflicht auch der Gewerbesteuer. Sie fallen nicht in den Anwendungsbereich steuerfreier Bezüge i.S.v. § 
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8b Abs. 1, Abs. 4 und Abs. 5 KStG. Die Emittentin ist in entsprechender Weise wie bei natürlichen Perso-
nen als Anleger verpflichtet, die anfallende Kapitalertragsteuer zzgl. Zuschlagsteuern bei Auszahlung der 
Zinsen einzubehalten und an die zuständige Finanzbehörde abzuführen, so dass sich der an den Anleger 
auszuzahlende bzw. gutzuschreibende Betrag reduziert (§§ 43 ff. EStG; s.o.). Die vorstehenden Ausfüh-
rungen gelten entsprechend für Körperschaften, die Genussscheine über eine Personengesellschaft hal-
ten; in diesem Fall erhöht sich der steuerpflichtige Gewinnanteil der Körperschaft nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 EStG. Gewerbesteuer auf die Zinsen fällt in diesem Fall ggf. auf Ebene der Personengesellschaft an. 

(4) Besteuerung bei beschränkt steuerpflichtigen Körperschaften 

Körperschaften, die in Deutschland beschränkt steuerpflichtig sind (§ 2 KStG), werden mit ihren aus den 
Genussscheinerträgen resultierenden inländischen Einkünften in entsprechender Weise wie beschränkt 
steuerpflichtige natürliche Personen grundsätzlich abgeltend durch Steuerabzug (Quellensteuer) be-
steuert. Eventuell ergeben sich Quellensteuererstattungsansprüche, welche die Steuerbelastung nach-
träglich mindern können. Weiterhin können sich Besonderheiten aus § 50 Abs. 2 Satz 2 EStG, aus Dop-
pelbesteuerungsabkommen (DBA) sowie sonstigen internationalen Steuervereinbarungen ergeben. Aus 
diesem Grund ist eine die individuellen Verhältnisse des Anlegers berücksichtigende steuerliche Bera-
tung im Vorfeld der Anlageentscheidung besonders empfehlenswert. 

Besteuerung bei Veräußerung oder Rückzahlung der Genussscheine 

(1) Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung oder Rückzahlung von Genussscheinen im 
steuerlichen Privatvermögen 

Bei natürlichen, unbeschränkt steuerpflichtigen Personen (§ 1 Abs. 1 bis Abs. 3 EStG), welche die Ge-
nussscheine im steuerlichen Privatvermögen halten, unterliegt ein Gewinn aus der Veräußerung der Ge-
nussscheine, unabhängig von der Haltedauer der Einkommensteuer (§§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 i.V.m. § 20 
Abs. 1 Nr. 7 EStG). Veräußerungsgewinn ist der Unterschied zwischen den Einnahmen aus der Veräuße-
rung nach Abzug der Aufwendungen, die im unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit dem Veräuße-
rungsgeschäft stehen, und den Anschaffungskosten (§ 20 Abs. 4 Satz 1 Hs. 1 EStG). Der Veräußerungsge-
winn unterfällt - ebenso wie die Zinsen aus den Genussscheinen (hierzu s.o.) - der sog. „Abgeltungsteu-
er“, bestehend aus Kapitalertragssteuer zzgl. Solidaritätszuschlag sowie ggf. zzgl. Kirchensteuer (§ 43 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 10)). Sofern es dabei nicht zum Einbehalt von Kapitalertragsteuer an der Quelle kommt, 
ist ein entsprechender Gewinn im Rahmen der Einkommensteuererklärung anzugeben. Da ein Gewinn 
aus der Veräußerung von Genussscheinen zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehört, findet der für 
die gesamten Kapitalerträge des Veranlagungszeitraums einmal gewährte Sparer-Pauschbetrag in Höhe 
von EUR 801 (EUR 1.602 bei zusammen veranlagten Ehegatten) auch auf einen Veräußerungsgewinn 
Anwendung (§ 20 Abs. 9 EStG). Ein Verlust aus der Veräußerung von Genussscheinen darf nicht mit posi-
tiven Einkünften aus anderen Einkunftsarten verrechnet werden (§ 20 Abs. 6 Satz 1 EStG). Eine Verrech-
nung ist nur mit anderen positiven Einkünften aus Kapitalvermögen zulässig (§ 20 Abs. 6 Satz 2 EStG). 
Ein nach Verrechnung ggf. verbleibender Verlust kann vorgetragen und in späteren Veranlagungszeit-
räumen mit positiven Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden (§ 20 Abs. 6 Satz 3 EStG). 

Die Rückzahlung der Genussscheine stellt einen steuerbaren Veräußerungsvorgang dar (§ 20 Abs. 2 Satz 
2 Hs. 1 EStG). Der Veräußerungsgewinn oder -verlust ist der Unterschied zwischen den Einnahmen aus 
der Rückzahlung nach Abzug der Aufwendungen, die im unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit 
der Rückzahlung stehen, und den Anschaffungskosten der Genussscheine (§ 20 Abs. 4 Satz 1 Hs. 1 EStG). 
Vor allem, wenn der Rückzahlungsbetrag niedriger als das eingezahlte Genussscheinkapital ist, kann bei 
dem Anleger durch die Rückzahlung ein steuerlicher Verlust entstehen. Fällt der Anleger mit seinem 
Rückzahlungsanspruch aufgrund der Zahlungsunfähigkeit der Emittentin oder aus anderen Gründen aus, 
entsteht hieraus nach Auffassung der Finanzverwaltung kein steuerlich relevanter Verlust. Die vorste-
henden Ausführungen gelten entsprechend für Anleger, die Genussscheine im steuerlichen Privatvermö-
gen über eine Personengesellschaft halten, die aus steuerlicher Sicht vermögensverwaltend (und damit 
nicht gewerblich) ist. 

Natürliche Personen, die in Deutschland beschränkt steuerpflichtig sind (§ 1 Abs. 4 EStG), erzielen bei 
Veräußerung bzw. Rückzahlung der Genussscheine unter gewissen – zu prüfenden - Voraussetzungen 
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inländische Einkünfte i.S.v. § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. d) , welche in diesem Fall der abschließenden Be-
steuerung im Wege der Erhebung einer Abgeltungsteuer (Quellensteuer) nach Maßgabe der vorherigen 
Ausführungen unterliegen können (§ 43 Abs. 5 Satz 1, § 50 Abs. 2 Satz 1 EStG). Besonderheiten können 
sich darüber hinaus in Fällen des § 50 Abs. 2 Satz 2 EStG, aus Regelungen in Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA) sowie sonstigen internationalen Steuerabkommen ergeben. Aus diesem Grund ist in sol-
chen Konstellationen eine die individuellen Verhältnisse des Anlegers berücksichtigende steuerliche 
Beratung im Vorfeld der Anlageentscheidung besonders empfehlenswert. 

(2) Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung oder Rückzahlung von Genussscheinen im 
steuerlichen Betriebsvermögen 

Stellen die Genussscheine bei einer natürlichen Person oder einer Körperschaft steuerliches Betriebs-
vermögen dar, werden die Gewinne aus der Veräußerung oder Rückzahlung der Genussscheine als lau-
fende Betriebseinnahmen erfasst. Eine ggf. an der Quelle einbehaltene Kapitalertragsteuer wäre anre-
chenbar. Ist der Rückzahlungsbetrag höher als das eingezahlte Genussscheinkapital bzw. als die Anschaf-
fungskosten für die Genussscheine, ergibt sich bei dem Anleger durch die Rückzahlung ein steuerlicher 
Gewinn, ist er niedriger, kann ein steuerlicher Verlust entstehen. Ob ein Verlust bzw. eine Abschreibung 
steuermindernd anerkannt werden, hängt auch von den Umständen des Einzelfalles ab. Folglich ist in-
soweit eine Prüfung anhand der individuellen Gegebenheiten anzuraten. Die vorstehenden Ausführun-
gen gelten entsprechend für Anleger, die Genussscheine über eine Personengesellschaft halten. Gewer-
besteuer fällt in diesem Fall ggf. auf Ebene der Personengesellschaft an. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Der Übergang von Genussscheinen kann bei Eintritt eines erbschaft- oder schenkungssteuerpflichtigen 
Vorgangs i.S.v. § 1 ErbStG, nach Berücksichtigung von Steuerbegünstigungen (§ 5, §§ 13 ff. ErbStG) und 
Freibeträgen (§§ 16 ff. ErbStG), in Höhe des sich ergebenden steuerpflichtigen Erwerbs (§ 10 ErbStG) der 
deutschen Erbschaft- bzw. Schenkungssteuer unterliegen. Besonderheiten können sich ergeben, wenn 
ein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zur Erbschaft- und Schenkungssteuer Anwendung findet. Aus 
diesem Grund ist bei im Ausland ansässigen Anlegern eine die individuellen Verhältnisse berücksichti-
gende steuerliche Beratung im Vorfeld der Anlageentscheidung empfehlenswert. 

Sonstige Steuern 

Nach derzeitiger Rechtslage fallen für den Erwerb, die Veräußerung oder anderen Formen der Übertra-
gung von Genussscheinen keine deutsche Kapitalverkehrssteuer, Umsatzsteuer (vorbehaltlich eines Ver-
zichts auf die Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 9 UStG), Stempelsteuer oder ähnliche Steuer an. Eine 
Vermögensteuer wird in Deutschland gegenwärtig nicht erhoben. Es ist jedoch nicht auszuschließen, 
dass sich zukünftige neue Steuern und Abgaben (bspw. durch Einführung einer sog. Finanztransaktions-
steuer) ergeben können. In diesem Zusammenhang wird insbesondere darauf hingewiesen, dass es poli-
tische Bestrebungen der Bundesregierung gibt die pauschalierte Besteuerung von Zinserträgen entspre-
chend der vorherigen Ausführungen durch eine reguläre Tarifbesteuerung zu ersetzen (vgl. Seite 69 im 
Koalitionsvertrag vom CDU, CSU und SPD vom 12.03.2018). 

XIII. Jüngster Geschäftsgang und Aussichten, Trends 

1. Jüngster Geschäftsgang und Aussichten 

Das Geschäftsjahr 2019 hat sich, wie erwartet, hinsichtlich der Ergebnissituation des Unternehmens auf-
grund der Marktumstände bislang schlechter entwickelt als das Vorjahr. Zum Halbjahr weist die West-
fleisch-Gruppe zwar ein wirtschaftlich positives, jedoch merklich unter dem Vorjahr liegendes Geschäfts-
ergebnis aus. Haupteinflussfaktoren für das operative Geschäft der Emittenten sind dabei zum einen die 
geringere Verfügbarkeit von Schlachttieren in den vergangenen Monaten. Das Angebot von Schlacht-
schweinen ist im Vergleich zu Anfang 2018 um rund 10 Prozent zurückgegangen. Zum anderen spielt der 
Ausbruch von ASP insbesondere in Asien und Osteuropa eine Rolle, was zu Verwerfungen auf den globa-
len Fleischmärkten führte. So sind im laufenden Geschäftsjahr im Vergleich zum Vorjahr die Preise für 
Schlachtschweine um rund ein Viertel höher als zur Jahresmitte 2018 und insoweit deutlich gestiegen. 
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Die entsprechenden Preiserhöhungen konnten jedoch nur zum Teil an die Kunden der Westfleisch-
Gruppe weitergegeben werden, was sich entsprechend negativ auf das operative Geschäft im laufenden 
Geschäftsjahr ausgewirkt hat. Außer den eben dargestellten wesentlichen Verschlechterungen der Aus-
sichten der Emittentin, gibt es keine weiteren wesentlichen Verschlechterungen der Aussichten des 
Emittenten seit dem Datum des letzten veröffentlichten geprüften Abschlusses. 

Zudem gibt es außer den in Kapitel VII. 6. dargestellten Änderungen, keine weiteren wesentlichen Ände-
rungen der Finanz- und Ertragslage der Westfleisch-Gruppe seit dem Ende des letzten Berichtszeit-
raums, für den bis zum Datum des Prospektes Finanzinformationen veröffentlicht wurden. 

2. Trends 

Als eine Unsicherheit, die voraussichtlich die Aussichten der Emittentin zumindest im laufenden Ge-
schäftsjahr wesentlich beeinflussen dürfte, ist ein möglicher Ausbruch von ASP in Deutschland zu nen-
nen, welcher mit größeren Planungsunsicherheiten verbunden ist. Darüber hinaus ist die Weitergabe der 
hohen Beschaffungspreise an die Kunden der Unternehmensgruppe mit hohen Unsicherheiten verbun-
den und kann in jedem Fall nur zeitlich verzögert erfolgen. So stieg der Vereinigungspreis der Erzeuger-
gemeinschaft für Vieh und Fleisch e.V. im Jahresverlauf 2019 von 1,36 EUR / kg Schlachtgewicht (Kalen-
derwoche 1) auf 1,85 EUR / kg Schlachtgewicht (Kalenderwoche 39) (Vergleich Vereinigungspreis 
Schlachtschweine zur Amtlichen Preisfeststellung abrufbar unter: https://www.vezg.de/preischarts/ 
vergleich-vereinigungspreis-zur-amtl-notierung-fu.html). Dabei dauerte es aufgrund unterschiedlicher 
Vertragslaufzeiten der entsprechenden Absatzverträge teils Monate, bis die Preise im Absatz umgesetzt 
und damit wieder kostendeckend gewirtschaftet werden konnte. Eine denkbare weitere Erhöhung der 
Beschaffungspreise würde einen vergleichbar langen Anpassungsprozess zur Folge haben (vgl. hierzu 
auch die Ausführungen in Kapitel II. 1. b) oben).  

Sonstige Trends, Unsicherheiten, Nachfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die voraussichtlich die Aus-
sichten der Emittentin zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen dürften, sind nicht 
bekannt. 

3. Negativerklärung – Jüngsten Ereignisse mit einer besonderen Bedeutung und einer hohen 
Relevanz für die Bewertung der Solvenz der Emittentin 

Außer den oben in diesem Kapitel XIII. und unter Kapitel VII. 6. dargestellten Ereignissen, gibt es zudem 
keine jüngsten Ereignisse, die für die Emittentin eine besondere Bedeutung haben und die in hohem Ma-
ße für eine Bewertung der Solvenz der Emittentin relevant sind. 

XIV. Glossar und Abkürzungen 

1. Glossar 

Afrikanische Schweinepest Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine hoch an-
steckende Viruserkrankung bei Schweinen, die eine anzeigepflichtige 
Tierseuche darstellt. Die Afrikanische Schweinepest ist nicht auf Men-
schen übertragbar. 

BSE Bovine spongiforme Enzephalopathie, umgangssprachlich auch Rin-
derwahn. Bei BSE handelt es sich um eine Tierseuche in Form einer 
tödlichen schwammartigen Gehirnkrankheit bei Rindern. 

Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) 

Selbstständige Bundesanstalt mit Sitz in Bonn und Frankfurt am Main. 
Sie untersteht der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministeriums 
der Finanzen. Die BaFin beaufsichtigt und kontrolliert als Finanz-
marktaufsichtsbehörde im Rahmen einer Allfinanzaufsicht alle Berei-
che des Finanzwesens in Deutschland. 

Cashflow Kapitalfluss; Geldfluss; Finanzüberschuss 

Convenienceprodukte Aus dem Englischen entlehnter Begriff für „bequemes Essen“. Bezeich-
nung für vorgefertigte Lebensmittel, bei denen der Nahrungsmittel-
hersteller bestimmte Be- und Verarbeitungsstufen übernimmt, um 
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weitere Zubereitungen in Privathaushalten, Gastronomie oder Ge-
meinschaftsverpflegungen zu erleichtern. 

Corporate Governance Unter Corporate Governance wird der rechtliche und faktische Rah-
men zur Leitung und Überwachung von Unternehmen verstanden. 
Empfehlungen des Corporate Governance Kodex schaffen Transparenz 
und sollen das Vertrauen in eine gute und verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung stärken; sie dienen vor allem dem Schutz der Aktio-
näre. 

Deutscher Corporate Govern-
ance Kodex (DCGK) 

Der DCGK ist ein von einer Regierungskommission der Bundesrepub-
lik Deutschland erarbeitetes Regelwerk, das vor allem Vorschläge ent-
hält, was eine gute Corporate Governance, also ethische Verhaltens-
weisen von Mitarbeitern und Führungen von Unternehmen und Orga-
nisationen, ausmacht. 

Emittentin Westfleisch SCE mit beschränkter Haftung 

ISIN International Securities Identification Number 

Maul- und Klauenseuche Bei der Maul- und Klauenseuche handelt es sich um eine hoch anste-
ckende Viruserkrankung bei Rindern und Schweinen, die eine anzei-
gepflichtige Tierseuche darstellt. 

Westfleisch-Gruppe Bezeichnet die Unternehmensgruppe, die aus der Westfleisch SCE mit 
beschränkter Haftung und ihren Tochtergesellschaften sowie der 
Westfleisch Finanz AG und ihrer Tochtergesellschaft besteht. 

WKN Wertpapier-Kenn-Nummer. Die Wertpapier-Kenn-Nummer ist eine in 
Deutschland verwendete sechsstellige Ziffern- und Buchstabenkombi-
nation zur Identifizierung von Wertpapieren.  

2. Abkürzungen 

Abs. Absatz 

AktG Aktiengesetz 

ASP afrikanische Schweinepest 

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BSE Bovine spongiforme Enzephalopathie 

bzw. beziehungsweise 

d.h. das heißt 

DCGK Deutscher Corporate Governance Kodex 

e.V. eingetragener Verein 

EG Europäische Gemeinschaft 

EStG Einkommensteuergesetz 

EU Europäische Union 

EUR Euro 

gem. gemäß 

ggf. gegebenenfalls 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

HGB Handelsgesetzbuch 

HRB Handelsregister Abteilung B 

i.H.v. in Höhe von 

i.V.m. in Verbindung mit 

IDW Institut für Wirtschaftsprüfer 

ISIN International Securities Identification Number 

KStG Körperschaftsteuergesetz 

KWG Kreditwesengesetz 
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LEI Legal Entity Identifier (Rechtsträger Kennung) 

Mio. Millionen 

Nr. Nummer 

p.a. per annum 

ProspektVO Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei 
deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG 

rd. rund 

SCEAG Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 
2003 über das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) 

SCE-VO Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut der Euro-
päischen Genossenschaft (SCE) 

SchVG Gesetz über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen 

sog. sogenannte (n/r/s) 

TEUR Tausend Euro 

u.a. unter anderem 

u.ä. und Ähnliches 

WKN Wertpapier-Kennnummer 

z.B. zum Beispiel 

z.T. zum Teil 

zzgl.  zuzüglich 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für den Konzernabschluss zum 31. Dezember 
2017 und die Kapitalflussrechnung zum 31. Dezember 2017 
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

100 Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Konzernabschluss

zum 31. Dezember 2017 (Anlage 1) und dem Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 (Anlage 2) der Westfleisch unter dem

Datum vom 30. Mai 2018 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt,

der hier wiedergegeben wird:

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Westfleisch SCE mbH, Münster

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der Westfleisch SCE mbH, Münster, und ihrer Tochter-

gesellschaften (der Konzern) - bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember

2017, der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, dem Konzerneigenkapitalspiegel und

der Konzernkapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis zum

31. Dezember 2017 sowie dem Konzernanhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Konzernla-

gebericht der Westfleisch SCE mbH, Münster, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017

bis zum 31. Dezember 2017 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. De-

zember 2017 sowie seine Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis

zum 31. Dezember 2017 und

• vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der

Lage des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht

in Einklang mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend

dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und Konzernlageberichts

geführt hat

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses sowie des Konzernlageberichts in

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
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führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses sowie des

Konzernlageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind

von den Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-

delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen

Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-

sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlage-

bericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats den Konzernabschluss

sowie den Konzernlagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlus-

ses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen

entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und des Konzerns vermittelt. Ferner sind

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig

bestimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei

von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-

teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-

aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche

oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Konzern-

lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-

tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet ha-

ben, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-

wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende

geeignete Nachweise für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses

des Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses sowie des Konzernlageberichts.
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des

Konzernlageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-

schen Darstellungen ist, und ob Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von

der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzern-

abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht,

den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,

der unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss sowie zum Konzernlagebericht bein-

haltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-

fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche

Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-

sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln

oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzernlagebe-

richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbe-

absichtigter - falscher Darstellungen im Konzernabschluss sowie im Konzernlagebe-

richt, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche fal-

sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-

tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner

Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses rele-

vanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Konzernlageberichts re-

levanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die un-

ter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-

tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.
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• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob ei-

ne wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der

Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk

auf die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss sowie im Konzernlagebericht

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jewei-

liges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-

nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen,

dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Konzerns vermittelt.

• holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungslegungsin-

formationen der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns ein,

um Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben.

Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Überwachung und Durchführung der Kon-

zernabschlussprüfung. Wir tragen die alleinige Verantwortung für unsere Prüfungsur-

teile.

• beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzernabschluss, sei-

ne Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Kon-

zerns.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten

zukunftsorientierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis ausreichender

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-

orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-

men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-

tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-

kunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir

nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung

feststellen.

Bonn, 30. Mai 2018

DGRV - Deutscher
Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V.

Andreas Schneider Ralph Kuhn
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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2. Geprüfter Konzernabschluss zum 31. Dezember 2018 der Westfleisch SCE mit beschränkter 
Haftung, Münster 

Konzernbilanz zum 31. Dezember 2018 
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Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 
31. Dezember 2018 

F-31



F-32



Konzernanhang für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018  
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WESTFLEISCH SCE mit beschränkter Haftung, Münster 

Konzernanhang 2018 

Allgemeine Hinweise 

Der Name der Firma lautet Westfleisch SCE mbH. Sitz der Gesellschaft ist Münster. Eingetragen ist 

die Westfleisch SCE mbH im Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Münster unter der Nummer 

GnR 448. 

Die Westfleisch SCE mbH ist eine große Genossenschaft gemäß § 336 Abs. 2 HGB in Verbindung mit 

§ 267 Abs. 3 HGB. Der vorliegende Konzernabschluss wurde gemäß §§ 11 ff. Publizitätsgesetz sowie 

nach den Vorschriften des dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt.  

Der Konzernabschluss umfasst die Konzernbilanz, die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, den 

Konzernanhang, die Kapitalflussrechnung sowie den Eigenkapitalspiegel. Die Konzern-Gewinn- und 

Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt gem. § 275 Abs. 2 HGB. 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

Um die Klarheit der Darstellung zu verbessern, haben wir die Angaben zur Mitzugehörigkeit zu 

anderen Posten der Bilanz in diesem Anhang gesondert aufgegliedert und erläutert. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden im Berichtsjahr fortgeführt und gelten auch für 

assoziierte Unternehmen. 

Konsolidierungskreis und Konzernstichtag 

Die WESTFLEISCH SCE mbH, Münster, ist zum 31.12.2018 an den nachstehenden Unternehmen 

maßgeblich beteiligt: 

Name, Sitz                                                                             Anteil 
WESTFLEISCH 
SCE mbH % 

Anteil im 
Konzern % 

Tochterunternehmen

1. WESTFLEISCH SALES GmbH, Münster
(vormals: Westfleisch Fleischcenter Gelsenkirchen GmbH, 
Münster) 

100 100

2. WEGO Fleischhandels GmbH, Münster 100 100

3. Westfälischer Fleischwarenvertrieb GmbH, Münster 0 100
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4. WestfalenLand Fleischwaren GmbH, Münster 100 100

5. IceHouse Convenience GmbH, Münster 0 100

6. Westfleisch Erkenschwick GmbH, Oer-Erkenschwick 100 100

7. Gustoland GmbH, Oer-Erkenschwick 0 100

8. WETRALOG GmbH, Münster 100 100

9. Mecnun Fleischwaren GmbH, Münster 0 100

10. FleiKost Wurstwaren GmbH, Oer-Erkenschwick 0 100

11. DogsNature GmbH, Oer-Erkenschwick 100 100

12. WePro GmbH, Münster 100 100

13. WESTFLEISCH Polska Sp. z o.o., Raciborz/PL 100 100

14. WESTFLEISCH ROMANIA SRL, Tarnaveni/RO 100 100

15. WETRALOG ROMANIA SRL, Tarnaveni/RO 0 100

16. UAB WESTFLEISCH BALTIKA, Kaunas/LT 100 100

17. Westfleisch Nordic AB, Stockholm/SE 100 100

18. WESTFLEISCH Magyarország Kereskedelmi Kft., Budapest/HU 75 75

19. Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH, Oer-Erkenschwick 0 100

20. WestPet Janke GmbH, Petershagen 51 51

21. LPM Hessenweg Immobilien GmbH, Münster 0 85

22. Westfood GmbH, Münster
(vormals: LPM Logistik Partner Münsterland GmbH, Münster) 

0 100

23. WE-Personal GmbH, Münster 0 100

24. WENOVA Personal-Service GmbH, Münster 0 100

25. WENOVA GmbH, Münster 0 100

26.

27.

WE-Service GmbH, Münster

Han Wei Frozen Foods Co., Shanghai/CN 

0

          100 

100

100 
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Gemeinschaftsunternehmen 

28. WestCrown GmbH, Dissen 50 50

Assoziierte Unternehmen 

29. Coldstore Hamm Besitzgesellschaft mbH, Hamm 25 25

30. Coldstore Hamm GmbH, Hamm 25 25

Zweckgesellschaften

31. Westfleisch Finanz AG, Münster

Sämtliche in den Konzernabschluss einbezogene Unternehmen haben ihre Jahresabschlüsse einheitlich 

auf den 31. Dezember 2018 aufgestellt. 

Die Anteile am Kapital der assoziierten Unternehmen entsprechen der Höhe der Stimmrechte. 

Die Gesellschaften 1. bis 27. wurden als Tochterunternehmen in den Konzernabschluss einbezogen.  

Die Gesellschaften 1. bis 12., 19. und 22. bis 25. haben von der Befreiung gemäß § 264 Abs. 3 HGB 

Gebrauch gemacht. Mit diesen Gesellschaften bestehen unmittelbare und mittelbare (durchgängige) 

Ergebnisabführungsverträge mit dem Konzernmutterunternehmen. 

Die Gesellschaft 31. wird als Zweckgesellschaft in den Konzernabschluss einbezogen und 

vollkonsolidiert, da bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise die Westfleisch SCE mbH, Münster, die 

Mehrheit der Risiken und Chancen aus der Geschäftstätigkeit trägt. Die Anteile an der Gesellschaft 31. 

wurden nicht konsolidiert, da es sich hierbei um Anteile handelt, welche in der Konzernbilanz auf der 

Aktivseite im Umlaufvermögen ausgewiesen werden. Das Eigenkapital dieses Unternehmens wird im 

Konzerneigenkapital vollständig als Nicht beherrschende Anteile ausgewiesen.  

Mit Vertrag vom 18.10.2018 wurden die restlichen Anteile (49%) an der Bruns Fleischhandels- und 

Zerlege GmbH, Oer-Erkenschwick von der Westfleisch Erkenschwick GmbH erworben. Gleichzeitig hat 

die Westfleisch SCE mbH ihre Anteile (51 %) an der Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH an die 

Westfleisch Erkenschwick GmbH übertragen. Zudem wurden die restlichen Anteile (50%) an der Han 

Wei Frozen Foods Co., Shanghai/CN erworben. Die Han Wei Frozen Foods wurde zum 01.06.2018 

erstmalig vollkonsolidiert (zuvor Einbeziehung nach der Equity-Methode). Aktive Unterschiedsbeträge 

in Höhe von T" 475 aus der Aufstockung der Anteile wurden im Berichtsjahr vollständig 

abgeschrieben.  
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Konsolidierungsgrundsätze 

Bei der nach § 301 HGB vorzunehmenden Kapitalkonsolidierung ist für ab dem 1. Januar 2010 

erstmals zu konsolidierende Tochterunternehmen die Neubewertungsmethode (§ 301 Abs. 1 HGB) 

durch Verrechnung des Beteiligungsbuchwerts mit dem anteiligen neubewerteten Eigenkapital des 

Tochterunternehmens angewendet worden. Die Verrechnung wird auf der Grundlage der Wertansätze 

zu dem Zeitpunkt durchgeführt, zu dem das jeweilige Unternehmen Tochterunternehmen geworden 

ist. Ein nach der Verrechnung verbleibender aktiver Unterschiedsbetrag wird als Geschäfts- oder 

Firmenwert ausgewiesen und über eine Nutzungsdauer von 5 bis 10 Jahren abgeschrieben. Die in der 

Vergangenheit (vor dem 1. Januar 2010) nach der Buchwertmethode vorgenommenen 

Konsolidierungen wurden fortgeschrieben.  

Der aktivische Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung der ehemaligen Aldenhoven GmbH & 

Co Kommanditgesellschaft, die zum 01.11.2015 an die Gesellschaft 6. angewachsen ist, betrug 

Mio. " 6,7, welcher als Firmenwert gem. § 309 Abs. 1 HGB planmäßig über 5 Jahre abgeschrieben 

wird und zum 31.12.2018 Mio. " 0,7 beträgt. Die Restnutzungsdauer beträgt zum Bilanzstichtag 0,5 

Jahre. 

Das Gemeinschaftsunternehmen 28. sowie die assoziierten Unternehmen 29. und 30. wurden nach 

der Equity-Methode auf der Grundlage der Buchwerte einbezogen.  

Die Fortschreibung des anteiligen Eigenkapitals für die nach der Equity-Methode einbezogenen 

Unternehmen ergibt für 2018 einen Ertrag von T" 182, der in der Gewinn- und Verlustrechnung 

gesondert ausgewiesen wird. Der fortgeschriebene Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und 

anteiligem Eigenkapital beträgt T" 106. 

Die Schuldenkonsolidierung erfolgt nach § 303 Abs. 1 HGB durch Eliminierung der Forderungen 

mit den entsprechenden Verbindlichkeiten zwischen den in den Konzernabschluss einbezogenen 

Unternehmen. Rückstellungen und Eventualverbindlichkeiten sind, soweit erforderlich, konsolidiert 

worden. 

Gemäß § 305 Abs. 1 HGB sind Innenumsatzerlöse und andere Erträge mit den auf sie entfallenden 

Aufwendungen der empfangenen Konzernunternehmen verrechnet worden (Aufwands- und 

Ertragskonsolidierung).

Zwischengewinne aus der konzerninternen Übertragung von Anlagevermögen wurden im 

Geschäftsjahr 2018 eliminiert. Auf eine weitere Zwischengewinneliminierung aus konzerninternen 

Lieferungen wurde wegen untergeordneter Bedeutung gem. § 304 Abs. 2 HGB verzichtet. 

Auf Konsolidierungsmaßnahmen, die zu Differenzen zwischen den handelsrechtlichen und 

steuerrechtlichen Wertansätzen führen, werden latente Steuern nach § 306 HGB abgegrenzt, wenn 

sich diese Differenzen in späteren Geschäftsjahren voraussichtlich wieder abbauen, und soweit es sich 
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nicht um einen nach § 301 Abs. 3 HGB verbleibenden Unterschiedsbetrag handelt. Steuerbe- und 

entlastungen werden stets miteinander verrechnet.  

Die auf andere Gesellschafter entfallenden Eigenkapitalanteile von einbezogenen Tochterunternehmen 

(einschließlich Kapital- und Gewinnrücklagen) sowie der auf diese Gesellschafter entfallende Anteil am 

Jahresergebnis der jeweiligen Tochterunternehmen werden innerhalb des Eigenkapitals unter den 

Ausgleichsposten für die Anteile anderer Gesellschafter ausgewiesen.  

Angaben zur Währungsumrechnung 

Die Umrechnung von Abschlüssen in fremder Währung erfolgt für die Posten der Bilanz mit Ausnahme 

des Eigenkapitals, das zum historischen Kurs umgerechnet wird, zum Euro-Referenzkurs der 

deutschen Bundesbank zum 31.12.2018. Die Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind zum 

Durchschnittskurs umgerechnet. Ein sich ergebener Unterschiedsbetrag aus der Umrechnung der 

Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung wird nach den Rücklagen unter dem Posten 

„Eigenkapitaldifferenz aus der Währungsumrechnung“ erfolgsneutral ausgewiesen.  

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses sind unverändert zum Vorjahr die nachfolgenden 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maßgebend. 

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände werden zu 

Anschaffungskosten einschließlich der Anschaffungsnebenkosten unter Berücksichtigung planmäßiger 

linearer sowie außerplanmäßiger Abschreibungen bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 

bewertet. Die Nutzungsdauer beträgt 5 Jahre und reduziert sich bei geringerer Vertragslaufzeit 

entsprechend.  

Der entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert wird aus betriebswirtschaftlichen Gründen 

linear über eine Nutzungsdauer von 10 Jahren abgeschrieben. Die Nutzungsdauer entspricht der 

Nutzung der erworbenen Prozesse und Verfahren. Der Geschäfts- oder Firmenwert aus 

Kapitalkonsolidierung wird linear über eine Nutzungsdauer von 5 Jahren abgeschrieben. Die 

Restnutzungsdauer beträgt zum Bilanzstichtag 0,5 Jahre.

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und wird, soweit 

abnutzbar, um planmäßige lineare Abschreibungen vermindert.  

Folgende Nutzungsdauern werden angewandt: 

Gebäude 25-50 Jahre 

Betriebsvorrichtungen 10-20 Jahre 

Technische Anlagen und Maschinen 4-15 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 3-13 Jahre 
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Die Abschreibungen auf Zugänge des Sachanlagevermögens erfolgen zeitanteilig. Soweit die 

beizulegenden Werte einzelner Vermögensgegenstände ihren Buchwert unterschreiten, werden bei 

voraussichtlich dauernder Wertminderung zusätzlich außerplanmäßige Abschreibungen 

vorgenommen. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter bis zu einem Wert von " 800,00 werden im Jahr des Zugangs voll 

abgeschrieben; ihr sofortiger Abgang wird unterstellt.  

Bei den Finanzanlagen werden die Anteilsrechte und Genossenschaftsanteile zu Anschaffungskosten 

und die Ausleihungen mit dem Nominalbetrag angesetzt. Bei voraussichtlich dauernder 

Wertminderung erfolgt eine Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden Wert. Bei Wegfall der 

dauerhaften Wertminderung erfolgt eine Zuschreibung auf den beizulegenden Wert, jedoch höchstens 

bis zu den Anschaffungskosten. Anteile und Beteiligungen an ausländischen verbundenen 

Unternehmen sowie Ausleihungen in Fremdwährung werden mit dem aktuellen Umrechnungskurs zum 

Erwerbszeitpunkt bilanziert.  

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und Handelswaren werden zu Anschaffungskosten bzw. mit 

dem beizulegenden Wert angesetzt. Soweit der Börsen- oder Marktpreis dieser 

Vermögensgegenstände zum Bilanzstichtag den Wert unterschreitet, erfolgt eine Bewertung zu dem 

niedrigeren Börsen- oder Marktpreis vom Bilanzstichtag. Darüber hinaus werden auf bestimmte 

überalterte und/oder schwer verwertbare Bestände besondere Abwertungen auf den niedrigeren 

beizulegenden Wert vom Bilanzstichtag vorgenommen. Für Ersatzteile wurde ein Festwert gem. § 240 

Abs. 3 HGB gebildet. 

Die unfertigen Erzeugnisse werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. Die 

Herstellungskosten beinhalten keine Fremdkapitalzinsen und Kosten der allgemeinen Verwaltung. 

Die fertigen Erzeugnisse sind überwiegend nach der retrograden Methode, ausgehend von den 

durchschnittlichen Verkaufspreisen am Bilanzstichtag und vermindert um Bewertungsabschläge, die 

auf Kalkulationen der Betriebsabrechnung beruhen und noch anfallende Verwaltungs-, Vertriebs- und 

Lagerkosten sowie Handelsspannen berücksichtigen, zu Herstellungskosten bewertet. 

Fremdkapitalzinsen sowie Kosten der allgemeinen Verwaltung werden nicht aktiviert. Die 

Schweinehälften werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. 

In allen Fällen wird verlustfrei bewertet. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bzw. unverzinsliche 

Forderungen zum Barwert angesetzt. Allen risikobehafteten Posten ist durch die Bildung 

angemessener Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen; das allgemeine Kreditrisiko ist durch 

pauschale Abschläge berücksichtigt.  

Auf Fremdwährungen lautende Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände wurden zum 
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Devisenkassamittelkurs des Bilanzstichtages gem. § 256a HGB bewertet. 

Die sonstigen Wertpapiere beinhalten ausschließlich den Handelsbestand an Aktien der Westfleisch 

Finanz AG, Münster, und wurden nach § 253 Abs. 4 HGB zu Anschaffungskosten unter Beachtung des 

Niederstwertprinzips angesetzt. 

Der Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstitute sind zum Nennwert bzw. auf 

Fremdwährung lautende Mittel mit dem Devisenkassamittelkurs des Bilanzstichtages bewertet.  

Als Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind getätigte Ausgaben ausgewiesen, die Aufwand für 

eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen. 

Die in 2018 ausgegebenen Genussscheine werden aufgrund der Rechte und Pflichten aus der 

Zeichnung (insb. Teilnahme an Verlusten, erfolgsabhängige Vergütung und langfristiger Charakter 

durch Mindestlaufzeit von 5 Jahren) im Eigenkapital ausgewiesen. 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden auf der Grundlage 

von versicherungsmathematischen Berechnungen unter Verwendung der Richttafeln 2018 G von Klaus 

Heubeck nach der PUC-Methode („Projected Unit Credit“-Methode) ermittelt. Die Abzinsung wurde 

nach § 253 Abs. 2 S. 2 HGB, unter Zugrundelegung einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren, 

mit 3,21% p.a. vorgenommen. Künftig zu erwartende Lohn- und Gehaltssteigerungen bzw. 

Rentensteigerungen wurden mit je 2,00 % p.a. berücksichtigt. Fluktuation wurde nicht berücksichtigt. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden 

durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der 

Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den 

vergangenen sieben Geschäftsjahren beträgt T" 915. Dieser Betrag ist gem. § 253 Abs. 6 HGB für die 

Ausschüttung gesperrt. 

Die Steuerrückstellungen und sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle ungewissen 

Verpflichtungen und sind mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 

Erfüllungsbetrag bewertet. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden zum 

Stichtag mit dem von der Deutschen Bundesbank bekanntgegebenen Zinssatz abgezinst. Als Zinssatz 

wird der durchschnittliche laufzeitadäquate Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre 

verwendet. 

Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Auf Fremdwährung lautende Verbindlichkeiten wurden zum Devisenkassamittelkurs des 

Bilanzstichtages bewertet. 

Auf fremde Währung lautende Forderungen und Verbindlichkeiten werden grundsätzlich mit dem 

historischen Devisenkassenmittelkurs zum Zeitpunkt der Erstverbuchung erfasst. Zum Stichtag werden 

langfristige Fremdwährungsforderungen mit dem Devisenkassenmittelkurs bei Entstehung der 
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Forderung oder zum niedrigeren beizulegenden Wert, unter Zugrundelegung des 

Devisenkassamittelkurses am Abschlussstichtag, angesetzt (Imparitätsprinzip). Langfristige 

Fremdwährungsverbindlichkeiten werden mit dem Devisenkassenmittelkurs bei Entstehung der 

Verbindlichkeit oder zum höheren Stichtagskurswert, unter Zugrundelegung des 

Devisenkassamittelkurses am Abschlussstichtag, bewertet (Imparitätsprinzip). Forderungen und 

Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von weniger als einem Jahr werden mit dem 

Devisenkassamittelkurs zum Bilanzstichtag gemäß § 256a HGB umgerechnet. Bei kursgesicherten 

Forderungen und Verbindlichkeiten wird im Falle des Vorliegens von Bewertungseinheiten von einer 

Stichtagsbewertung abgesehen.  

Erläuterungen zur Bilanz 

Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist unter Angabe der Abschreibungen des 

Geschäftsjahres im Anlagenspiegel dargestellt. Dabei werden die aus der Erstkonsolidierung 

resultierenden kumulierten Anschaffungskosten bzw. Abschreibungen gesondert ausgewiesen.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, die Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 

ein Beteiligungsverhältnis besteht sowie die sonstigen Vermögensgegenstände sind sämtlich innerhalb 

eines Jahres fällig. 

Bei den Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, handelt es 

sich ausschließlich um solche aus Lieferungen und Leistungen. 

Bilanzgewinn 

Der Bilanzgewinn setzt sich wie folgt zusammen: 

Konzernjahresüberschuss 11.654.196,21 "

Nicht beherrschende Anteile 6.566.593,74 "

Konzernverlustvortrag -774.936,79 "

Einstellung in Rücklagen 2.198.294,26 "

Konzernbilanzgewinn 2.114.371,42 "
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Als Sonderposten des Eigenkapitals werden Genussscheine in Höhe von T" 14.041 ausgewiesen. 

Die Laufzeiten betragen: 

Betrag T"

___________ 
Laufzeit bis

______________

3.190
3.446 
7.405 

2023
2025 
2028 

Die Genussscheine wurden vollständig im Geschäftsjahr 2018 emittiert. Insgesamt wurden 140.408 

Anteile zum Nennbetrag von jeweils " 100 verbrieft. Die Genussscheine gewähren den Inhabern einen 

Anspruch auf Zinsen und Rückzahlung des Kapitals nach den Genussrechtsbedingungen. Die 

Genussscheine verbriefen Gläubigerrechte, mit denen keine Gesellschafterrechte verbunden sind. 

Ergebnisrücklagen 

Die Generalversammlung vom 20.06.2018 hat beschlossen, aus dem Bilanzgewinn des Vorjahres eine 

Zuweisung in Höhe von " 105.756 zu den Ergebnisrücklagen vorzunehmen.  

Latente Steuern 

Bezüglich der aktiven latenten Steuern wurde konzerneinheitlich vom Aktivierungswahlrecht gemäß 

§ 274 HGB für Zwecke des Konzernabschlusses kein Gebrauch gemacht. 

Der Aktivüberhang bei den latenten Steuern resultiert insbesondere aus Bewertungsunterschieden 

zwischen Handels- und Steuerbilanz bei den sonstigen- und Pensionsrückstellungen sowie beim 

Anlagevermögen und den Vorräten.  

Im Geschäftsjahr weist eine Gesellschaft passive latente Steuern in Höhe von T" 11.547 (Vj. T"

9.106) aus. Hierbei wurden aktive latente Steuern in Höhe von T" 1.535 (Vj. T" 1.122), die im 

Wesentlichen auf Differenzen im Anlagevermögen beruhen (unterschiedliche Nutzungsdauern 

zwischen Handels- und Steuerrecht) mit passiven latenten Steuern in Höhe von T" 13.082 (Vj. 

T" 10.228) aufgrund der Bildung einer Ersatzbeschaffungsrücklage in der Steuerbilanz verrechnet. Es 

wurde ein Konzernsteuersatz von 31,31 % berücksichtigt.  

Des Weiteren ergaben sich passive latente Steuern gem. § 306 HGB im Wesentlichen aus einer 

Neubewertung eines Unternehmens zu Zeitwerten. Die passiven latenten Steuern hieraus reduzierten 

sich im Vergleich zum Vorjahr um T" 529 und belaufen sich zum Geschäftsjahresende auf T" 4.660. 

Insgesamt weist der Konzernabschluss zum 31. Dezember 2018 passive latente Steuern in Höhe von 

T" 16.217 (Vj. T" 14.305) aus. 
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Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen wurden im Wesentlichen für Einkaufs- und Kundenboni (T" 41.311), 

Personal (T" 10.580), Drohverluste (T" 16.230) und ausstehende Kostenrechnungen (T" 12.984) 

gebildet. 

Verbindlichkeiten

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten stellen sich im Einzelnen wie folgt dar (Angaben in T"): 

Restlaufzeit 

Art der Verbindlichkeit bis 1 Jahr über 1 Jahr davon über 5 

Jahre 

Gesamt 

1. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten 

546 75.158 25.158 75.704 

(Vorjahr) (442) (75.838) (25.838) (76.280) 

2. Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen 

138.321 0 0 138.321 

(Vorjahr) (131.973) (0) (0) (131.973) 

3. Verbindlichkeiten gegenüber 

Beteiligungsunternehmen 

1.619 0 0 1.619 

(Vorjahr) (1.081) (0) (0) (1.081) 

4. Sonstige Verbindlichkeiten 27.154 6.000 0 33.154 

(Vorjahr) (20.651) (19.444) (0) (40.095) 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Beteiligungsunternehmen betreffen mit T" 1.619 (Vj. T" 1.081) 

Lieferungen und Leistungen. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Genussscheine aus Zeichnungen der Vorjahre in Höhe von T"

19.444 enthalten. Diese Genussscheine wurden bei Ausgabe als Fremdkapital klassifiziert, da aufgrund 

der vertraglichen Ausgestaltung ein langfristiger Charakter der Genussscheine nicht gegeben ist (z. B. 

Sonderkündigungsrechte). Die (Mindest-)Laufzeiten betragen:  

Betrag T"

___________ 
Laufzeit bis

______________

13.444
6.000 

2019
2020 

Die Genussscheine verbriefen Gläubigerrechte, mit denen keine Gesellschafterrechte verbunden sind. 
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Im Jahr 2018 wurden von den Genussrechten vereinbarungsgemäß T" 8.500 zurückgezahlt. 

Art und Zweck außerbilanzieller Geschäfte 

Als Baustein des Finanzierungskonzeptes wurde ein Teil der Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen im Rahmen von ABS Transaktionen verkauft. Das Forderungsmanagement erfolgt 

weiterhin durch unsere Gesellschaft. Der Forderungsverkauf führt zu einem vorzeitigen 

Liquiditätszufluss. Das ABS Volumen beläuft sich zum 31.12.2018 auf Mio. " 60,5. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige aus der Bilanz nicht ersichtliche finanzielle Verpflichtungen betreffen folgende Sachverhalte: 

T"

Verpflichtungen aus erteilten 
Investitionsaufträgen 

2.461

Verpflichtungen für mehrjährige Leasing-, Miet-
und Wartungsverträge im EDV- und 
Geschäftsausstattungsbereich 

12.894

Liefer- und Abnahmeverpflichtungen aus 
Warenkontrakten 

5.180

Haftungssummenverpflichtungen bei 
Genossenschaften 

Sonstige                                                                                                                     

17

                                   19 

Gesamt                                                                                 20.571 

Derivative Finanzinstrumente 

Zur Absicherung gegen Fremdwährungsrisiken hat die Gruppe  per 31.12.2018 

Devisentermingeschäfte in einem Umfang von T" 42.235 abgeschlossen. 

Devisentermingeschäfte werden soweit möglich und sinnvoll gemäß § 254 HGB mit den 

Grundgeschäften zu Bewertungseinheiten zusammengefasst (zum 31.12.2018: T" 39.355). Dabei 

werden Devisenkonten i.H.v. T" 10.276, Forderungen i.H.v. T" 29.273 und Verbindlichkeiten i.H.v. 

T" 194 abgesichert. 

Die Grundgeschäfte beziehen sich auf Fremdwährungsbanksalden, -forderungen und -

verbindlichkeiten. Im Wege des Makro-Hedgings werden diese nach Fristigkeit 

Devisentermingeschäften gegenübergestellt, um Kursänderungen abzusichern. Aufgrund der Struktur 

der Grundgeschäfte handelt es sich durchweg um kurzfristige Transaktionen, bei denen eine hohe 

Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung erwartet wird, da die bewertungsrelevanten Merkmale von 
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Grund- und Sicherungsgeschäften im Wesentlichen übereinstimmen. Die Effektivität der 

Sicherungsbeziehungen wird u.a. über die Critical Terms Match Methode ermittelt. In dem Umfang 

und für den Zeitraum, in dem sich die gegenläufigen Wertänderungen oder Zahlungsströme 

ausgleichen, findet keine buchmäßige Erfassung der Wertänderungen statt. Das durch 

Devisentermingeschäfte abgesicherte Risiko beträgt zum Bilanzstichtag T" 89.  

In Höhe von T" 2.880 wurden Devisentermingeschäfte zur Absicherung von Währungsrisiken 

erworben, die nicht in Bewertungseinheiten einbezogen wurden. Zur Ermittlung des Zeitwerts, der im 

Wesentlichen von der zukünftigen Entwicklung der Wechselkurse abhängt, wurden diese dem 

Devisenkassamittelkurs zum 31.12.2018 gegenübergestellt. Hieraus ergab sich eine positive 

Abweichung von T" 1. Mangels Realisierung wurde keine Forderung gebucht. 

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Umsatzerlöse 

- nach Regionen 2018 

T" % 

2017 

T" % 

Inland 1.837.064 71,8 1.869.654 67,9 

Ausland 720.562 28,2 882.729 32,1 

2.557.626 100,0 2.752.383 100,0 

- nach Sparten 2018 

T" % 

2017 

T" % 

Schlachtvieh 1.473.292 57,6 1.699.611 61,8 

Fleischzubereitung und 

Wurstwaren 

     798.196 31,2 710.893 25,8 

Nutzvieh      136.141 5,3 155.642 5,7 

Nebenprodukte    136.478 5,3 144.132 5,2 

Sonstiges     13.519 0,6 42.105 1,5 

2.557.626 100,0 2.752.383 100,0 
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Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten im Wesentlichen Versicherungsentschädigungen 

(T" 20.460) sowie Erträge aus Währungsumrechnungen (T" 1.948).  

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten Kursverluste aus Währungsumrechnungen von 

T" 2.394. 

Zinserträge/Zinsaufwendungen 

In den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen sind Aufwendungen aus Aufzinsungen in Höhe von T"

776 enthalten. 

Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder Bedeutung 

Im Zusammenhang mit dem Brand in Paderborn ergaben sich im Geschäftsjahr 2018 Erträge aus 

Versicherungsentschädigungen in Höhe von T" 20.000. Diese Erträge decken unter anderem 

entgangene Margen (Deckungsbeiträge) sowie außergewöhnliche Aufwendungen und fortlaufende 

Kosten am Standort im Zusammenhang mit dem Brand in Paderborn ab. Zudem wurden im 

Geschäftsjahr Rückstellungen für Strukturmaßnahmen in Höhe von T" 8.300 eingestellt. 

Sonstige Angaben 

Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahrs eingetreten sind, 

haben sich nicht ergeben.

Aufsichtsrat 

Josef Lehmenkühler, Geseke, Landwirt, Vorsitzender  

Christian Streyl, Dülmen, Landwirt, stv. Vorsitzender 

Michael Beneke, Vechta, Landwirt 

Siegmund Koscielski, Oer-Erkenschwick, Arbeitnehmervertreter 
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Dieter Haugwitz, Hamm, Arbeitnehmervertreter 

Heinrich Lohmann, Ascheberg, Landwirt 

Stefan Nießing, Borken-Burlo, geschäftsführender Vorstand der Agri V Raiffeisen eG  

Peter Rehfeld, Emsdetten, Arbeitnehmervertreter 

Ferdinand Roling, Gescher, Arbeitnehmervertreter 

Karl-Wilhelm Steinmann, Bottrop, Landwirt 

Paul Uppenkamp, Ahlen, Geschäftsführer der Raiffeisen Beckum eG 

Jochen Westermann, Selm, Landwirt 

Katja Zazopoulos, Gescher, Arbeitnehmervertreterin 

Vorstand 

Dirk Niederstucke, Hille-Rothenuffeln, Landwirt, Vorsitzender  

Peter Piekenbrock, Nordkirchen, Landwirt, stv. Vorsitzender  

Gerhard Meierzuherde, Herzebrock-Clarholz, Landwirt  

Carsten Schruck, Münster, Geschäftsführer 

Steen Sönnichsen, Lohne, Geschäftsführer 

Johannes Steinhoff, Ahlen, Geschäftsführer

Forderungen an Organe

Am Bilanzstichtag bestanden Forderungen an Mitglieder des Vorstands in Höhe von T" 15 und an 

Mitglieder des Aufsichtsrats in Höhe von T" 4. 

F-47



Risiken und Vorteile außerbilanzieller Geschäfte 

Im Rahmen des Forderungsverkaufs wird das Ausfallrisiko bis zu 100 % von der 

Finanzierungsgesellschaft übernommen. Die vorzeitig generierte Liquidität führt zu einer Verbesserung 

der Kapitalstruktur.

Mitarbeiter 

Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres beschäftigten Mitarbeiter: 

Vollzeit-
beschäftigte 

Teilzeit-
beschäftigte 

Auszu-
bildende 

Kaufmännische Arbeitnehmer 821 73 82
Gewerbliche Arbeitnehmer 2.850 13 34

3.671 86 116

Mitgliederbewegung 

Zahl der
Mitglieder 

Anzahl der
Geschäftsanteile 

Stand 01.01.2018 4.371 54.938
Zugänge 241 4.738
Abgänge 138 2.535

______ ______
Stand 31.12.2018 4.474 57.141

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder haben sich im Geschäftsjahr um T" 1.209 auf   

T" 28.789 erhöht. Eine Nachschusspflicht der Mitglieder besteht nicht.

Prüfungsverbände 

DGRV - Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V., Linkstraße 12, 10785 Berlin 

Genossenschaftsverband - Verband der Regionen e. V., Peter-Müller-Straße 26, 40468 Düsseldorf 
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Konzern-Kapitalflussrechnung zum 31. Dezember 2018 der Westfleisch SCE mit beschränk-
ter Haftung, Münster  
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für den Konzernabschluss zum 31. Dezember 
2018 und die Kapitalflussrechnung zum 31. Dezember 2018 
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CMIHIUKEFI HIV 0IVW]WMKXRKVYIUQIUOV

+*1 CPRW ST\ PQbRW[XTqT]ST] :aVTQ]Xb d]bTaTa EaoUd]V WPQT] fXa ST\ @^]iTa]PQbRW[dbb

$6][PVT +% d]S ST\ @^]iTa][PVTQTaXRWc $6][PVT ,% Uoa SPb <TbRWmUcbYPWa e^\ +( ?P]dPa

,*+2 QXb id\ -+( 9TiT\QTa ,*+2 STa LTbcU[TXbRW d]cTa ST\ 9Pcd\ e^\ +*( BPX ,*+3

ST] U^[VT]ST] d]TX]VTbRWam]ZcT] 7TbcmcXVd]VbeTa\TaZ TacTX[c& STa WXTa fXTSTaVTVTQT]

fXaS4

7:HIjI><JC<HK:GB:G@ 9:H JC67=jC<><:C 67H8=AJHHEGl;:GH

6] SXT LTbcU[TXbRW H8: \Q=& Bo]bcTa

/CI;F@<DFCE:>?:

LXa WPQT] ST] @^]iTa]PQbRW[dbb STa LTbcU[TXbRW H8: \Q=& Bo]bcTa& d]S XWaTa I^RWcTa'

VTbT[[bRWPUcT] $STa @^]iTa]% ' QTbcTWT]S Pdb STa @^]iTa]QX[P]i id\ -+( 9TiT\QTa ,*+2&

STa @^]iTa]'<TfX]]' d]S KTa[dbcaTRW]d]V& ST\ @^]iTa]TXVT]ZP_XcP[b_XTVT[ d]S STa @^]'

iTa]ZP_XcP[U[dbbaTRW]d]V Uoa SPb <TbRWmUcbYPWa e^\ +( ?P]dPa ,*+2 QXb id\ -+( 9TiT\'

QTa ,*+2 b^fXT ST\ @^]iTa]P]WP]V& TX]bRW[XTq[XRW STa 9PabcT[[d]V STa 7X[P]iXTad]Vb'

d]S 7TfTacd]Vb\TcW^ST] ' VT_aoUc( 9PaoQTa WX]Pdb WPQT] fXa ST] @^]iTa][PVTQTaXRWc

STa LTbcU[TXbRW H8: \Q=& Bo]bcTa& Uoa SPb <TbRWmUcbYPWa e^\ +( ?P]dPa ,*+2 QXb id\

-+( 9TiT\QTa ,*+2 VT_aoUc(

CPRW d]bTaTa 7TdacTX[d]V PdUVad]S STa QTX STa EaoUd]V VTf^]]T]T] :aZT]]c]XbbT

� T]cb_aXRWc STa QTXVTUoVcT @^]iTa]PQbRW[dbb X] P[[T] fTbT]c[XRWT] 7T[P]VT] ST] STdc'

bRWT] K^abRWaXUcT] STb EdQ[< d]S eTa\XccT[c d]cTa 7TPRWcd]V STa STdcbRWT] <ad]S'

bmciT ^aS]d]Vb\mqXVTa 7dRWUoWad]V TX] ST] cPcbmRW[XRWT] KTaWm[c]XbbT] T]cb_aT'

RWT]STb 7X[S STa KTa\nVT]b' d]S ;X]P]i[PVT STb @^]iTa]b id\ -+( 9TiT\QTa ,*+2

b^fXT bTX]Ta :acaPVb[PVT Uoa SPb <TbRWmUcbYPWa e^\ +( ?P]dPa ,*+2 QXb id\

-+( 9TiT\QTa ,*+2 d]S

� eTa\XccT[c STa QTXVTUoVcT @^]iTa][PVTQTaXRWc X]bVTbP\c TX] idcaTUUT]STb 7X[S e^] STa

APVT STb @^]iTa]b( >] P[[T] fTbT]c[XRWT] 7T[P]VT] bcTWc SXTbTa @^]iTa][PVTQTaXRWc

X] :X]Z[P]V \Xc ST\ @^]iTa]PQbRW[dbb& T]cb_aXRWc ST] STdcbRWT] VTbTci[XRWT] K^a'

bRWaXUcT] d]S bcT[[c SXT 8WP]RT] d]S GXbXZT] STa idZo]UcXVT] :]cfXRZ[d]V idcaTUUT]S

SPa(

,*+3'/-'*+,
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<T\mq p -,, 6Qb( - HPci + =<7 TaZ[maT] fXa& SPbb d]bTaT EaoUd]V id ZTX]T] :X]fT]'

Sd]VT] VTVT] SXT DaS]d]Vb\mqXVZTXc STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb d]S STb @^]iTa][PVTQT'

aXRWcb VTUoWac WPc(

(CF@9?6<: ;IC 9>: /CI;F@<DFCE:>?:

LXa WPQT] d]bTaT EaoUd]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb d]S STb @^]iTa][PVTQTaXRWcb X]

lQTaTX]bcX\\d]V \Xc p -+1 =<7 d]cTa 7TPRWcd]V STa e^\ >]bcXcdc STa LXacbRWPUcb_aoUTa

$>9L% UTbcVTbcT[[cT] STdcbRWT] <ad]SbmciT ^aS]d]Vb\mqXVTa 6QbRW[dbb_aoUd]V SdaRWVT'

UoWac( J]bTaT KTaP]cf^acd]V ]PRW SXTbT] K^abRWaXUcT] d]S <ad]SbmciT] Xbc X\ 6QbRW]Xcc

uKTaP]cf^acd]V STb 6QbRW[dbb_aoUTab Uoa SXT EaoUd]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb d]S STb

@^]iTa][PVTQTaXRWcbs d]bTaTb 7TbcmcXVd]VbeTa\TaZb fTXcTaVTWT]S QTbRWaXTQT]( LXa bX]S

e^] ST] @^]iTa]d]cTa]TW\T] d]PQWm]VXV X] lQTaTX]bcX\\d]V \Xc ST] STdcbRWT] WP]'

ST[baTRWc[XRWT] d]S QTadUbaTRWc[XRWT] K^abRWaXUcT] d]S WPQT] d]bTaT b^]bcXVT] STdcbRWT]

7TadUb_U[XRWcT] X] lQTaTX]bcX\\d]V \Xc SXTbT] 6]U^aSTad]VT] TaUo[[c( LXa bX]S STa 6dUUPb'

bd]V& SPbb SXT e^] d]b Ta[P]VcT] EaoUd]Vb]PRWfTXbT PdbaTXRWT]S d]S VTTXV]Tc bX]S& d\

P[b <ad]S[PVT Uoa d]bTaT EaoUd]VbdacTX[T id\ @^]iTa]PQbRW[dbb d]S id\ @^]iTa][PVT'

QTaXRWc id SXT]T](

3:C6@EGACEF@< 9:C <:D:EH?>8=:@ 3:CEC:E:C F@9 9:D #F;D>8=EDC6ED ;IC 9:@ +A@H:C@67D8=?FDD

F@9 9:@ +A@H:C@?6<:7:C>8=E

9XT VTbTci[XRWT] KTacaTcTa bX]S eTaP]cf^ac[XRW Uoa SXT 6dUbcT[[d]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb&

STa ST] STdcbRWT] K^abRWaXUcT] STb EdQ[< X] P[[T] fTbT]c[XRWT] 7T[P]VT] T]cb_aXRWc& d]S

SPUoa& SPbb STa @^]iTa]PQbRW[dbb d]cTa 7TPRWcd]V STa STdcbRWT] <ad]SbmciT ^aS]d]Vb'

\mqXVTa 7dRWUoWad]V TX] ST] cPcbmRW[XRWT] KTaWm[c]XbbT] T]cb_aTRWT]STb 7X[S STa

KTa\nVT]b'& ;X]P]i' d]S :acaPVb[PVT STb @^]iTa]b eTa\XccT[c( ;Ta]Ta bX]S SXT VTbTci[X'

RWT] KTacaTcTa eTaP]cf^ac[XRW Uoa SXT X]cTa]T] @^]ca^[[T]& SXT bXT X] lQTaTX]bcX\\d]V \Xc

ST] STdcbRWT] <ad]SbmciT] ^aS]d]Vb\mqXVTa 7dRWUoWad]V P[b ]^cfT]SXV QTbcX\\c WP'

QT]& d\ SXT 6dUbcT[[d]V TX]Tb @^]iTa]PQbRW[dbbTb id Ta\nV[XRWT]& STa UaTX e^] fTbT]c[X'

RWT] ' QTPQbXRWcXVcT] ^STa d]QTPQbXRWcXVcT] ' UP[bRWT] 9PabcT[[d]VT] Xbc(

7TX STa 6dUbcT[[d]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb bX]S SXT VTbTci[XRWT] KTacaTcTa SPUoa eTaP]c'

f^ac[XRW& SXT ;mWXVZTXc STb @^]iTa]b ida ;^acUoWad]V STa J]cTa]TW\T]bcmcXVZTXc id QTda'

cTX[T]( 9Tb LTXcTaT] WPQT] bXT SXT KTaP]cf^acd]V& HPRWeTaWP[cT X] OdbP\\T]WP]V \Xc

STa ;^acUoWad]V STa J]cTa]TW\T]bcmcXVZTXc& b^UTa] TX]bRW[mVXV& P]idVTQT]( 9PaoQTa WX]'

Pdb bX]S bXT SPUoa eTaP]cf^ac[XRW& PdU STa <ad]S[PVT STb GTRW]d]Vb[TVd]VbVad]SbPciTb
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STa ;^acUoWad]V STa J]cTa]TW\T]bcmcXVZTXc id QX[P]iXTaT]& b^UTa] ST\ ]XRWc cPcbmRW[XRWT

^STa aTRWc[XRWT <TVTQT]WTXcT] T]cVTVT]bcTWT](

6dqTaST\ bX]S SXT VTbTci[XRWT] KTacaTcTa eTaP]cf^ac[XRW Uoa SXT 6dUbcT[[d]V STb @^]iTa]'

[PVTQTaXRWcb& STa X]bVTbP\c TX] idcaTUUT]STb 7X[S e^] STa APVT STb @^]iTa]b eTa\XccT[c

b^fXT X] P[[T] fTbT]c[XRWT] 7T[P]VT] \Xc ST\ @^]iTa]PQbRW[dbb X] :X]Z[P]V bcTWc& ST]

STdcbRWT] VTbTci[XRWT] K^abRWaXUcT] T]cb_aXRWc d]S SXT 8WP]RT] d]S GXbXZT] STa idZo]UcX'

VT] :]cfXRZ[d]V idcaTUUT]S SPabcT[[c( ;Ta]Ta bX]S SXT VTbTci[XRWT] KTacaTcTa eTaP]cf^ac[XRW

Uoa SXT K^aZTWad]VT] d]S BPq]PW\T] $HhbcT\T%& SXT bXT P[b ]^cfT]SXV TaPRWcTc WPQT]&

d\ SXT 6dUbcT[[d]V TX]Tb @^]iTa][PVTQTaXRWcb X] lQTaTX]bcX\\d]V \Xc ST] P]idfT]ST]'

ST] STdcbRWT] VTbTci[XRWT] K^abRWaXUcT] id Ta\nV[XRWT]& d]S d\ PdbaTXRWT]ST VTTXV]TcT

CPRWfTXbT Uoa SXT 6dbbPVT] X\ @^]iTa][PVTQTaXRWc TaQaX]VT] id Zn]]T](

9Ta 6dUbXRWcbaPc Xbc eTaP]cf^ac[XRW Uoa SXT lQTafPRWd]V STb GTRW]d]Vb[TVd]Vb_a^iTbbTb

STb @^]iTa]b ida 6dUbcT[[d]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb d]S STb @^]iTa][PVTQTaXRWcb(

3:C6@EGACEF@< 9:D #7D8=?FDDBCI;:CD ;IC 9>: /CI;F@< 9:D +A@H:C@67D8=?FDD:D F@9 9:D

+A@H:C@?6<:7:C>8=ED

J]bTaT OXT[bTcid]V Xbc& WX]aTXRWT]ST HXRWTaWTXc SPaoQTa id Ta[P]VT]& ^Q STa @^]iTa]PQ'

bRW[dbb P[b <P]iTb UaTX e^] fTbT]c[XRWT] ' QTPQbXRWcXVcT] ^STa d]QTPQbXRWcXVcT] ' UP['

bRWT] 9PabcT[[d]VT] Xbc& d]S ^Q STa @^]iTa][PVTQTaXRWc X]bVTbP\c TX] idcaTUUT]STb 7X[S

e^] STa APVT STb @^]iTa]b eTa\XccT[c b^fXT X] P[[T] fTbT]c[XRWT] 7T[P]VT] \Xc ST\ @^]'

iTa]PQbRW[dbb b^fXT \Xc ST] QTX STa EaoUd]V VTf^]]T]T] :aZT]]c]XbbT] X] :X]Z[P]V

bcTWc& ST] STdcbRWT] VTbTci[XRWT] K^abRWaXUcT] T]cb_aXRWc d]S SXT 8WP]RT] d]S GXbXZT]

STa idZo]UcXVT] :]cfXRZ[d]V idcaTUUT]S SPabcT[[c& b^fXT TX]T] 7TbcmcXVd]VbeTa\TaZ id Ta'

cTX[T]& STa d]bTaT EaoUd]VbdacTX[T id\ @^]iTa]PQbRW[dbb d]S id\ @^]iTa][PVTQTaXRWc QT'

X]WP[cTc(

=X]aTXRWT]ST HXRWTaWTXc Xbc TX] W^WTb BPq P] HXRWTaWTXc& PQTa ZTX]T <PaP]cXT SPUoa& SPbb

TX]T X] lQTaTX]bcX\\d]V \Xc p -+1 =<7 d]cTa 7TPRWcd]V STa e^\ >]bcXcdc STa LXacbRWPUcb'

_aoUTa $>9L% UTbcVTbcT[[cT] STdcbRWT] <ad]SbmciT ^aS]d]Vb\mqXVTa 6QbRW[dbb_aoUd]V

SdaRWVTUoWacT EaoUd]V TX]T fTbT]c[XRWT UP[bRWT 9PabcT[[d]V bcTcb PdUSTRZc( ;P[bRWT 9Pa'

bcT[[d]VT] Zn]]T] Pdb KTabcnqT] ^STa J]aXRWcXVZTXcT] aTbd[cXTaT] d]S fTaST] P[b fTbT]c'

[XRW P]VTbTWT]& fT]] eTa]o]UcXVTafTXbT TafPacTc fTaST] Zn]]cT& SPbb bXT TX]iT[] ^STa

X]bVTbP\c SXT PdU STa <ad]S[PVT SXTbTb @^]iTa]PQbRW[dbbTb d]S @^]iTa][PVTQTaXRWcb

VTca^UUT]T] fXacbRWPUc[XRWT] :]cbRWTXSd]VT] e^] 6SaTbbPcT] QTTX]U[dbbT](
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LmWaT]S STa EaoUd]V oQT] fXa _U[XRWcVT\mqTb :a\TbbT] Pdb d]S QTfPWaT] TX]T ZaXcX'

bRWT <ad]SWP[cd]V( 9PaoQTa WX]Pdb

� XST]cXUXiXTaT] d]S QTdacTX[T] fXa SXT GXbXZT] fTbT]c[XRWTa ' QTPQbXRWcXVcTa ^STa d]QTPQ'

bXRWcXVcTa ' UP[bRWTa 9PabcT[[d]VT] X\ @^]iTa]PQbRW[dbb d]S X\ @^]iTa][PVTQTaXRWc&

_[P]T] d]S UoWaT] EaoUd]VbWP]S[d]VT] P[b GTPZcX^] PdU SXTbT GXbXZT] SdaRW b^fXT

Ta[P]VT] EaoUd]Vb]PRWfTXbT& SXT PdbaTXRWT]S d]S VTTXV]Tc bX]S& d\ P[b <ad]S[PVT

Uoa d]bTaT EaoUd]VbdacTX[T id SXT]T]( 9Pb GXbXZ^& SPbb fTbT]c[XRWT UP[bRWT 9PabcT['

[d]VT] ]XRWc PdUVTSTRZc fTaST]& Xbc QTX KTabcnqT] WnWTa P[b QTX J]aXRWcXVZTXcT]& SP

KTabcnqT QTcaoVTaXbRWTb OdbP\\T]fXaZT]& ;m[bRWd]VT]& QTPQbXRWcXVcT J]e^[[bcm]'

SXVZTXcT]& XaaTUoWaT]ST 9PabcT[[d]VT] Qif( SPb 6dqTaZaPUcbTciT] X]cTa]Ta @^]ca^[[T]

QTX]WP[cT] Zn]]T](

� VTfX]]T] fXa TX] KTabcm]S]Xb e^] ST\ Uoa SXT EaoUd]V STb @^]iTa]PQbRW[dbbTb aT[T'

eP]cT] X]cTa]T] @^]ca^[[bhbcT\ d]S ST] Uoa SXT EaoUd]V STb @^]iTa][PVTQTaXRWcb aT[T'

eP]cT] K^aZTWad]VT] d]S BPq]PW\T]& d\ EaoUd]VbWP]S[d]VT] id _[P]T]& SXT d]cTa

ST] VTVTQT]T] J\bcm]ST] P]VT\TbbT] bX]S& YTS^RW ]XRWc \Xc ST\ OXT[& TX] Eao'

Ud]VbdacTX[ ida LXaZbP\ZTXc SXTbTa HhbcT\T PQidVTQT](

� QTdacTX[T] fXa SXT 6]VT\TbbT]WTXc STa e^] ST] VTbTci[XRWT] KTacaTcTa] P]VTfP]ScT]

GTRW]d]Vb[TVd]Vb\TcW^ST] b^fXT SXT KTacaTcQPaZTXc STa e^] ST] VTbTci[XRWT] KTa'

caTcTa] SPaVTbcT[[cT] VTbRWmcicT] LTacT d]S SP\Xc idbP\\T]Wm]VT]ST] 6]VPQT](

� iXTWT] fXa HRW[dbbU^[VTad]VT] oQTa SXT 6]VT\TbbT]WTXc STb e^] ST] VTbTci[XRWT]

KTacaTcTa] P]VTfP]ScT] GTRW]d]Vb[TVd]VbVad]SbPciTb STa ;^acUoWad]V STa J]cTa'

]TW\T]bcmcXVZTXc b^fXT& PdU STa <ad]S[PVT STa Ta[P]VcT] EaoUd]Vb]PRWfTXbT& ^Q TX]T

fTbT]c[XRWT J]bXRWTaWTXc X\ OdbP\\T]WP]V \Xc :aTXV]XbbT] ^STa <TVTQT]WTXcT] QT'

bcTWc& SXT QTSTdcbP\T OfTXUT[ P] STa ;mWXVZTXc STb @^]iTa]b ida ;^acUoWad]V STa J]'

cTa]TW\T]bcmcXVZTXc PdUfTaUT] Zn]]T]( ;P[[b fXa id ST\ HRW[dbb Z^\\T]& SPbb TX]T

fTbT]c[XRWT J]bXRWTaWTXc QTbcTWc& bX]S fXa eTa_U[XRWcTc& X\ 7TbcmcXVd]VbeTa\TaZ PdU

SXT SPidVTWnaXVT] 6]VPQT] X\ @^]iTa]PQbRW[dbb d]S X\ @^]iTa][PVTQTaXRWc PdU'

\TaZbP\ id \PRWT] ^STa& UP[[b SXTbT 6]VPQT] d]P]VT\TbbT] bX]S& d]bTa YTfTX[XVTb

EaoUd]VbdacTX[ id \^SXUXiXTaT]( LXa iXTWT] d]bTaT HRW[dbbU^[VTad]VT] PdU STa <ad]S'

[PVT STa QXb id\ 9Pcd\ d]bTaTb 7TbcmcXVd]VbeTa\TaZb Ta[P]VcT] EaoUd]Vb]PRWfTX'

bT( OdZo]UcXVT :aTXV]XbbT ^STa <TVTQT]WTXcT] Zn]]T] YTS^RW SPid UoWaT]& SPbb STa

@^]iTa] bTX]T J]cTa]TW\T]bcmcXVZTXc ]XRWc \TWa U^acUoWaT] ZP]](
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� QTdacTX[T] fXa SXT <TbP\cSPabcT[[d]V& ST] 6dUQPd d]S ST] >]WP[c STb @^]iTa]PQ'
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3. Geprüfter Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 der Westfleisch SCE mit beschränkter 
Haftung, Münster 

Bilanz zum 31. Dezember 2018 
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Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 
31. Dezember 2018 
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Anhang für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018  
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WESTFLEISCH SCE mbH, Münster Anhang 2018 

Allgemeine Hinweise 

Der Name der Firma lautet Westfleisch SCE mbH. Sitz der Gesellschaft ist in Münster. Eingetragen ist 

die Westfleisch SCE mbH im Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Münster unter der Nummer 

GnR 448. 

Die Westfleisch SCE mbH ist eine große Genossenschaft gemäß § 336 Abs. 2 HGB in Verbindung mit 

§ 267 Abs. 3 HGB. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde gemäß den 

handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 238 ff., §§ 264 ff. und §§ 336 ff.) sowie nach den einschlägigen 

Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung der Gesellschaft und der Verordnung über das 

Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE-Verordnung) aufgestellt. Es gelten die Vorschriften für 

große Genossenschaften. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt. Geschäftsjahr ist 

das Kalenderjahr. 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses sind unverändert zum Vorjahr die nachfolgenden 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maßgebend.

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten 

einschließlich der Anschaffungsnebenkosten unter Berücksichtigung planmäßiger linearer sowie 

außerplanmäßiger Abschreibungen bei voraussichtlich dauernder Wertminderung bewertet. Die 

Nutzungsdauer beträgt 5 Jahre und reduziert sich bei geringerer Vertragslaufzeit entsprechend. Der 

Geschäfts- oder Firmenwert wird aus betriebswirtschaftlichen Gründen über eine Nutzungsdauer von 10 

Jahren abgeschrieben. Die Nutzungsdauer entspricht der Nutzung der erworbenen Prozesse und 

Verfahren.

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungskosten zuzüglich der Anschaffungsnebenkosten 

angesetzt und wird, soweit abnutzbar, um planmäßige lineare Abschreibungen vermindert. 

Folgende Nutzungsdauern werden angewandt: 

Gebäude 25-50 Jahre 

Betriebsvorrichtungen 10-20 Jahre 

Technische Anlagen und Maschinen 4-15 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 3-13 Jahre 
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Die Abschreibungen auf Zugänge des Sachanlagevermögens erfolgen zeitanteilig. Soweit die 

beizulegenden Werte einzelner Vermögensgegenstände ihren Buchwert unterschreiten, werden bei 

voraussichtlich dauernder Wertminderung zusätzlich außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter bis zu einem Wert von " 800,00 werden im Jahr des Zugangs voll 

abgeschrieben; ihr sofortiger Abgang wird unterstellt. 

Bei den Finanzanlagen werden die Anteilsrechte und Genossenschaftsanteile zu Anschaffungskosten 

und die Ausleihungen mit dem Nominalbetrag angesetzt. Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 

erfolgt eine Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden Wert. Bei Wegfall der dauerhaften 

Wertminderung erfolgt eine Zuschreibung auf den beizulegenden Wert, jedoch höchstens bis zu den 

Anschaffungskosten. Anteile und Beteiligungen an ausländischen verbundenen Unternehmen sowie 

Ausleihungen in Fremdwährung werden mit dem aktuellen Umrechnungskurs zum Erwerbszeitpunkt 

bilanziert  

Die Roh- Hilfs- und Betriebsstoffe und Handelswaren werden zu Anschaffungskosten bzw. mit 

dem beizulegenden Wert angesetzt. Soweit der Börsen- oder Marktpreis dieser Vermögensgegenstände 

zum Bilanzstichtag den Wert unterschreitet, erfolgt eine Bewertung zu dem niedrigeren Börsen- oder 

Marktpreis vom Bilanzstichtag. Darüber hinaus werden auf bestimmte überalterte und/oder schwer 

verwertbare Bestände besondere Abwertungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert vom 

Bilanzstichtag vorgenommen. Für Ersatzteile wurde ein Festwert gem. § 240 Abs. 3 HGB gebildet. 

Die fertigen Erzeugnisse sind überwiegend nach der retrograden Methode, ausgehend von den 

durchschnittlichen Verkaufspreisen am Bilanzstichtag und vermindert um Bewertungsabschläge, die auf 

Kalkulationen der Betriebsabrechnung beruhen und noch anfallende Verwaltungs-, Vertriebs- und 

Lagerkosten sowie Handelsspannen berücksichtigen, zu Herstellungskosten bewertet. 

Fremdkapitalzinsen sowie Kosten der allgemeinen Verwaltung werden nicht aktiviert. Die 

Schweinehälften werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. 

In allen Fällen wird verlustfrei bewertet.  

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bzw. unverzinsliche 

Forderungen zum Barwert angesetzt. Allen risikobehafteten Posten ist durch die Bildung angemessener 

Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. Das allgemeine Kreditrisiko wird durch eine 

Pauschalwertberichtigung berücksichtigt.  

Im Zuge der erstmaligen Anwendung von BilMoG zum 01.01.2010 wurde von dem 

Beibehaltungswahlrecht gemäß Artikel 67 Abs. 4 EGHGB Gebrauch gemacht und weiterhin eine 

Wertberichtigung gemäß § 253 Abs. 4 i.V.m. § 336 Abs. 2 HGB in der bis zum 24.05.2009 geltenden 

Fassung bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen abgesetzt. Zum 31.12.2018 beläuft sich 

die versteuerte Wertberichtigung auf T" 20.450. 

Die sonstigen Wertpapiere beinhalten ausschließlich den Handelsbestand an Aktien der Westfleisch 

Finanz AG, Münster, und werden zu Anschaffungskosten unter Beachtung des Niederstwertprinzips nach 

§ 253 Abs. 4 HGB angesetzt. 

F-65



Der Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bzw. auf 

Fremdwährung lautende Mittel mit dem Devisenkassamittelkurs des Bilanzstichtages bewertet.  

Als Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind vor dem Bilanzstichtag getätigte Ausgaben 

ausgewiesen, die Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen. 

Latente Steuern ergeben sich aus handels- und steuerrechtlich voneinander abweichenden 

Wertansätzen beim Anlagevermögen, den Vorräten, den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

(versteuerte Wertberichtigung) sowie bei den sonstigen- und den Pensionsrückstellungen. Die 

Differenzen werden sich in zukünftigen Perioden wieder ausgleichen. Dabei werden von der Westfleisch 

SCE mbH nicht nur die Unterschiede aus den eigenen Bilanzpositionen einbezogen, sondern auch 

solche, die bei Organtöchtern bestehen.  

Der Berechnung der latenten Steuern liegt ein effektiver Steuersatz von 31,9 % zugrunde, der sich 

voraussichtlich im Zeitpunkt des Abbaus der Differenzen ergeben wird. Die passiven latenten Steuern 

werden mit aktiven latenten Steuern verrechnet. Der Aktivüberhang wird in Ausübung des Wahlrechts 

gemäß § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht aktiviert.  

Die in 2018 ausgegebenen Genussscheine werden aufgrund der Rechte und Pflichten aus der Zeichnung 

(insb. Teilnahme an Verlusten, erfolgsabhängige Vergütung und langfristiger Charakter durch 

Mindestlaufzeit von 5 Jahren) im Eigenkapital ausgewiesen. 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden auf der Grundlage von 

versicherungsmathematischen Berechnungen unter Verwendung der Richttafeln 2018 G von Klaus 

Heubeck nach der PUC-Methode („Projected Unit Credit“ -Methode) ermittelt. Die Abzinsung wurde 

nach § 253 Abs. 2 S. 2 HGB, unter Zugrundelegung einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren, 

mit 3,21 % p.a. vorgenommen. Künftig zu erwartende Lohn- und Gehaltssteigerungen wurden mit 

0,00 % bis 2,00 % und Rentensteigerungen mit 2,00 % p.a. berücksichtigt. Fluktuation wurde nicht 

berücksichtigt. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden 

durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der 

Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den 

vergangenen sieben Geschäftsjahren beträgt T" 915. Dieser Betrag ist gem. § 253 Abs. 6 HGB für die 

Ausschüttung gesperrt. 

Die Steuerrückstellungen und sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle ungewissen 

Verpflichtungen und sind mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 

Erfüllungsbetrag bewertet. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden zum 

Stichtag mit dem von der Deutschen Bundesbank bekanntgegebenen Zinssatz abgezinst. Als Zinssatz 

wird der durchschnittliche laufzeitadäquate Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre 

verwendet. 

Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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Auf fremde Währung lautende Forderungen und Verbindlichkeiten werden grundsätzlich mit dem 

historischen Devisenkassenmittelkurs zum Zeitpunkt der Erstverbuchung erfasst. Zum Stichtag werden 

langfristige Fremdwährungsforderungen mit dem Devisenkassenmittelkurs bei Entstehung der 

Forderung oder zum niedrigeren beizulegenden Wert, unter Zugrundelegung des 

Devisenkassamittelkurses am Abschlussstichtag, angesetzt (Imparitätsprinzip). Langfristige 

Fremdwährungsverbindlichkeiten werden mit dem Devisenkassenmittelkurs bei Entstehung der 

Verbindlichkeit oder zum höheren Stichtagskurswert, unter Zugrundelegung des 

Devisenkassamittelkurses am Abschlussstichtag, bewertet (Imparitätsprinzip). Forderungen und 

Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von weniger als einem Jahr werden mit dem 

Devisenkassamittelkurs zum Bilanzstichtag gemäß § 256a HGB umgerechnet. Bei kursgesicherten 

Forderungen und Verbindlichkeiten wird im Falle des Vorliegens von Bewertungseinheiten von einer 

Stichtagsbewertung abgesehen. 

Erläuterungen zur Bilanz 

Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist unter Angabe der Abschreibungen des 

Geschäftsjahres im Anlagenspiegel dargestellt (Anlage zu diesem Anhang).

Finanzanlagen 

Angaben zum Anteilsbesitz 

Name, Sitz Beteiligung
direkt 
 % 

Beteiligung
insgesamt 

% 

Eigenkapital 
in T"

Ergebnis in 
T"

1. Verbundene Unternehmen

Westfalenland Fleischwaren GmbH, Münster1 100 100 9.000 0 

LPM HESSENWEG Immobilien GmbH, Münster 85 558 184 

Westfood GmbH (ehemals: LPM Logistik Partner 

Münster GmbH), Münster2

100 93 0 

IceHouse Convenience GmbH, Münster2 100 25 0 

Westfälischer Fleischwarenvertrieb GmbH, Münster2 100 25 0 

Westfleisch Erkenschwick GmbH, Oer-Erkenschwick1 100 100 2.870 0 

Gustoland GmbH, Oer-Erkenschwick3 100 25 0 

FleiKost Wurstwaren GmbH, Oer-Erkenschwick3 100 25 0 

Mecnun Fleischwaren GmbH, Münster2 100 25 0 

Westfleisch Sales GmbH (ehemals: Westfleisch 

Fleischcenter Gelsenkirchen GmbH ), Münster1

100 100 26 0 

WEGO Fleischhandels GmbH, Münster4 100 26 0 

WePro GmbH, Münster1 100 100 25 0 

WE-Personal GmbH, Münster5 100 25 0 

WENOVA Personal-Service GmbH, Münster5 100 25 0 
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Name, Sitz Beteiligung
direkt 
 % 

Beteiligung
insgesamt 

% 

Eigenkapital 
in T"

Ergebnis in 
T"

WENOVA GmbH, Münster6 100 26 0 

WE-Service GmbH, Münster 100 35 5 

Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH,  

Oer-Erkenschwick7
 100 64 14 

DogsNature GmbH, Oer-Erkenschwick1 100 100 871 0 

Wetralog GmbH, Münster1 100 100 25 0 

WETRALOG ROMANIA SRL, Tarnaveni/RO 0,01 100 1.113 80 

WestPet Janke GmbH, Petershagen  51  51 10 -81 

Westfleisch Polska Sp. z o.o., Racibórz/PL 100 100 281 260 

UAB WESTFLEISCH BALTIKA, Kaunas/LT  100 100 27 23 

Westfleisch Magyarország Kereskedelmi Kft., 

Budapest/HU 
75  75 528 458 

Westfleisch Nordic AB, Stockholm/S 100 100 196 115 

Han Wei Frozen Foods Co. Ltd., Shanghai/CN8 100 100 363 -59 

2. Beteiligungen

Coldstore Hamm Besitzgesellschaft mbH, Hamm    25,2   25,2 2.032 252 

Coldstore Hamm GmbH, Hamm     25,2   25,2 1.351 319 

WestCrown GmbH, Dissen 50 50 5.105 76 

1)  Mit dieser Gesellschaft hat die Westfleisch SCE mbH einen Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen. 
2)  Mit dieser Gesellschaft hat die Westfalenland Fleischwaren GmbH einen Ergebnisabführungsvertrag       

 abgeschlossen. 
3)  Mit dieser Gesellschaft hat die Westfleisch Erkenschwick GmbH einen Ergebnisabführungsvertrag     

abgeschlossen. 
4)  Mit dieser Gesellschaft hat die Westfleisch Sales GmbH (vormals: Fleischcenter Gelsenkirchen GmbH) einen 

Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen. 
5)  Mit dieser Gesellschaft hat die WePro GmbH einen Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen. 
6)  Mit dieser Gesellschaft hat die WENOVA Personal-Service GmbH einen Ergebnisabführungsvertrag  
     abgeschlossen. 
7)  Mit Vertrag vom 18.10.2018 hat die Westfleisch Erkenschwick GmbH 49 % der Anteile an der Bruns 

Fleischhandels- und Zerlege GmbH erworben. Darüber hinaus hat die Westfleisch SCE mbH ihre Anteile (51 %) 
an der Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH an die Westfleisch Erkenschwick GmbH übertragen. Mit der 
Bruns Fleischhandels- und Zerlege GmbH hat die Westfleisch SCE mbH bis zum 31.10.2018 einen 
Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen. 

8)  Mit Vertrag vom 01.12.2017 wurden die restlichen Anteile (50 %) an der Han Wei Foods Co. Ltd erworben. Das 
Eigentum an den Anteilen ist aufgrund aufschiebender Bedingung mit Kaufpreiszahlung am 23.05.2018 
übergegangen.  

Für die Westfleisch Romania SRL, Tarnaveni (Rumänien), wurde von der Schutzklausel gemäß § 286 Abs. 3 S.1 
Nr.2 HGB Gebrauch gemacht. 
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Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, gegen verbundene Unternehmen und gegen 

Beteiligungsunternehmen sind sämtlich innerhalb eines Jahres fällig. 

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen mit T" 3.027 (Vj. T" 14.202) Lieferungen 

und Leistungen und mit T" 130.175 (Vj. T" 130.438) den Finanzverkehr. 

Die Forderungen gegen Beteiligungsunternehmen betreffen mit T" 2.550 (Vj. T" 1.765) Lieferungen 

und Leistungen. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände sind alle innerhalb eines Jahres fällig. 

Als Sonderposten des Eigenkapitals werden Genussscheine in Höhe von T" 14.041 ausgewiesen. 

Die Laufzeiten betragen: 

Betrag T"

___________ 
Laufzeit bis

______________

3.190
3.446 
7.405 

2023
2025 
2028 

Die Genussscheine wurden vollständig im Geschäftsjahr 2018 emittiert. Insgesamt wurden 140.408 

Anteile zum Nennbetrag von jeweils " 100 verbrieft. Die Genussscheine gewähren den Inhaber einen 

Anspruch auf Zinsen und Rückzahlung des Kapital nach den Genussrechtsbedingungen. Die 

Genussscheine verbriefen Gläubigerrechte mit denen keine Gesellschafterrechte verbunden sind. 

Ergebnisrücklagen 

Die Generalversammlung vom 20.06.2018 hat beschlossen, aus dem Bilanzgewinn des Vorjahres eine 

Zuweisung in Höhe von " 105.756 zu den Ergebnisrücklagen vorzunehmen.  

Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen wurden im Wesentlichen für Einkaufsboni (T" 29.272), Drohverluste 

(T" 10.300), Strukturmaßnahmen (T" 8.300), ausstehende Kostenrechnungen (T" 6.825), Personal (T"

5.011), unterlassene Instandhaltungen (T" 3.045) und Kundenboni (T" 2.239) gebildet.  

Verbindlichkeiten

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten stellen sich im Einzelnen wie folgt dar (Angaben in T"): 
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Restlaufzeit 

Art der Verbindlichkeit bis 1 Jahr  über 1 Jahr davon über 5 

Jahre 

Gesamt 

1. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten 

1 19.029 19.029 19.030 

(Vorjahr) (4) (19.689) (19.689)  (19.693) 

2. Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen 

94.057 0 0 94.057 

(Vorjahr) (87.595) (0) (0) (87.595) 

3. Verbindlichkeiten gegenüber 

verbundenen Unternehmen 

39.583 50.000 0 89.583 

(Vorjahr) (29.305) (50.000) (0) (79.305) 

4. Verbindlichkeiten gegenüber 

Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht 

1.138 0 0 1.138 

(Vorjahr) (1.081) (0) (0) (1.081) 

5. Sonstige Verbindlichkeiten 19.657 6.000 0 25.657 

(Vorjahr) (15.110) (19.444) (0) (34.554) 

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen mit T" 1.069 (Vj. T" 656) 

Lieferungen und Leistungen und mit T" 88.514 (Vj. T" 78.649) den Finanzverkehr. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Beteiligungsunternehmen betreffen mit T" 1.138 (Vj. T" 1.081) 
Lieferungen und Leistungen. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Genussscheine aus Zeichnungen der Vorjahre in Höhe von 

T" 19.444 enthalten. Diese Genussscheine wurden bei Ausgabe als Fremdkapital klassifiziert, da 

aufgrund der vertraglichen Ausgestaltung ein langfristiger Charakter der Genussscheine nicht gegeben 

ist (z. B. Sonderkündigungsrechte). Die (Mindest-)Laufzeiten betragen:  

Betrag T"

___________ 

(Mindest-)
Laufzeit bis 

_____ 

13.444
6.000 

2019
2020 

Die Genussscheine verbriefen Gläubigerrechte mit denen keine Gesellschafterrechte verbunden sind. 
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Im Jahr 2018 wurden von den Genussrechten vereinbarungsgemäß T" 8.500 zurückgezahlt. 

Haftungsverhältnisse 

Haftungsverhältnisse nach § 251 HGB bestehen durch die Mithaftung der Westfleisch SCE mbH im 

Rahmen des Konsortialkreditvertrages der Westfleisch-Gruppe. Zum 31.12.2018 wurden vom 

Konsortialkreditvertrag T" 50.000 durch die Westfleisch Finanz AG (verbundenes Unternehmen) in 

Anspruch genommen. Zudem besteht eine Mithaftung für den Kontokorrentvertrag mit der Westfleisch 

Magyarorszag, Budapest/Ungarn, über T" 1.000 sowie ein Schuldbeitritt gemäß Rahmenvertrag für 

Finanztermingeschäfte der Westfleisch Sales GmbH. Das Risiko einer Inanspruchnahme schätzen wir 

aufgrund der gegenwärtigen Bonität und des bisherigen Zahlungsverhaltens der Begünstigten als gering 

ein. Erkennbare Anhaltspunkte, die eine andere Beurteilung erforderlich machen würden, liegen uns 

nicht vor. 

Art und Zweck außerbilanzieller Geschäfte 

Als Baustein des Finanzierungskonzeptes wurde ein Teil der Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen im Rahmen von Asset-Backed-Securities (ABS) Transaktionen verkauft. Das 

Forderungsmanagement erfolgt weiterhin durch unsere Gesellschaft. Der Forderungsverkauf führt zu 

einem vorzeitigen Liquiditätszufluss. Das ABS Volumen beläuft sich zum 31.12.2018 auf Mio. " 30,1. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige aus der Bilanz nicht ersichtliche finanzielle Verpflichtungen betreffen folgende Sachverhalte: 

Miet- und Pachtverpflichtungen für Bauten und Betriebsanlagen (Jahresbetrag) 
(davon gegenüber verbundenen Unternehmen) 

T"

       11.088 
(11.088)

Liefer- und Abnahmeverpflichtungen aus Warenkontrakten 189

Verpflichtungen für mehrjährige Leasing-, Miet- und Wartungsverträge im 
EDV- und Geschäftsausstattungsbereich 
(davon gegenüber verbundenen Unternehmen) 

10.095
(822) 

Verpflichtungen aus erteilten Investitionsaufträgen 1.279
Haftungssummenverpflichtungen bei Genossenschaften 17

Gesamt
(davon gegenüber verbundenen Unternehmen) 

22.668
(11.910)

Derivative Finanzinstrumente und Bewertungseinheiten 

Zur Absicherung gegen Fremdwährungsrisiken hat die Gesellschaft per 31.12.2018 

Devisentermingeschäfte in einem Umfang von T" 39.068 abgeschlossen. 

Devisentermingeschäfte werden soweit möglich und sinnvoll gemäß § 254 HGB mit den 

Grundgeschäften zu Bewertungseinheiten zusammengefasst (zum 31.12.2018: T" 36.188). Dabei 
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werden Devisenkonten i.H.v. T" 8.738, Forderungen i.H.v. T" 27.644 und Verbindlichkeiten i.H.v. 

T" 194 abgesichert. 

Die Grundgeschäfte beziehen sich auf Fremdwährungsbanksalden, -forderungen und –verbindlichkeiten. 

Im Wege des Makro-Hedgings werden diese nach Fristigkeit Devisentermingeschäften 

gegenübergestellt, um Kursänderungen abzusichern. Aufgrund der Struktur der Grundgeschäfte handelt 

es sich durchweg um kurzfristige Transaktionen, bei denen eine hohe Wirksamkeit der 

Sicherungsbeziehung erwartet wird, da die bewertungsrelevanten Merkmale von Grund- und 

Sicherungsgeschäften im Wesentlichen übereinstimmen. Die Effektivität der Sicherungsbeziehungen 

wird u.a. über die Critical Terms Match Methode ermittelt.  

In dem Umfang und für den Zeitraum, in dem sich die gegenläufigen Wertänderungen oder 

Zahlungsströme ausgleichen, findet keine buchmäßige Erfassung der Wertänderungen statt. Das durch 

Devisentermingeschäfte abgesicherte Risiko beträgt zum Bilanzstichtag T" 89.  

In Höhe von T" 2.880 wurden Devisentermingeschäfte zur Absicherung von Währungsrisiken erworben, 

die nicht in Bewertungseinheiten einbezogen wurden. Zur Ermittlung des Zeitwerts, der im 

Wesentlichen von der zukünftigen Entwicklung der Wechselkurse abhängt, wurden diese dem 

Devisenkassamittelkurs zum 31.12.2018 gegenübergestellt. Hieraus ergab sich eine positive 

Abweichung von T" 1. Mangels Realisierung wurde keine Forderung gebucht. 

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Umsatzerlöse 

- nach Regionen 2018 2017 

T" % T" % 

Inland 1.735.441 76,29 1.646.284 72,60 

Ausland 539.313 23,71 621.216 27,40 

2.274.754 100,00 2.267.500 100,00 

- nach Sparten 2018 2017 

T" % T" % 

Schlachtvieh 2.122.347 93,31  2.107.929 92,96  

Nutzvieh 138.501 6,09  159.571    7,04  
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Sonstiges 13.906 0,60  0 0,00  

2.274.754 100,00 2.267.500 100,00 

Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten im Wesentlichen Versicherungsentschädigungen 

(T" 10.460), Auflösungen von Rückstellungen (T" 8.033) und Kursgewinne aus 

Währungsumrechnungen (T" 1.789). 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten Kursverluste aus Währungsumrechnungen von T"

2.191.

Zinserträge/Zinsaufwendungen 

In den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen sind Aufwendungen aus Aufzinsungen in Höhe von T" 776 

enthalten. 

Abschreibungen auf Finanzanlagen 

Die Abschreibungen auf Finanzanlagen betreffen mit T" 658 die Abschreibung auf die Anteile an dem 

verbundenen Unternehmen DogsNature GmbH, Oer-Erkenschwick. 

Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder Bedeutung 

Im Zusammenhang mit dem Brand in Paderborn ergaben sich im Geschäftsjahr 2018 Erträge aus 

Versicherungsentschädigungen in Höhe von T" 10.000. Diese Erträge decken unter anderem 

entgangene Margen (Deckungsbeiträge) sowie außergewöhnliche Aufwendungen und fortlaufende 

Kosten am Standort im Zusammenhang mit dem Brand in Paderborn ab. Zudem wurden im 

Geschäftsjahr Rückstellungen für Strukturmaßnahmen in Höhe von T" 8.300 eingestellt. 

Sonstige Angaben 

Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahrs eingetreten sind, 

haben sich nicht ergeben.

Aufsichtsrat  

Josef Lehmenkühler, Geseke, Landwirt, Vorsitzender  
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Christian Streyl, Dülmen, Landwirt, stv. Vorsitzender 

Michael Beneke, Vechta, Landwirt 

Siegmund Koscielski, Oer-Erkenschwick, Arbeitnehmervertreter 

Dieter Haugwitz, Hamm, Arbeitnehmervertreter 

Heinrich Lohmann, Ascheberg, Landwirt 

Stefan Nießing, Borken-Burlo, geschäftsführender Vorstand der Agri V Raiffeisen eG 

Peter Rehfeld, Emsdetten, Arbeitnehmervertreter 

Ferdinand Roling, Gescher, Arbeitnehmervertreter 

Karl-Wilhelm Steinmann, Bottrop, Landwirt 

Paul Uppenkamp, Ahlen, Geschäftsführer der Raiffeisen Beckum eG 

Jochen Westermann, Selm, Landwirt 

Katja Zazopoulos, Gescher, Arbeitnehmervertreterin 

Vorstand 

Dirk Niederstucke, Hille-Rothenuffeln, Landwirt, Vorsitzender 

Peter Piekenbrock, Nordkirchen, Landwirt, stv. Vorsitzender 

Gerhard Meierzuherde, Herzebrock-Clarholz, Landwirt 

Carsten Schruck, Münster, Geschäftsführer 

Steen Sönnichsen, Lohne, Geschäftsführer 

Johannes Steinhoff, Ahlen, Geschäftsführer

Forderungen an Organe

Am Bilanzstichtag bestanden Forderungen an Mitglieder des Vorstands in Höhe von T" 15 und an 

Mitglieder des Aufsichtsrats in Höhe von T" 4. 

Risiken und Vorteile außerbilanzieller Geschäfte 
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Im Rahmen des Forderungsverkaufs wird das Ausfallrisiko bis zu 100 % von der 

Finanzierungsgesellschaft übernommen. Die vorzeitig generierte Liquidität führt zu einer Verbesserung 

der Kapitalstruktur.

Mitarbeiter 

Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres beschäftigten Mitarbeiter: 

Vollzeit-
beschäftigte 

Teilzeit-
beschäftigte 

Auszu-
bildende 

Kaufmännische Arbeitnehmer 417 47 44

Gewerbliche Arbeitnehmer 354 4 9

771 51 53

Mitgliederbewegung 

Zahl der
Mitglieder 

Anzahl der
Geschäftsanteile 

Stand 01.01.2018 4.371 54.938
Zugänge 241 4.738
Abgänge 138 2.535

______ ______
Stand 31.12.2018 4.474 57.141

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder haben sich im Geschäftsjahr um T" 1.209 auf T"

28.789 erhöht. Eine Nachschusspflicht der Mitglieder besteht nicht.

Prüfungsverbände 

DGRV - Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V., Linkstraße 12, 10785 Berlin 

Genossenschaftsverband - Verband der Regionen e. V., Peter-Müller-Straße 26, 40468 Düsseldorf 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2018  
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